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das Wahljahr 2021 brachte sowohl im Bund als 
auch im Land Berlin die Entscheidung, welche po-
litischen Themen die kommenden Jahre prägen 
werden. Ich freue mich darüber, dass viele Weg-
gefährten der Verbraucherzentrale auch weiter-
hin an unserer Seite bleiben werden, bin aber 
auch neugierig darauf, die zahlreichen neu ge-
wählten Volksvertreter*innen kennenzulernen 
und ihnen unsere Arbeit näher zu bringen.

Sowohl das verbraucherpolitische Frühstück zum 
Auftakt des Wahljahres als auch unsere 14 ver-
braucherpolitischen Forderungen zu gesellschaft-
lich relevanten Bereichen wie Digitale Welt, Ener-
gie, Pflege, Altersvorsorge, Verträge, Lebensmittel 
und nachhaltiger Konsum sowie Verbraucherbil-
dung haben uns den politischen Entscheidungs-
träger*innen noch näher gebracht. Gerade im Hin-
blick auf die Ausarbeitung und Umsetzung einer 
verbraucherpolitischen Strategie konnte hier eine 
solide Basis für die Zukunft geschaffen werden.

Mit einer großen Pressekonferenz in der Lich-
tenberger Kiezspinne legten wir im Sommer den 
Grundstein für unser neues Projekt „Verbrau-
cherberatung im Ostteil der Stadt“, das sich bin-
nen kürzester Zeit überaus erfolgreich etabliert 
und erweitert hat. Mittlerweile wurde bereits die 
dritte Beratungsstelle eröffnet, um auch Verbrau-
cher*innen in diesem Teil Berlins unsere Beratung 
noch näher zu bringen. Im Programm „100 Tage 

für Berlin“ der Koalitionsparteien wurde dieser Er-
folg dokumentiert.

Auch mit unserem Projekt „Verbraucher stärken 
im Quartier“ sind wir weiterhin ganz nah dran an 
dem, was die Berliner Verbraucher*innen bewegt. 
Die beiden engagierten Kolleginnen fühlen sich in 
Moabit-Ost schon fast heimisch, so gut haben sie 
den Standort unseres Kiez-Büros und die dort le-
benden Menschen mittlerweile kennengelernt.

Im November starteten die Verbraucherzentrale 
Berlin und der Verbraucherzentrale Bundesver-
band einen Aufruf zur Teilnahme an der Muster-
feststellungsklage gegen die SuperFit Sportstu-
dios. Wir alle haben uns sehr über den großen 
Erfolg und die zahlreichen Teilnehmer*innen ge-
freut, die das Einfordern von Mitgliedsbeiträ-
gen während der pandemiebedingten Schließzeit 
nicht einfach hinnehmen wollten.

Mit der 100. Kolumne im Tagesspiegel konnte ich 
in diesem Jahr auch einen ganz persönlichen Er-
folg feiern. Ich freue mich über die vielen positi-
ven Rückmeldungen, die ich dazu bekomme, und 
werde den politischen Entscheidungsträger*in-
nen auch weiterhin Ihre und unsere dringends-
ten Probleme aufzeigen. Ich erlebe die meisten 
von ihnen nämlich als sehr offen dafür und bin si-
cher, dass sie auch im Jahr 2022 viel für den Ver-
braucherschutz erreichen werden – gemeinsam 
mit der Verbraucherzentrale und all ihren Zuwen-
dungsgebern, Mitgliedern und Kooperationspart-
nern, denen ich sehr herzlich für die vertrauens-
volle Zusammenarbeit danke.

Dörte Elß
Vorstand
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DIE VERBRAUCHERZENTRALE BERLIN E. V.

Die Verbraucherzentrale Berlin nutzt verschiedene Kanäle, 
um mit Ratsuchenden in Kontakt zu treten. Ob Podcast, Web-
Seminar oder klassische Veranstaltung vor Ort – wie infor-
mieren Sie sich am liebsten?

BREITES SERVICEANGEBOT ÜBER VIELFÄLTIGE KANÄLE

WEB-SEMINARE
www.vz-bln.de/web-seminare

MUSTERBRIEFE
www.vz-bln.de/musterbriefe

PODCASTS
www.vz-bln.de/nachgehakt

VERANSTALTUNGEN
www.vz-bln.de/veranstaltungen

BUCHBARE VORTRÄGE
www.vz-bln.de/buchbare-vortraege

BERATUNG
www.vz-bln.de/beratung-be

ONLINE-TOOLS
www.vz-bln.de/online-tools
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Im Gespräch mit Dörte Elß und Reiner Wild

Energiepreissteigerungen, Flüchtlingsbewegungen aus der Ukraine – es 
sind viele Herausforderungen, denen sich Berlin derzeit stellen muss. 
Welchen Einfluss hat dies auf die Arbeit der Verbraucherzentrale?

Elß: Auf jeden Fall ist es eine Herausforderung, dass wir schnell auf geänderte Lebensver-
hältnisse und die dadurch entstehende Nachfrage der Verbraucher*innen reagieren müs-
sen. Die Energiepreise sind ein Thema, das uns im Augenblick sehr beschäftigt. Durch den 
Preisanstieg sind viele Menschen nicht mehr in der Lage, ihre Energierechnung zu bezahlen. 
Zudem haben einige Energieversorger bedingt durch die steigenden Preise auf einmal die 
Belieferung eingestellt, weil sie in Insolvenz gegangen sind oder einfach nicht mehr liefern 
wollten. Die Verbraucher*innen müssen dann reagieren und neue Anbieter und Tarife su-
chen. Andere Energieversorger erhöhen einseitig die Preise und verlangen horrende Ab-
schlagszahlungen. Wir können die Verbraucher*innen unterstützen, weil wir sowohl eine 

Energierechtsberatung und eine Energieschul-
denberatung anbieten als auch eine Energie-
sparberatung. Leider können wir bei der großen 
Nachfrage nicht jeden individuell beraten. Des-
halb bieten wir auch Web-Seminare an, bei denen 
dann viele Ratsuchende auf einmal teilnehmen. 
Wir stellen Informationen auf unserer Homepage 
bereit und es gibt Musterbriefe für all jene, die 
nicht das Glück haben, einen Beratungstermin zu 
erhalten oder sich lieber online informieren. Auch 
für Flüchtende aus der Ukraine bieten wir auf 
unserer Homepage viele Informationen an, die 
erste Orientierung geben.

Wild: Auf jeden Fall sind die steigenden Energiepreise ein Thema, das wirklich fast alle be-
wegt. Das Schlimme daran ist, dass viele Haushalte sich dem sehr ausgeliefert fühlen und 
Sorge haben, dass sie die Wohnung nicht mehr warm bekommen und den Strom nicht mehr 
bezahlen können. Dieses Ausgeliefertsein ist ein sehr problematisches Gefühl. Als Verbrau-
cherorganisation ist es unsere Aufgabe, den Menschen den Rücken zu stärken. Das Problem 
ist aber, dass im Rahmen des Verbraucherverhaltens die aktuell massive Energiepreisent-
wicklung gar nicht verhindert werden kann. Neben Individualhilfen, die die Bundesregierung 
bereits beschlossen hat und aus Steuermitteln finanziert, braucht man umfassende Lösun-
gen. Die könnten darin bestehen, dass man die Energiepreise deckelt. Denn ein großer Teil 
der Preissteigerungen bei Energie ist ja nicht durch höhere Produktionskosten verursacht, 
sondern durch Spekulationen im Derivatehandel. Bei den Ursachen für den Energiepreisan-
stieg wird immer lapidar auf den Ukraine-Krieg verwiesen und damit Russland die „Schuld in 

Vorstand Dörte Elß und Verwaltungsratsvorsitzender Reiner Wild trafen sich im März am Standort in Tempelhof, 
um sich über aktuelle Verbraucherthemen auszutauschen.

„VERBRAUCHERSCHUTZ ALS QUERSCHNITTS
AUFGABE MUSS IMMER MITGEDACHT WERDEN.“
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die Schuhe geschoben“. Nur, die Preise für Energie aus Russland sind gar nicht angestiegen, 
es bestehen ja langfristige Lieferverträge. Ich verstehe nicht, warum Preise im Bereich der 
Daseinsvorsorge „heilige Kühe“ sind. Die Aktivitäten der Regierenden in EU und Bund sind 
deshalb nicht hinreichend. Der Preisanstieg ist doch nicht dadurch zu bekämpfen, dass die 
EU zukünftig Energie gemeinsam einkauft. Das mag einen kleinen Beitrag leisten, aber auf 
das Energiepreisniveau wird das kaum Einfluss haben. Auch der Hinweis des Wirtschaftsmi-
nisters auf das Kartellamt tröstet nicht, zumal die Behörde wohl selbst keinerlei Anstrengun-
gen macht. Wirtschaftsminister Habeck prüft zudem, ob die Gewinne der Energielieferanten 
nicht durch eine Sondersteuer abgeschöpft werden können. Aber ehrlich, welchen tieferen 
Sinn gibt es, erst Geld in Form von Steuern einzunehmen, um es anschließend wieder zu ver-
teilen? Ich finde, die Bundesregierung drückt sich um eine wirksame Problemlösung.

Trägt die Tendenz, mehr mobile Angebote zu machen, dazu bei, dass 
Verbraucher*innen sich nicht allein gelassen fühlen?

W: Auf jeden Fall. Es ist für Verbraucher*innen auch nicht ganz einfach, bestimmte Schwel-
len zur Inanspruchnahme einer Beratung zu überwinden. Da ist das Prinzip, zu den Verbrau-
cher*innen zu gehen und damit vielleicht auch noch verstärkt Menschen anzusprechen, 
die zum Beispiel einen anderen kulturellen Hintergrund oder sprachliche Schwierigkeiten 
haben, eine gute Lösung. Auf jeden Fall kann man heute nicht mehr hinter dem Schreibtisch 
sitzen und warten, dass die Verbraucher*innen kommen. 

E: (nickt) Ja, Hemmschwellen abbauen, ist ganz 
wichtig, und auch, im Kiez präsent zu sein. Wir 
mussten ja leider unseren sehr zentralen Stand-
ort am Zoo verlassen, sind in schöne neue Räume 
in Tempelhof gezogen, aber für viele Verbrau-
cher*innen ist der Weg doch weiter geworden, 
gerade für die im Norden und im Ostteil Wohnen-
den. Seit Mitte letzten Jahres können wir dank 
eines neuen Projekts auch Rechtsberatung im 
Ostteil der Stadt anbieten. Das tun wir bisher 
mobil in drei Bezirken mit großem Erfolg. Vom 

ersten Tag an waren die Beratungen ausgebucht. Wir bekommen jetzt sogar die Gelegenheit, 
einen zweiten festen Standort zu eröffnen und können damit an alte Traditionen anknüpfen, 
da wir schon einmal einen Standort in Marzahn hatten, den wir leider aufgrund gekürzter 
Zuwendungen schließen mussten. Ich freue mich, dass wir dort wieder einen festen Standort 
haben, uns richtig vernetzen und besser in die Kiezstrukturen eintauchen können. Nächstes 
Jahr werden wir 70 Jahre alt. Da trifft es sich gut, wenn man zu so einer schönen runden Zahl, 
zum 70. Jubiläum, sagen kann: Jetzt gibt es wieder einen Standort im Ostteil der Stadt.

Welche Bedeutung hat die Lobbyarbeit für die Verbraucherzentrale?
 
W: Lobbyarbeit ist sehr wichtig für die Verbraucherzentrale. Einfach deswegen, weil wir 
an zwei wichtigen Punkten den Kontakt zur Politik suchen müssen. Der eine Punkt betrifft 
die Absicherung der Arbeit der Verbraucherzentrale, weil sie ja von Zuwendungen aus öf-
fentlichen Mitteln abhängig ist. Deswegen ist die Verbindung zur Politik lebenswichtig. Ein 
zweiter Punkt ist die Diskussion über verbraucherpolitische Vorschläge. Auch die müssen 
diskutiert werden. Sie landen ja nicht einfach so in einer Koalitionsvereinbarung. Sie müs-

Hemmschwellen ab­
bauen, ist ganz wichtig, 

und auch, im Kiez  
präsent zu sein.

– Dörte Elß
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sen besprochen, verhandelt und ggf. sogar erkämpft werden. Deswegen gehören die beiden 
genannten Standbeine zu einer engagierten Interessenvertretung der Verbraucherzentrale 
dazu. Die Verbraucherzentrale hat das bislang sehr gut gemacht. Die Arbeit der Verbraucher-
zentrale ist immer abgesichert worden. Und es gelingt auch, die Politik davon zu überzeu-
gen, dass die Verbraucherzentrale einen ganz wesentlichen Beitrag zum Verbraucherschutz 
in der Stadt leistet. Diese Lobby-Gespräche sind manchmal anstrengend, keine Frage, aber 
sie müssen sein und wurden meines Erachtens durch den Vorstand auch sehr erfolgreich 
geführt.

Die Verbraucherzentrale hat politische Forderungen aufgestellt. Ist man da 
auch miteinander im Austausch?

E: Ja, natürlich. Wir stellen zum Beispiel in der Beratung 
Missstände fest. Anbieter verhalten sich nicht gesetzes-
konform, Rechte der Verbraucher*innen werden missachtet 
oder Verbraucher*innen fehlt notwendiges Wissen und wir 
überlegen: Was könnte man ändern? Auf dieser Grundlage 
haben wir als Verbraucherzentrale unsere Forderungen ent-
wickelt. Es war eine Herausforderung, weil wir Forderungen 
formulieren wollten, die man auch in Berlin umsetzen kann. 
Wir mussten sehr schnell lernen, dass in Berlin einiges be-
wegt werden kann, aber dass man für vieles auch den Bund 
und die anderen Bundesländer braucht – dass vieles eben 
nur gemeinsam geht. Insofern ist es eine Mischung aus Bun-
desthemen aber auch Landesthemen geworden. Wir haben 
dann eine Auswahl an Forderungen erarbeitet, die wir wei-
terverfolgen wollten, haben diese mit dem Verwaltungsrat 

besprochen und dort auch noch einmal wertvolle Informationen aus den Erfahrungen und 
Tätigkeiten der Mitglieder erhalten. So sind unsere Forderungen von den Mitarbeiter*innen 
und auch dem Verwaltungsrat gemeinsam erarbeitet worden.

Wurde schon etwas umgesetzt?
 
E: Gerade sind die ersten 100 Tage der Koalition um und wir können schon erste Erfolge ver-
zeichnen. Wenn wir in den Koalitionsvertrag schauen, sehen wir, dass die Arbeit der Ver-
braucherzentrale wertgeschätzt wird und weiter gefördert werden soll. Der neue Standort im 
Ostteil der Stadt ist auch schon in das 100-Tage-Programm aufgenommen worden. Wir ha-
ben uns auch sehr gefreut, dass das Thema verbraucherpolitische Strategie aufgenommen 
worden ist. Denn unser Ansatz ist ja immer: Verbraucherschutz ist eine Querschnittsaufgabe 
und jede*r ist Verbraucher*in. Verbraucherschutz geht jeden einzelnen etwas an und wir 
möchten als Verbraucherzentrale in Berlin gern erreichen, dass dies auch bei allen Senats-
verwaltungen, Politiker*innen und Entscheidungsträger*innen ankommt: Verbraucherschutz 
als Querschnittsaufgabe muss immer mitgedacht werden. Und ich freue mich, dass schuli-
sche Verbraucherbildung aufgegriffen worden ist, weil wir hier die Chance haben, in Berlin 
etwas zu bewegen.

W: Ja, die Verbraucherbildung ist ein wichtiger Teil der Verbraucherarbeit. Wenn wir in Schu-
len tätig sind, leisten wir einen Beitrag, um zukünftige Verbraucher*innen über Themen, 
Konflikte und Interessenlagen aufzuklären. Die Schule darf man nicht Wirtschaftsunterneh-

Auf jeden Fall kann 
man heute nicht mehr 

hinter dem Schreibtisch 
sitzen und warten, dass 

die Verbraucher*innen 
kommen.

– Reiner Wild
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men überlassen. Dann würden Verbraucher*innen sehr einseitig an bestimmte Wirtschafts-
güter herangeführt. Die Verbraucherarbeit in der Schule ist deshalb wichtig. 

Sind Sie gespannt, wie die Musterfeststellungsklage gegen SuperFit Sport­
studios ausgeht?

E: Da sind wir ganz zuversichtlich. Es ist natürlich eine ganz spannende Sache, weil es ein 
neues Instrument für die Verbraucherzentrale ist. Wir selbst haben noch keine Musterfest-
stellungsklage allein durchführen können. Die Musterfeststellungsklage gegen SuperFit füh-
ren wir mit Unterstützung des Bundesverbandes durch, sie ist aber auf unsere Initiative hin 
entstanden, weil so viele ratlose Verbraucher*innen sich an uns wandten, die sich im Stich 
gelassen fühlten. Ich hoffe, dass wir bald soweit sind, wenn der Bedarf da ist, auch selbst 
eine Musterfeststellungsklage durchführen zu können. Und ich befürchte: Der Bedarf wird 
immer da sein.

Haben Sie schon einmal in einen Podcast der Verbraucherzentrale hinein­
gehört?

W: Ich gebe zu, dass ich mich manch-
mal dabei erwische, wie ich da hängen 
bleibe, einfach deswegen, weil alle 
Themen sehr spannend sind (lacht).

E: (lacht) Genau das wollen wir errei-
chen!

W: Die Zeit vergeht und man merkt gar 
nicht, dass der Abend schon wieder 
herum ist. Ich finde, dass die Themen 
sehr gut gewählt sind, welche die Ver-
braucherzentrale mit ihren Podcasts 
anbietet und ich glaube, dass man 

damit auch tatsächlich Verbraucher*innen sehr gut erreicht, weil man sich gemütlich zurück-
lehnen kann, wertvolle Tipps bekommt und Hintergründe erfährt – auf eine spannende Art 
und Weise dargestellt. Wir haben ja früher das gute alte Radio gehabt. Dort anzuknüpfen 
und das als Instrument der Verbraucherbildung einzusetzen, ist extrem wichtig, und ich fin-
de, die Verbraucherzentrale hat da einen tollen Weg beschritten. Es ist ja ein riesiges Ange-
bot inzwischen. Man kommt praktisch gar nicht nach und ich kann es nur jedem empfehlen.

E: Ja, und was ich besonders toll finde, ist, dass wir so engagierte Mitarbeiter*innen haben, 
die sich dann immer etwas Neues ausdenken. Ein Beispiel sind jetzt gerade die steigenden 
Energiepreise. Die Kollegin hat ihr Beratungsangebot verdoppelt und trotzdem sind noch 
viele in der Warteschleife und möchten beraten werden. Da hat sie sich sofort hingesetzt 
und ein Web-Seminar entwickelt. Jetzt wird schon ein zweites dazu angeboten. Das ist es, 
was ich mir wünsche: Dass wir auf aktuelle Themen regieren und dass die Mitarbeiter*innen 
immer das Gespür dafür haben, wie wir die Verbraucher*innen unterstützen können.
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DAS JAHR 2021 AUF EINEN BLICK
MÄRZ 

Zum Auftakt des Wahljahres lud die 
Verbraucherzentrale politische Ent-

scheidungsträger*innen zum digitalen 
verbraucherpolitischen Frühstück ein, 
um gemeinsam über die dringlichsten 

Themen aus den Bereichen Verbrau-
cherbildung, Ernährung und Verbrau-

cherrecht zu sprechen.

Dank des großen Erfolges des Klima-
schutzprojekts wurde nicht nur die 
Fortsetzung von „ZuHaus in Berlin“ 
beschlossen, sondern auch die Aus-
weitung auf nunmehr 19 Quartiere in 
sieben Bezirken.

Gemeinsam mit Staatssekretärin Mar-
git Gottstein und Bezirksbürgermeis-
ter Sören Benn wurde die Verteilsta-

tion in der Heinrich-Böll-Bibliothek 
eröffnet, um Lebensmittelrettung vor 

Ort zu ermöglichen.

Anlässlich der Abgeordnetenhauswahl 
veröffentlichte die Verbraucherzent-
rale Berlin 14 verbraucherpolitische 
Forderungen in gesellschaftlich rele-
vanten Bereichen wie Digitale Welt, 
Energie, Pflege, Altersvorsorge, Ver-
träge, Lebensmittel und nachhaltiger 
Konsum sowie Verbraucherbildung.

Mit dem Thema Elementarschaden-
versicherung startete Podcaster Dori-

an Lötzer das neue Format „Genau ge-
nommen“, welches Verbraucherschutz 

hörbar macht.

Mit einer gemeinsamen Presse
konferenz in der Lichtenberger Kiez-
spinne feierten Verbraucherschutzse-
nator Dr. Dirk Behrendt und Vorstand 
Dörte Elß den Start des Projekts „Be-
ratung im Ostteil der Stadt“.

MAI

JUNI

JULI
AUGUST
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Den Austausch darüber, was nachhal-
tiger Konsum bedeutet, ermöglichte 
das Projekt „Berlin is(s)t klimafreund-
lich“ im September mit einer digitalen 
Aktionskonferenz zum Thema Lebens-
mittelverschwendung.

Jetzt erst Recht! Mit einer Folge zu 
Fake-Shops startete „Nachgehakt“ in 

die dritte Podcast-Staffel, diesmal mit 
dem Fokus auf Rechtsthemen.

Im Oktober startete das Projekt 
„Smart Surfer“, um die Generation 50 
plus auf dem Weg in die Digitalisie-
rung zu unterstützen.

Die 100. Kolumne im Tagesspiegel fei-
erte Vorstand Dörte Elß, die darin wö-

chentlich Verbrauchertipps gibt.

Im November starteten die Verbrau-
cherzentrale Berlin und der Verbrau-
cherzentrale Bundesverband den 
Aufruf zur Teilnahme an der Muster-
feststellungsklage gegen die SuperFit 
Sportstudios.Um Schüler*innen, Eltern und Leh-

rer*innen beim Abschluss von Abiball-
verträgen zu unterstützen, erarbeitete 
die Verbraucherzentrale ein neues In-
formationsangebot.

NOVEMBER

SEPTEMBER

OKTOBER
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MEHR EINFLUSS FÜR DEN VERBRAUCHERSCHUTZ
DIE VERBRAUCHERZENTRALE AUF DEM POLITISCHEN PARKETT

Je mehr Menschen sich für den Verbraucherschutz 
einsetzen, desto besser. Deshalb bringt die Ver-
braucherzentrale politischen Entscheidungsträ
ger*innen die wichtigsten Themen nahe. Sie will 
informieren, aufklären und davon überzeugen, 
dass sich der Einsatz lohnt. Denn Verbraucher*in-
nen sind schließlich alle.

Verbraucherpolitisches Frühstück

Anlässlich der Abgeordnetenhauswahl veranstal-
tete die Verbraucherzentrale ein verbraucherpoli-
tisches Frühstück, bei dem sich Entscheidungsträ-
ger*innen zu den Schwerpunktthemen Verbrau-
cherbildung und Ernährung austauschen konnten. 
Nach der regen gemeinsamen Diskussion, von der 
alle Beteiligten gleichermaßen profitierten, wurde 
eine Etablierung des Formates beschlossen.

Verbraucherpolitische Forderungen

Unter dem Motto „Einstimmig für den Verbrau-
cherschutz“ stellte die Verbraucherzentrale Ber-
lin 14 verbraucherpolitische Forderungen zur Ab-
geordnetenhauswahl auf. Damit setzte sie sich 
dafür ein, dass die Sorgen und Nöte der Verbrau-
cher*innen noch stärker in der politischen Arbeit 

berücksichtigt werden. Der Forderungskatalog 
umfasste 14 Kernforderungen in gesellschaftlich 
relevanten Bereichen wie Digitale Welt, Energie, 
Pflege, Altersvorsorge, Verträge, Lebensmittel 
und nachhaltiger Konsum sowie Verbraucherbil-
dung. Die daraus abgeleiteten Handlungsempfeh-
lungen sollen den politischen Entscheidungsträ-
ger*innen künftig als Kompass für die praktische 
Arbeit dienen. Verbraucher*innen können dar-
an im Verlauf der Legislaturperiode überprüfen, 
welche wichtigen Verbesserungen im Hinblick auf 
den Verbraucherschutz bereits auf den Weg ge-
bracht oder umgesetzt wurden.
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FORDERUNGEN FÜR BERLIN
WOFÜR SICH DIE VERBRAUCHERZENTRALE EINSETZT

UNABHÄNGIGE  
PATIENTENBERATUNG STÄRKEN

UNTERSTÜTZUNGSANGEBOTE IM 
PFLEGEBEREICH AUSBAUEN

VERBRAUCHERPOSITION GEGEN-
ÜBER ANBIETERN STÄRKEN

VERBRAUCHERBELANGE IM 
RUNDFUNKRAT STÄRKEN

AUTOMATISIERTE ENTSCHEI-
DUNGSSYSTEME STÄRKER  
REGULIEREN

STANDARDPRODUKT FÜR DIE 
PRIVATE ALTERSVORSORGE  
EINFÜHREN

HILFSANGEBOTE ZUR  
ALTERSVORSORGE AUSBAUEN

STARKE REGELUNGEN FÜR DIE 
„24-STUNDEN-BETREUUNG“ 
SCHAFFEN

FERNWÄRME VERBRAUCHER-
FREUNDLICH REGULIEREN

STRUKTUR UND AUSSTATTUNG 
DER LEBENSMITTELÜBERWA-
CHUNG VERBESSERN

TIERWOHL SICHERSTELLEN

NAHRUNGSERGÄNZUNGSMITTEL 
BESSER ÜBERWACHEN

WERBEFREIE SCHULEN  
SICHERSTELLEN

SCHULISCHE VERBRAUCHER
BILDUNG STÄRKEN
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Ob überhöhte Handwerker-
rechnung, untergeschobe-
ner Mobilfunkvertrag oder 
Probleme beim Warenum-
tausch – die Verbraucher-
zentrale löst verlässlich 
jedes Verbraucherproblem.

GUTER RAT 
IN ALLEN  
LEBENSLAGEN
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ALLGEMEINE RECHTSBERATUNG
DIE PASSENDE LÖSUNG FÜR JEDES VERBRAUCHERPROBLEM

Die Allgemeine Rechtsberatung umfasst die un-
terschiedlichen Themen des Verbraucheralltags 
von der klassischen Gewährleistung über Reise 
und Telekommunikation bis zu Haustürgeschäf-
ten und Online-Handel. Mit ihrem anbieterunab-
hängigen Rat steht die Verbraucherzentrale den 
Berliner*innen zur Seite.

Persönliche Beratung

Aufgrund der Corona-Pandemie konnten zu Be-
ginn des Jahres lediglich telefonische Beratung 
sowie E-Mail-Beratung angeboten werden, was 
sehr gut von den Ratsuchenden angenommen 
wurde. Das Hygienekonzept ermöglichte es im 
Frühjahr, die persönliche Beratung wieder aufzu-
nehmen, welche großen Anklang fand.

Gutscheinlösung

Schwerpunktthemen waren einseitige Vertrags-
verlängerungen und die Nichteinhaltung der ge-
setzlichen Gutscheinlösung durch Fitnessstudios. 
Auch abgesagte Veranstaltungen und die gesetz-
liche Gutscheinlösung sowie abgesagte Reisen, 
annullierte Flüge und Möglichkeiten der Stornie-
rung bei zu hohem Infektionsrisiko spielten eine 
große Rolle. Somit lässt sich feststellen, dass die 
Corona-Pandemie und ihre Folgen sich nach wie 
vor stark auf die nachgefragten Themen in der Be-
ratung auswirkten. Darüber hinaus war der Verzug 
bei Warenlieferungen durch generelle Liefereng-
pässe Thema. 

In-App-Käufe

Durch das häufige Homeschooling hatten Minder-
jährige vermehrt Zugriff auf internetfähige Endge-
räte. Dadurch stellten sich vielen Verbraucher*in-
nen Fragen zu Rechnungen für nicht genehmigte 
In-App-Käufe. Hier kam es gerade für Eltern oft-
mals zu unliebsamen Überraschungen, sodass 
die Verbraucherzentrale unterstützend tätig wer-
den musste.

Mobilfunkrechnungen und Online-Zah-
lungsdienste

Weiterhin waren untergeschobene Verträge für 
Telefondienstleistungen bei Gesprächen mit dem 
Kundensupport von Telefonanbietern Thema und 
Trojaner-SMS von Fake-DHL, die zu hohen Mo-
bilfunkrechnungen führten. Auch übliche Frage-
stellungen wie Einwendungen gegen Online-Zah-
lungsdienste aus Fernabsatzgeschäften, unseriö-
se Anbieter im Bereich der Handwerkernotdienste 

RUNDFUNKBEITRAGSBERATUNG 

Das Thema Rundfunkbeitrag wurde im Jahr 
2021 stetig nachgefragt. Die häufigsten Be-
ratungsanfragen gingen zu den Themen Er-
mäßigung und/oder Befreiung, Kontenklä-
rungen aufgrund unverständlicher (Nach-)
Forderungen und zu den Befreiungsmög-
lichkeiten einer Zweitwohnung ein. Durch 
die Erhöhung des Rundfunkbeitrags im Au-
gust 2021 von 17,50 € monatlich auf nun 
18,36 € monatlich gab es auch hierzu ge-
häuft Beratungsanfragen. In Abstimmung 
mit der Verbraucherzentrale Brandenburg 
wurde eine Anpassung der telefonischen 
Beratungszeiten vorgenommen und somit 
eine Erreichbarkeit für Ratsuchende an al-
len fünf Werktagen ermöglicht – an vier Ta-
gen telefonisch und an einem persönlich im 
Quartiersbüro Moabit-Ost.
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Gegen Ende des Jahres häuften sich Beschwerden zu unberechtigten 
Forderungen für die Nutzung von E-Scootern. So suchte beispielswei­
se eine Verbraucherin die Beratung auf, weil ihre Mutter im Laufe ei­
nes Wochenendes mehr als zwanzig Mahnungen eines Online-Zah­
lungsdienstleisters über Beträge zwischen zwei und zehn Euro erhielt. 
Die Forderungen wurden für die Ausleihe von E-Scootern eines Anbie­
ters mit Sitz in den USA erhoben. Die Mutter der Ratsuchenden war 
über achtzig Jahre alt, hatte keinen Internetanschluss und gesundheitli­
che Probleme mit der Hüfte. So wurde schnell klar, dass sie Opfer eines 
Identitätsdiebstahls geworden war. Eine fremde Person hatte einen Ac­
count bei der Plattform des Anbieters eingerichtet und als Bezahlungs­
weise die Zahlung auf Rechnung über den Online-Zahlungsdienstleis­
ter gewählt. Für die Rechnung wurden Name und Adresse der Seniorin 
angegeben. Die Verbraucherzentrale übernahm die Rechtsbesorgung 
– der Unterstützungsbedarf in dieser Form hat generell deutlich zuge­
nommen – und wies den Online-Zahlungsdienstleister mehrfach auf die 
Problematik hin. Die unberechtigten Forderungen wurden allesamt fal­
len gelassen.

EIN FALL FÜR DIE  
VERBRAUCHERZENTRALE

GESCHICHTEN AUS DEM BERATUNGSALLTAG

und Identitätsdiebstahl bei Rechnungskäufen im 
Fernabsatzhandel kamen auf. Untergeschobene 
Abonnements waren in Zusammenhang mit Da-
ting-Portalen und für Zeitschriften in Verbindung 
mit Gewinnversprechen Thema.

Marktbeobachtung

Die Marktbeobachtung hat das Ziel, Verbrau-
cher*innen durch frühzeitiges Erkennen struktu-
reller Probleme mit Anbietern und Produkten vor 
Schaden zu bewahren. Der Verbraucherschutz 
profitiert dabei von einem bundesweiten Netz-
werk zur Aufdeckung von Verstößen und Fehlent-
wicklungen. Inhaltlich setzt sich die Marktbeob-
achtung mit dem Bereich Digitales sowie mit dem 
Finanz- und Energiemarkt auseinander. Neben der 
reinen statistischen Erfassung werden Beschwer-
den sowie die von den Verbraucher*innen ge-

meldeten Hinweise auf Verstöße gesammelt und 
anschließend systematisch nach Anbietern, Pro-
dukten und Beschwerdegründen ausgewertet. 
Bei besonders auffälligen Sachverhalten erfolgt 
die Übermittlung in eine eigens dafür eingerich-
tete Datenbank – das „Frühwarnnetzwerk“. Über 
die Erkenntnisse der Marktbeobachtung informie-
ren die Verbraucherzentralen und der Verbrau-
cherzentrale Bundesverband die Öffentlichkeit 
und machen so gesetzwidrige oder fragwürdige 
Geschäfts- und Vertriebspraktiken sichtbar.



die Mitglieder der Gerontopsychiatrisch-Geriatri-
schen Verbünde in Berlin angeboten.

Ausstellung und Informationsmaterial

Die Ausstellung „PflegeSelbsthilfe“ mit der Kon-
taktstelle Pflegeengagement, welche in der Ver-
braucherzentrale zu sehen war, und eine ent-
sprechende Informationsveranstaltung zum The-
ma „Pflegerecht und Pflegeselbsthilfe“ fanden 
großen Anklang. In Kooperation mit der Heim-
aufsicht, der Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Pflege und Gleichstellung (SenGPG) sowie dem 
Verein Selbstbestimmtes Wohnen im Alter e. V. 
wurde eine Broschüre zu Pflege-Wohngemein-
schaften für Erwachsene konzipiert. Besondere 
Berücksichtigung fanden hierin die Änderungen 
des Berliner Wohnteilhabegesetzes (WTG). Auch 
die Checkliste „Ambulante Pflegeverträge“ wurde 
überarbeitet und veröffentlicht. 

Kooperationen und Austausch

Das Projekt schloss auf dem Gebiet des Vertrags-
rechts in der Pflege eine Kooperation mit der 
Hochschule für Technik und Wirtschaft. Ziel ist es, 
praxisrelevante Rechtsfragen zur Anwendung des 
Wohn- und Betreuungsvertragsgesetzes (WBVG) 
und des Vertragsrechts in der Pflege zu formu-
lieren und zu diskutieren sowie zu diesen Fragen 
wissenschaftlich fundierte Lösungsvorschläge zu 
entwickeln. Die Teilnahme an der Eröffnungsver-
anstaltung der Seniorenwoche, der Kick-Off der 
Fachstelle LSBTI* und die Jubiläumsfeier der Kon-
taktstellen Pflegeengagement gehörten zu den 
Höhepunkten des Jahres. 
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Pflegebedürftige und ihre Angehörigen müssen 
wichtige Entscheidungen treffen, um Pflege be-
darfsgerecht organisieren zu können. Die Ver-
braucherzentrale hilft ihnen dabei und unter-
stützt beim Verständnis komplexer Verträge.

Beratung

Das Projekt „Pflegerechtsberatung“ hat sich in 
diesem Jahr als verlässliche Anlaufstelle für Ber-
liner Pflegebedürftige und ihre Angehörigen fest 
etabliert. Das Team war den Hilfesuchenden gera-
de in Zeiten der Pandemie und der damit ausge-
lösten Verunsicherung im Pflegesektor eine wich-
tige Stütze. Schwerpunktthemen im Jahr 2021 
waren Entgelterhöhungen, Abrechnungen und 
Kündigungen für ambulante und stationäre Pfle-
geleistungen.

Vorträge

In Kooperation mit Mittelhof e. V. initiierten die 
Projektverantwortlichen eine monatliche Vor-
tragsreihe zu verbraucherrechtlichen Themen in 
der Pflege. Zudem wurden Vorträge in Koopera-
tion mit der Volkshochschule Steglitz-Zehlendorf 
und für die Multiplikator*innen des Türkischen 
Bund Berlin-Brandenburg (TBB) gehalten. Themen 
dabei waren sowohl ambulante und stationäre 
Pflegeverträge als auch die Rechte von pflegen-
den Angehörigen. Zusätzlich wurden Vorträge für 

PFLEGERECHTSBERATUNG
RECHTE KENNEN, RICHTIG ENTSCHEIDEN
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Warum in die Ferne schwei-
fen? Um näher an die Ver-
braucher*innen zu rücken! 
Und um Beratung genau 
dorthin zu bringen, wo sie 
am dringendsten gebraucht 
wird: direkt vor Ort im Kiez.

HEUTE HIER, 
MORGEN DORT
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Erreichbarkeit ist der Verbraucherzentrale ein 
großes Anliegen. Deshalb verkürzt sie den Be-
ratungsweg für Verbraucher*innen im Ostteil 
Berlins, damit sie ihre Fragen zum Allgemeinen 
Verbraucherrecht stellen und Hilfe bekommen 
können.

Projektstart mit Pressekonferenz

Mit einer großen Pressekonferenz in der Lichten-
berger Kiezspinne und einem starken Medien-
echo feierte die Verbraucherzentrale gemeinsam 
mit dem Verbraucherschutzsenator im August 
den Start des Projekts und somit die Eröffnung 
der ersten Beratungsstelle. Von Anfang an waren 
die Termine ausgebucht, was den großen Bedarf 
an wohnortnaher Beratung bestätigte. Deshalb 
wurde das Angebot schnell auf die Bezirke Pan-
kow und Köpenick ausgedehnt, sodass die Bera-
tungsstellen im Stadtteilzentrum Pankow und in 
den Räumlichkeiten der Initiative „My Way“ er-
öffneten. Mit diesen drei Kooperationspartnern 
ist schnell eine vertrauensbasierte Zusammenar-
beit entstanden. Sie unterstützen den reibungs-
losen Ablauf der Beratungen vor Ort und berich-
ten, dass dieses Projekt in ihren Räumlichkeiten 
nicht mehr wegzudenken und fester Bestandteil 
der Programme sei. 

VERBRAUCHERBERATUNG IM OSTTEIL DER STADT
IM OSTEN WAS NEUES

Plakatkampagne

Die Fälle der Ratsuchenden unterscheiden sich 
thematisch nicht von den Fällen der Verbrau-
cher*innen, die sich an die Geschäftsstelle der 
Verbraucherzentrale in Tempelhof wenden. Inhalt-
liche Schwerpunkte sind das Kauf-, Werk-, Dienst-
leistungs- und Telekommunikationsrecht sowie 
das Reiserecht. Die Verbraucher*innen sind mit 
der Beratung durch die Verbraucherzentrale sehr 
zufrieden und empfehlen die neuen Standorte an 
Verwandte, Bekannte und Freund*innen weiter. 
Mit einer großen Plakatkampagne an 300 Litfaß-
säulen in Berlin wurde das Projekt auch visuell in 
den Kiezen präsent.

100 Tage Berlin

Im Programm „100 Tage Berlin“ wurde bereits do-
kumentiert, dass ein weiterer Standort festgelegt 
werden soll, an dem sowohl allgemeine Rechts-
beratungen als auch Sonderberatungen wie bei-
spielsweise zum Pflegerecht angeboten werden. 
An diesem Standort könnten dann auch Aufklä-
rungsformate wie Vorträge oder Workshops Teil 
des Service sein. Eine Vernetzung mit anderen Be-
ratungseinrichtungen gehört zum präventiven An-
satz der Verbraucherzentrale.

Einstandsbesuch in Treptow-
Köpenick: Marco Schulze, 
Leiter der Betreiberorga­
nisation „My Way Soziale 
Dienste“, Projektmitarbei­
terin Julia Hutmacher, Vor­
stand Dörte Elß und Mitglied 
des Abgeordnetenhauses 
Stefanie Fuchs (DIE LINKE)
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Aufsuchender Verbraucherschutz bringt niedrig-
schwellige Informationsangebote direkt dorthin, 
wo sie gebraucht werden. Das Projekt „Verbrau-
cher stärken im Quartier“ ermutigt Menschen im 
Kiez dazu, ihre Verbraucherrechte einzufordern.

HörOrte

Auch im Jahr 2021 brachte das Projekt Verbrau-
cherwissen direkt in den Kiez. Mit einem Hörbei-
trag für die Aktion HörOrte, einer digitalen Hör-
karte in Moabit-Ost, wurden die Bewohner*innen 
im Quartier dazu eingeladen, das Angebot einmal 
auf anderen Wegen zu entdecken und auf ein Ge-
spräch an der Tür vorbeizukommen.

Niedrigschwellig informieren

Mit einem Informations- und Aktionsstand auf 
dem Perlenkiezfest in Moabit begeisterte das Pro-

VERBRAUCHER STÄRKEN IM QUARTIER
VERBRAUCHERSCHUTZ MITTENDRIN

jektteam Kinder für gesunde Lebensmittel. Ob am 
Einkaufszentrum oder vor dem Quartiersbüro – 
die Mitarbeiterinnen präsentierten sich nahbar 
und sorgten für ein niedrigschwelliges Informati-
onsangebot. Sie beantworteten Fragen zu Inkas-
soschreiben oder untergeschobenen Verträgen 
und gaben Tipps zum Energiesparen mit auf den 
Weg. 

Info-Bollerwagen

Im Rahmen regelmäßiger Kiez-Touren mit dem In-
fo-Bollerwagen blieb das Projektteam auch wäh-
rend der pandemiebedingten Kontaktbeschrän-
kungen im Gespräch mit Ratsuchenden. Das Team 
begegnete den Bewohner*innen des Kiezes auf 
dem Weg zur Arbeit, beim Spazierengehen oder 
beim Einkaufen und ermutigte sie dazu, sich ge-
gen Betrug und Abzocke-Maschen zu wehren.
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Lebendiger Adventskalender

Bei der Aktion „Ein Gruß aus dem Quartiersbü-
ro“ wurden Taschen mit Familienkalendern und 
Verbrauchertipps an Kooperationspartner*innen 
oder direkt an Verbraucher*innen übergeben. Im 
Rahmen der Aktion „Lebendiger Adventskalender 
in Moabit-Ost“ wurde ein weihnachtliches Ver-
braucherquiz gemeinsam mit Anwohner*innen 
vor dem Quartiersbüro als begehbares Advents-
türchen veranstaltet.

Praktisch und lehrreich:  
Das Projekt verfügt über  
eine große Vielfalt an  
Informationsmaterialien

Die Tür zum begehbaren 
Adventskalender in Moabit 
stand im Dezember allen 
Ratsuchenden offen.
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Die Verbraucherzentra-
le unterstützt nicht nur 
Ratsuchende in ihrem 
individuellen Fall. Indem 
sie unseriöse Anbieter ab-
mahnt, sorgt sie zusätzlich 
dafür, dass nicht noch mehr 
Verbraucher*innen von 
ihnen geschädigt werden 
können.

HART INS GERICHT 
MIT UNSERIÖSEN 
ANBIETERN
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ERFOLGREICH IM INTERESSE DES VERBRAUCHER-
SCHUTZES

KLAGEN UND ABMAHNUNGEN IM JAHR 2021

Auch im Jahr 2021 ging die Verbraucherzentrale 
Berlin mit Abmahnungen und Klagen konsequent 
gegen unseriöse Anbieter vor. So konnten nach-
haltige Verbesserungen für den Alltag der Berli-
ner*innen erreicht werden.

Klageverfahren

Unzulässige Briefkastenwerbung
Versäumnisurteil LG Berlin vom 20.04.2021 (Az: 
52 O 420/20) gegen Umzugsunternehmen wegen 
massiver unzulässiger Briefkastenwerbung – Fly-
er wurden trotz Schild „Keine Werbung“ an Brief-
kästen und trotz Beschwerden einiger Kund*in-
nen gegenüber dem Unternehmen weiterhin ein-
geworfen. Das Urteil ist rechtskräftig.

Irreführende Preisauszeichnung
Klage gegen Drogeriekette wegen Irreführung 
über das Vorhandensein eines besonderen Preis-
vorteils. Die Verbraucherzentrale Berlin bean-
standete, dass durch die Art der Preisauszeich-
nung der irreführende Eindruck erweckt wird, die 
so bezeichnete Ware sei im Preis reduziert.

Abmahnungen

„Zusätzliche Entgelte für bestimmte Zahlungsar-
ten unzulässig: Verbraucherzentrale geht gegen 
unlautere Geschäftspraktiken vor
Bei der Verbraucherzentrale Berlin gehen ver-
mehrt Verbraucherbeschwerden ein, wonach Un-
ternehmen und Dienstleister aus verschiedenen 
Branchen für die Wahl bestimmter Zahlungsarten 
einen Aufpreis verlangen. Dies ist unzulässig.“

- Pressemitteilung vom 11.08.2021

„Viele Entgelterhöhungen im Pflegeheim unwirk-
sam: Verbraucherzentrale Berlin mahnt Anbieter 
von Pflegeeinrichtungen erfolgreich ab
Wenn sich die Berechnungsgrundlage ändert, 
können Betreiber von Pflegeeinrichtungen das 

Entgelt erhöhen. Dafür müssen sie diese Entgelt-
erhöhung vorher schriftlich bei den Bewohnerin-
nen und Bewohnern ankündigen. Viele dieser An-
kündigungsschreiben weisen formale Mängel auf 
und sind in der Folge unwirksam. Für die Wirk-
samkeit der Entgelterhöhung ist die Zustimmung 
des Verbrauchers zwingend erforderlich.“

- Pressemitteilung vom 19.08.2021

Exotisches Superfood: weit gereist und oft mit 
Schadstoffen belastet
Ein Berliner Anbieter von Guanabana (Stachelan-
none aus Mittelamerika und der Karibik) ging so-
gar so weit, auf seiner Homepage seine Produkte 
damit zu bewerben, dass sie Krebszellen zerstö-
ren könnten und wirksamer seien als eine Che-
motherapie. „Für diese dreisten, Heilung verspre-
chenden Aussagen fehlt jeder wissenschaftliche 
Nachweis. Verbraucherinnen und Verbraucher 
sollten sich von solchen Botschaften nicht zum 
Kauf verleiten lassen“, sagt Dr. Britta Schautz, Er-
nährungsexpertin der Verbraucherzentrale Ber-
lin. „Auch exotische Lebensmittel heilen keine 
Krankheiten“, so die Expertin weiter. Die Verbrau-
cherzentrale Berlin ging entschieden dagegen vor 
und mahnte den Anbieter ab, der in Zukunft sol-
che rechtswidrigen Aussagen unterlassen muss.

- Pressemitteilung vom 25.08.2021
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Die Verbraucherzentrale kann von ihrem Ver-
bandsklagerecht Gebrauch machen, um gegen 
unzulässige allgemeine Geschäftsbedingungen 
oder auch unlauteren Wettbewerb vorzugehen. 
Sie ist außerdem befugt, im Wege der Muster-
feststellungsklage für viele Betroffene gleichzei-
tig vor Gericht zu ziehen. Von dem erstrittenen 
Urteil oder dem erzielten Vergleich profitieren 
dann alle, die sich an der Klage beteiligt haben, 
gleichermaßen.

Keine Leistung ohne Gegenleistung

Mit Unterstützung der Verbraucherzentrale Ber-
lin führt der Verbraucherzentrale Bundesverband 
(vzbv) eine Musterfeststellungsklage gegen die 
SuperFit Sportstudios der EAST BANK CLUB the 
fitness factory GmbH. Als es seine Fitness-Studios 
in Berlin und Potsdam während der Corona-Zeit in 
den Jahren 2020 und 2021 für insgesamt neun Mo-
nate schloss, verlangte das Unternehmen weiter-
hin Mitgliedsbeiträge von seinen Kund*innen. In 
vielen Fällen verschickte der Anbieter auch Mah-
nungen und führte Inkassoverfahren durch, wie 
aus den Beschwerden bei der Verbraucherzentra-
le hervorgeht. Eine Leistung ohne Gegenleistung 
müssen Verbraucher*innen aus Sicht des vzbv 

DIE MUSTERFESTSTELLUNGSKLAGE GEGEN  
SUPERFIT SPORTSTUDIOS

EINE FÜR ALLE

und der Verbraucherzentrale Berlin jedoch nicht 
erbringen.

Infotelefon und Webseite

Eigens für Betroffene und interessierte Teilneh-
mer*innen an der Musterfeststellungsklage hat 
die Verbraucherzentrale ein Infotelefon eingerich-
tet. Alles Wissenswerte ist im Ramen eines um-
fangreichen Internetangebotes abrufbar.
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IM GESPRÄCH MIT JURISTIN JOSEPHINE FRINDTE

Die Musterfeststellungsklage gegen SuperFit Sportstudios ist die erste für 
die Verbraucherzentrale Berlin. Wann wurde die Entscheidung getroffen, 
sie durchzuführen und warum?

Frindte: Die Entscheidung ist ungefähr im Mai 2021 getroffen worden. Grund dafür war zum 
einen eine Vielzahl an Verbraucherbeschwerden gegen das Unternehmen und zum anderen 
dessen aggressive Vorgehensweise. SuperFit hatte ein Inkassounternehmen beauftragt, 
welches die Monatsbeiträge von den Verbraucher*innen bei Nichtzahlung während der 
Schließzeit eintreiben sollte. Verbraucher*innen fühlten sich dadurch sehr schnell in die 
Ecke gedrängt und hatten Angst vor Einträgen in die Schufa und/oder Gerichtsverfahren.

Mit welchen Herausforderungen muss die Verbraucherzentrale umgehen?
 
F: Zunächst mussten wir den Vorstand sowie den Verbraucherzentrale Bundesverband 
mit ins Boot holen. Beide waren jedoch schnell davon überzeugt, dass die Erhebung einer 

Musterfeststellungsklage das richtige Instrument ist, um 
dem Unternehmen Einhalt zu gebieten. Wir haben zudem 
versucht, mit anderen Verbraucherzentralen Erfahrungen 
auszutauschen. Es wurde ein Team aus Mitarbeiter*innen 
der Verbraucherzentrale und des Verbraucherzentrale Bun-
desverbands gebildet. Bereits ein halbes Jahr später, am 04. 
November 2021, wurde die Musterfeststellungsklage beim 
Kammergericht in Berlin erhoben.

Was denken Sie über die Beteiligung? 
Hat Sie der Erfolg überrascht?

F: Nein, gar nicht. Wir waren uns ziemlich sicher, dass dies ein Erfolg wird. Die Klage gegen 
SuperFit ist ein Paradebeispiel einer Musterfeststellungsklage. Der Streitwert ist zu gering, 
als dass die Mehrheit der Verbraucher*innen einzeln vor Gericht ziehen würde und es trifft 
eine Vielzahl von Verbraucher*innen mit genau dem gleichen Sachverhalt.

Welche positiven Auswirkungen für die Verbraucher*innen hätte es, wenn 
die Klage erfolgreich wäre?

F: Die Erhebung der Klage hat insofern bereits jetzt zum Erfolg geführt, als dass das Inkas-
sounternehmen die Forderungen gegenüber den Verbraucher*innen fallengelassen hat. Die 
Verbraucher*innen, welche die geforderten Beiträge aus Angst bezahlt haben, hätten bei 
Erfolg der Klage Gewissheit darüber, dass der Einzug der Monatsbeiträge, Mahn- und Inkas-
sogebühren durch SuperFit rechtswidrig war. Zudem wäre die derzeit überaus spannende 
Frage geklärt, ob SuperFit zu einer Vertragsanpassung, also zur einseitigen Verlängerung der 
Mitgliedschaft, berechtigt ist, welche bei Erfolg verneint werden würde.

NICHT EINFACH SPORTLICH NEHMEN
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PRÄVENTION 
DURCH  
INFORMATION

Verschiedene Zielgruppen 
haben unterschiedliche In-
formationsbedürfnisse. Das 
Projekt „Wirtschaftlicher 
Verbraucherschutz“ wird 
jeder einzelnen gerecht und 
passt Präventions- und Auf-
klärungsmaßnahmen indi-
viduell an, um mündige Ver-
braucherentscheidungen 
zu ermöglichen.
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Alle 16 Verbraucherzentralen gemeinsam set-
zen das Projekt „Wirtschaftlicher Verbraucher-
schutz“ um. Mit Hilfe von Präventions- und 
Aufklärungsmaßnahmen in Form von zielgrup-
penspezifischen Informationsformaten zu aktuel-
len Themen soll die Marktstellung von Verbrau-
cher*innen gestärkt werden.

Abiballverträge prüfen

Das Projekt widmete sich im Jahr 2021 mit krea-
tiven neuen Ideen dem Verbraucherschutz. Um 
Schüler*innen, Eltern und Lehrer*innen beim Ab-
schluss von Abiballverträgen zu unterstützen, er-
arbeitete es, angeregt von Schüler*innenvertre-
tungen und Abgeordneten, ein neues kostenfrei-
es Informationsangebot. Die Bewerbung erfolgte 
über die Eltern- und Schülersprecher*innen so-
wie durch eine großangelegte Plakataktion an 
Berliner Schulen und eine gezielte Medienarbeit, 
welche zu einer vielfältigen regionalen und über-
regionalen Berichterstattung führte. Auch ande-
re Verbraucherzentralen wurden dazu angeregt, 
entsprechende Informationsangebote einzufüh-
ren. Im weiteren Verlauf sollen Vertragsunterla-
gen gesammelt und ausgewertet werden, um eine 
Checkliste entwickeln zu können.

Web-Seminare

Das Angebot an Web-Seminaren zu Themen wie 
Kaufrecht und Gewährleistung, UWG – unlaute-
re Vertriebsmethoden der Anbieter und Online-
Bankgeschäfte – konnte ausgebaut werden, un-
terstützt durch Kooperationen mit dem Türki-
schen Bund in Berlin-Brandenburg (TBB) und den 
Volkshochschulen.

Marktcheck Sharing Economy

In der Arbeitsgruppe Sharing Economy hatte die 
Verbraucherzentrale Berlin gemeinsam mit der 
Verbraucherzentrale Baden-Württemberg die Fe-
derführung inne. Es wurde ein Marktcheck im 
Bereich Autos, Räder und Roller durchgeführt, 

dessen Ergebnisse in eine bundesweite Abmahn-
aktion von über 30 Anbietern einflossen. Interak-
tive Grafiken wurden erstellt, um die Inhalte zu 
kommunizieren.

AG Gewährleistung

Im Rahmen der AG Gewährleistung beteiligte sich 
das Projekt an der Anpassung des Gewährleis-
tungstools hinsichtlich der Bestellungen im Aus-
land. Die Informationsangebote auf der Internet-
seite wurden ausgewertet und Internetartikel zum 
Thema Gewährleistung überarbeitet.

Podcast

Zum ersten Mal wurde im Projekt ein Podcast an-
geboten. Unter dem Titel „Nachgehakt – Jetzt erst 
Recht“ entstanden neun Folgen. Projektmitarbei-
terinnen berichteten darin von verschiedenen Fäl-
len aus dem Beratungsalltag der Verbraucherzen-
trale und bereiteten typische Rechtsthemen wie 
Fake-Shops, Haustürgeschäfte und Schlüssel-
dienste für die Hörer*innen auf.

WIRTSCHAFTLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ
MIT AUFKLÄRUNG UND INFORMATION VERBRAUCHER*INNEN STÄRKEN
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GEBALLTE  
ENERGIEN FÜR  
JEDES PROBLEM

Energiepreissteigerun-
gen, Belieferungsstopps, 
Insolvenzen: Energiethe-
men sind aktueller denn 
je. Deshalb hat die Ver-
braucherzentrale ein Bera-
tungskraftpaket geschnürt, 
damit Verbraucher*innen 
die Orientierung am dy-
namischen Energiemarkt 
nicht verlieren.
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Energiesparen ist derzeit wichtiger den je. Die 
Verbraucherzentrale unterstützt die Berliner*in-
nen mit praktischen Tipps und der Expertise ihrer 
qualifizierten Energieberater*innen.

Video-Termin-Beratung

Seit vielen Jahren hilft die Energieberatung der 
Verbraucherzentrale den Berliner*innen beim Ene-
rgiesparen in den eigenen vier Wänden. Die klas-
sische Beratung am Standort in Tempelhof und in 
den über das gesamte Stadtgebiet verteilten Be-
ratungsstützpunkten fand auch im Jahr 2021 größ-
tenteils als telefonische Terminberatung statt. Ge-
gen Ende des Jahres kam zusätzlich das Angebot 
einer Video-Termin-Beratung hinzu, welches sich 
zunehmender Beliebtheit erfreut und das künf-
tig weiter ausgebaut werden soll. Die Beratungs-
angebote wurden von den Berliner*innen wie im-
mer sehr gut angenommen. Auch die Möglichkeit, 
sich spontan und ohne Termin über die kosten-
freie Hotline oder online auf der Homepage der 
Energieberatung beraten zu lassen, wurde gerne 
genutzt. 

Energie-Checks

Besonders beliebt war das neu eingeführte Ange-
bot „Eignungs-Check Heizung“, bei dem sich Ver-
braucher*innen individuell zu Heizungstausch 
und Umrüstung zu erneuerbaren Energien be-
raten lassen können. Im Laufe des Jahres hat es 

sich zum beliebtesten Beratungsformat der Ener-
gieberatung in Berlin entwickelt. Auch Informatio-
nen zu Solarenergie, energetischer Sanierung und 
der staatlichen Förderlandschaft waren weiter-
hin stark nachgefragt. Eigenheimbesitzer*innen 
machten auch dieses Jahr die größere Gruppe der 
Ratsuchenden aus. Insgesamt hat sich die Nach-
frage nach Energie-Checks seit etwa Mitte des 
Jahres 2021 stark erhöht und steigt weiterhin ste-
tig. Dies zeigt das große Interesse der Berliner*in-
nen daran, angesichts der Klimakrise aktiv zu wer-
den, Energiesparmaßnahmen zu implementieren 
und damit zur Reduktion ihres CO2-Ausstoßes 
beizutragen.

Online-Angebot

Auch wenn im Sommer 2021 die Energieberatung 
der Verbraucherzentrale nach langer Pause wie-
der auf mehreren Messen und anderen öffentli-
chen Veranstaltungen in Berlin aufgetreten ist, lag 
der Fokus weiterhin auf dem Online-Angebot. Das 
Vortragsprogramm fand hauptsächlich in Form 
von Web-Seminaren statt. Dabei konnten Fragen 
zu Themen wie Solarenergie, Heizungsaustausch, 
Förderlandschaft und energetischer Sanierung 
beantwortet werden.

ENERGIESPARBERATUNG
ENERGIESPAREN LEICHT GEMACHT
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Hohe Stromrechnungen waren schon immer The-
ma in der Beratung zum Energierecht. Die aktu-
ellen Entwicklungen am Energiemarkt ließen die 
Nachfrage jedoch geradezu nach oben schnellen.

Unzulässige Telefonwerbung

Besonders die zweite Jahreshälfte von 2021 war 
für Verbraucher*innen sehr bewegt. Die Änderung 
des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) führte 
zur Stärkung der verbraucherfreundlichen Rech-
te. Es brachte mit sich, dass Versorger die Einwilli-
gung in Telefonwerbung von Verbraucher*innen in 
Textform dokumentieren und fünf Jahre lang nach-
halten (§ 7a UWG) müssen. Dadurch soll unzuläs-
sige Telefonwerbung weiter eingedämmt werden, 
denn allein im Jahr 2018 gingen deswegen bei der 
Bundesnetzagentur (BNetzA) über 60.000 Be-
schwerden ein. Zudem seien nach der Erfahrung 
der BNetzA nur wenige Einwilligungen im Bereich 
der Telefonwerbung wirksam. Die neuen Pflichten 
nehmen die Werbenden stärker in die Verantwor-
tung und ahnden Verstöße mit Bußgeldern von 
bis zu 50.000 €. Vertragsschlüsse für Strom- und 
Gaslieferungsverträge unterliegen nun der Text-
form (§ 41 Abs. 1 S. 1 EnWG). Damit sind telefoni-
sche Vertragsschlüsse zukünftig nicht mehr mög-
lich.

Energiepreissteigerung und Beliefe-
rungsstopps

Die Situation auf dem Energiemarkt bleibt wegen 
der Preissteigerungen am Großhandelsmarkt an-
gespannt. Die Versorger erhöhten zum Teil dras-
tisch die Strom- und Gaspreise von den Verträ-
gen der Verbraucher*innen. Die Preiserhöhungen 
sind jedoch häufig völlig intransparent und un-
zureichend kommuniziert worden. Die Preiserhö-
hungsschreiben wurden per E-Mail in der Nacht 
oder morgens verschickt. Telefonisch waren die 
Anbieter nach Preiserhöhungen für ihre irritier-
ten Kund*innen nicht mehr erreichbar. Wider-
sprachen die betroffenen Verbraucher*innen der 
Preissteigerung, kündigten einige Versorger frist-

los die Verträge. Andere Versorger hingegen mel-
deten Insolvenz an und stellten die Belieferung 
ein. Besonders zwei Versorger, die ohne Insol-
venzanmeldung die Belieferung kurzfristig ein-
stellten und sich vom Energiemarkt zurückzogen, 
verursachten großen Ärger. Verbraucher*innen 
waren von heute auf morgen aus dem Energie-Ver-
tragsverhältnis entlassen und stellten sich zahl-
reiche Fragen: Wie gehe ich gegen die Preissteige-
rung vor? Bekomme ich noch Strom und Gas? Was 
bedeutet Insolvenz? Habe ich einen Schadenser-
satzanspruch, wenn mein günstiger Vertrag ver-
tragswidrig beendet wird?

Soforthilfe

Als Soforthilfe wurde ein neues regelmäßiges 
Web-Seminar konzipiert, um Betroffenen Antwor-
ten darauf zu geben. In diesen Zeiten mit viel Be-
wegung zu Ungunsten der Verbraucher*innen 
stand die Verbraucherzentrale den Betroffenen 
zur Seite und weitete die Beratungsstunden aus. 
Zahlreiche Fragen besorgter Verbraucher*innen 
wurden beantwortet. Damit erhielten sie Rechts-
klarheit und wurden in die Lage versetzt, ihre 
Rechte geltend zu machen.

ENERGIERECHTSBERATUNG
VERBRAUCHERSCHUTZ AM ENERGIEMARKT
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IM GESPRÄCH MIT JURISTIN UND ENERGIERECHTSEXPERTIN HASIBE DÜNDAR

Welche Hilfestellungen von Seiten der Politik wären derzeit wichtig?
 
Dündar: In der jetzigen akuten Lage müssen sowohl kurzfristige als auch langfristige Lö-
sungen gefunden werden, damit einerseits schnell zielgerichtet die Geldbeutel der Verbrau-
cher*innen entlastet werden. Andererseits müssen Verbraucher*innen vor willkürlichen 
Vorgehensweisen ihrer Energieversorger durch Gesetzesänderungen geschützt werden. Eine 
finanzielle Entlastung wäre möglich durch einen Heizkostenzuschuss pro Haushalt, Ausset-
zung von Energiesperren für Verbraucher*innen, die ihre Rechnung nicht bezahlen können, 
Rückerstattung der Einnahmen aus der CO2-Bepreisung an die Verbraucher*innen durch ein 
Klimageld und die vollständige Weitergabe der Abschaffung der EEG-Umlage an die privaten 

Haushalte. Zudem müssen die gesetzlichen Regelungen ge-
ändert werden, damit Energieversorger strengeren Regeln 
unterworfen werden. Unter anderem müssen die Befugnisse 
der Bundesnetzagentur bei der Kontrolle von Energieversor-
gern erweitert werden. Auch die Möglichkeiten der Bundes-
netzagentur, unseriöse Anbieter vom Markt auszuschließen, 
müssen gestärkt werden.

Was war das dreisteste Gebaren, was 
Ihnen gegenüber Verbraucher*innen 
von Anbieterseite bekannt geworden ist?

D: Ein Energieversorger schloss im Rahmen einer unerlaubten Telefonwerbung einen Ener-
gieliefervertrag mit dem Verbraucher ab. Obwohl in dem Vertrag eine 24-monatige Preis-
garantie vereinbart war, erhöhte der Versorger in regelmäßigen Abständen den Preis. Er 
informierte den Verbraucher auch über diese Preiserhöhungen nicht, obwohl es gesetzlich 
vorgeschrieben ist. Der Verbraucher machte den Versorger auf die vereinbarte Preisgarantie 
und die fehlende Preiserhöhungsmitteilung aufmerksam und sprach seine gesetzlich ihm 
zustehende Sonderkündigung wegen Preiserhöhung aus. Der Versorger lehnte ohne Begrün-
dung die Sonderkündigung ab. Erst durch unser Einschalten konnten wir den Verbraucher 
aus diesem Vertrag herausholen.

Welche Art Soforthilfe bietet die Verbraucherzentrale in der aktuellen Lage?
 
D: Wir bieten Energierechtsberatungen und ein wöchentlich stattfindendes Web-Seminar zu 
den aktuellen energierechtlichen Themen an. Diese Angebote werden durch die Informatio-
nen und Musterbriefe auf unserer Homepage ergänzt.

Was war das schönste Feedback, das Sie bisher von Verbraucherseite 
bekommen haben?

D: „Ich kann wieder schlafen. Ohne Sie hätte ich das Problem mit meinem Versorger noch 
nicht gelöst. Herzlichen Dank!“

SOFORTHILFE IN AKUTER LAGE
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Gerade beim Thema Energieschulden ist die kos-
tenfreie Beratung der Verbraucherzentrale eine 
große Hilfe für Betroffene. Energiesperren zu ver-
meiden beziehungsweise aufzuheben, ist erklär-
tes Projektziel.

Beratung vor Ort

Das Projekt Energieschuldenberatung hat sich im 
Jahr 2021 weiter etabliert und profiliert. Trotz der 
erschwerten Bedingungen durch die Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie konnte die persönliche 
Beratung in der GESOBAU-Nachbarschaftseta-
ge über das gesamte Jahr 2021 aufrechterhalten 
werden. Im Juni wurden dann auch die persönli-
chen Beratungen in den externen Beratungsstel-
len in Lichtenberg und Moabit-Ost wieder aufge-
nommen.

Fachforum Energiearmut

Das Fachforum Energiearmut setzte seine Arbeit 
in Form der drei Arbeitsgruppen Prävention, Kom-
munikation und Nachhaltigkeit fort. Bei der Prä-
vention lag der Schwerpunkt auf der Analyse und 
Bewertung von Verbrauchsabrechnungen, Mah-
nungen und Sperrankündigungen der Grundver-

sorger im Hinblick auf die Transparenz für die Ver-
braucher*innen. 

Darüber hinaus waren die Änderungen des Ener-
giewirtschaftsgesetzes (EnWG), die Novellierung 
der Strom/Gas GVV sowie die Auswirkungen in 
der Praxis Thema. Die Arbeitsgruppe Kommunika-
tion befasste sich mit der Verbesserung der Kom-
munikation zwischen den am Sperrprozess be-
teiligten Institutionen, beispielsweise durch die 
Einrichtung spezieller E-Mail-Accounts für Ener-
gieschuldenanfragen von Beratungsstellen bei 
den Jobcentern. Schwerpunkt der Arbeitsgruppe 
Nachhaltigkeit war die Entwicklung eines Fonds-
modells zur Finanzierung energiesparender Haus-
haltsgeräte für einkommensschwache Haushalte. 
Damit sollen diese in Bezug auf Anschaffung und 
Austausch energiesparender Haushaltsgeräte fi-
nanziell entlastet werden. Im November fand das 
Plenum Fachforum Energiearmut statt und brach-
te sowohl Vertreter*innen der Grundversorger, 
der Senatsverwaltungen sowie Vertreter*innen 
aus der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg, 
der Jobcenter, der Bezirksämter und verschiede-
ner Beratungsstellen zum Austausch zusammen. 
Schwerpunkte in diesem Plenum waren der Rück-
blick und die Evaluierung der Ergebnisse der Ar-

ENERGIESCHULDENBERATUNG
LICHT INS DUNKEL BRINGEN

Von Energiesperren bedroh­
te Verbraucher*innen be­
nötigen unkompliziert und 
schnell Hilfe.
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EIN FALL FÜR DIE  
VERBRAUCHERZENTRALE

GESCHICHTEN AUS DEM BERATUNGSALLTAG

Die Verbraucherin teilte uns mit, dass ihr Gasversorger ihren laufenden 
Vertrag gekündigt und die Gasbelieferung längst eingestellt hat. Hier­
durch fiel sie in die Grundversorgung mit einem exorbitant hohen Preis­
tarif. Die Verbraucherin verstand die Welt nicht mehr und bat uns um 
Rat. Wir zeigten ihr auf, wie sie ihren Schaden berechnet und von wem 
sie ihren Schadensersatzanspruch geltend macht. Auch wenn sie das 
Vertrauen in die Energieversorger verloren hatte, zeigten wir ihr Mög­
lichkeiten, wie sie einen seriösen Anbieter finden kann. Später erhielten 
wir von ihr die erfreuliche Nachricht, dass sie den Schaden von ihrem 
Altanbieter erstattet bekommen und mittlerweile zu einem neuen Ver­
sorger mit einem verhältnismäßig preiswerten Tarif gewechselt hatte.

Der Verbraucher zog in eine neue Wohnung, in welcher der Anschluss 
gesperrt war. Er rief die Energieschuldenberatung an, weil er seit Wo­

chen vergeblich versuchte, eine Freischaltung für den Anschluss zu er­
reichen. Der aktuelle Anbieter und der Grundversorger fühlten sich nach 

telefonischer Nachfrage durch den Verbraucher nicht zuständig. Seine 
Versuche, eine verbindliche Auskunft und eine Zusage zur Freischaltung 

zu erhalten, scheiterten. Die Energieschuldenberatung klärte den Ver­
braucher über die rechtlichen Voraussetzungen für eine Freischaltung 

und die Zuständigkeiten im Freischaltungsprozess auf. Mit diesem Wis­
sen nahm der Verbraucher nochmals selbständig Kontakt mit dem Netz­

betreiber auf und war erfolgreich. Er bekam innerhalb von zwei Tagen 
einen Termin zur Freischaltung. 

beitsgruppen im Jahr 2021 und die Planung der 
Zusammenarbeit für das Jahr 2022.

Vernetzung und Kooperation

Im Rahmen der Vernetzungsarbeit kooperierte 
das Team eng mit den Verbraucherzentralen Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz, um Ener-
gieschulden als bundesweites Problem zu unter-
suchen. In diesem Kontext erfolgte von November 
2020 bis April 2021 eine gemeinsame Erfassung 
von Merkmalen der ratsuchenden Haushalte und 
deren Analyse. Es wurde eine gemeinsame Pres-

semitteilung veröffentlicht, in der die Beteilig-
ten Maßnahmen gegen Stromschulden forderten. 
Weitere öffentlichkeitswirksame Maßnahmen wa-
ren die Neugestaltung der Beratungsflyer, die Vor-
stellung des Beratungsangebotes bei kieznahen 
Mediator*innen sowie Informationsveranstaltun-
gen für Sozialberatungsstellen zu den neuen ge-
setzlichen Regelungen der Grundversorgungsver-
ordnungen. Da im Jahr 2022 eine höhere finanziel-
le Belastung durch gestiegene Energiepreise auf 
die Verbraucher*innen zukommt, wird eine wei-
terhin steigende Nachfrage nach Energieschul-
denberatungen erwartet.

ENERGIE- 
RECHTS- 

BERATUNG

ENERGIE- 
SCHULDEN- 
BERATUNG
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Berlin und die Verbraucher-
zentrale – ein perfektes 
Team, wenn es um den 
Klimaschutz geht. Kli-
mafreundlich essen und 
wohnen sind gute Möglich-
keiten, sich Stück für Stück 
an eine Lebensweise zu ge-
wöhnen, die mit der Natur 
im Einklang steht.

GEMEINSAM 
FÜR’S KLIMA
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Klimaschutz beginnt für das Projekt auf dem Tel-
ler. Zielgruppenspezifisch informiert es über Le-
bensmittelverschwendung und klimafreundliche 
Ernährung, um Verbraucher*innen die praktische 
Umsetzung im Alltag zu erleichtern.

Aktionskonferenz

Das Projekt informiert Berliner*innen mit Veran-
staltungsformaten wie Workshops und Vorträgen 
zielgruppenspezifisch zum Thema klimafreundli-
che Ernährung. Das Projekt-Highlight stellte eine 
3-tägige Aktionskonferenz zum Thema nachhalti-
ger Konsum dar. Nach einem Online-Auftakt mit 
unterschiedlichen Redner*innen aus dem Bereich 
nachhaltige Ernährung wurde ein Fachtag für Mul-
tiplikator*innen in Präsenz durchgeführt, um die 
Inhalte in die Schulen zu tragen. Der Markt der 
Nachhaltigkeit bildete den Abschluss der Kon-
ferenz, auf dem Verbraucher*innen sich vollum-
fänglich über einen nachhaltigen Lebensstil infor-
mieren konnten.

BERLIN IS(S)T KLIMAFREUNDLICH
NACHHALTIG ENGAGIERT

Aktionswoche

Als zusätzliche Aktion im Oktober lud die Ver-
braucherzentrale im Rahmen der Aktionswoche 
„Deutschland rettet Lebensmittel“ des Bundes-
ministeriums für Ernährung und Landwirtschaft 
(BMEL) zur Nachernte auf einem Bio-Bauernhof 
ein. Durch die Konferenz konnten nicht nur vie-
le Verbraucher*innen erreicht, sondern ebenfalls 
zahlreiche neue Kooperationspartner wie die Sa-
rah Wiener Stiftung, die Berliner Stadtreinigungs-
betriebe (BSR) und FairTradeTown Berlin gewon-
nen werden.

Verteilstationen

Im Jahr 2021 lag der Fokus außerdem stark auf der 
Etablierung und Bekanntmachung der Lebensmit-
telverteilstationen. Das entwickelte Hygiene-Kon-
zept zur Weitergabe überschüssiger Lebensmit-
tel in öffentlichen Kühlschränken – sogenannte 
Verteilstationen – wurde mit zwei Kooperations-

Gut sortiert, ist halb verteilt: 
Der öffentliche Kühlschrank 
in der Heinrich-Böll-Biblio­

thek in Pankow
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partnern erprobt und erstmalig evaluiert. Die Be-
gegnungsstätte Mehringkiez und die Heinrich-
Böll-Bibliothek Pankow eröffneten ihre Verteil-
stationen und nahmen gespendete Lebensmittel 
entgegen. Während der zweiten Jahreshälfte wur-
den vermehrt Aktionen zur Bekanntmachung und 
Vernetzung durchgeführt. Zudem konnten neue 
Kooperationspartner gewonnen und am Ende des 
Jahres zwei neue Verteilstationen in den Bezirken 
Neukölln und Steglitz eingerichtet werden. In Zu-
sammenarbeit mit der bezirklichen Lebensmittel-
überwachung Pankow sowie weiteren beteiligten 
Akteur*innen wurden die entstandenen Materiali-
en wie Leitfaden, Flyer und Plakat sowie erste Pra-
xiserfahrungen in einem Dialogforum evaluiert. 
Als weiteres Highlight konnte zu Schulungszwe-
cken ein Film für Betreiber*innen von Verteilstati-
onen erstellt werden.

Ideenwettbewerb

Zahlreiche Workshops begeisterten Schüler*in
nen unterschiedlicher Schulformen und Alters-
gruppen, einige davon fanden im Rahmen der 
Kampagne „Lebensmittelrettung an Berliner 
Grundschulen“ statt. Den Abschluss der Kampag-
ne bildete ein Ideenwettbewerb, der Grundschul-
kindern die Möglichkeit gab, eigene Vorschläge 
zu entwickeln, wie sie Lebensmittelabfälle in ih-
rem Umfeld reduzieren können. Weiterhin wurden 

Online-Fachvorträge für Erwachsene und öffentli-
che Bühnen-Talks zur Bekanntmachung des Pro-
jekts durchgeführt. Öffentliche Informationsstän-
de rundeten das Bildungsangebot ab.

Staatssekretärin Margit 
Gottstein bei der feierlichen 
Eröffnung der zweiten Ver­
teilstation in der Heinrich-
Böll-Bibliothek.
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Hauseigentümer*innen sind die Zielgruppe des 
Klimaschutzprojekts der Verbraucherzentrale, 
das aufgrund des großen Erfolges schon in die 
Fortsetzung geht und auf weitere Projektbezirke 
ausgedehnt wurde. 

Energieberatung

Da besonders Ein- und Zweifamilienhäuser älte-
ren Baujahres einen erhöhten energetischen Sa-
nierungsbedarf haben, ist es das Ziel des Kli-
maschutzprojekts „ZuHaus in Berlin“, mittels 
Energieberatungsangeboten die Möglichkeiten 
energetischer Sanierungen aufzuzeigen und de-
ren Umsetzung anzuregen. Nach der erfolgreichen 
Einführung wurde „ZuHaus in Berlin“ in der zwei-
ten Projektphase weiter etabliert und erweitert. 
Die Zahl der Projektquartiere konnte von zwölf 
auf 19 in nunmehr sieben Bezirken erhöht werden. 
Auch das Spektrum der Beratung wurde um The-
men wie Heizungstausch und Solarenergie erwei-
tert.

Kooperationen

„ZuHaus in Berlin“ setzt auf starke Netzwerke und 
hat seine Zusammenarbeit mit anderen Projekten 

ZUHAUS IN BERLIN
KLIMASCHUTZ UNTER DACH UND FACH

des Berliner Energie- und Klimaschutzprogram-
mes (BEK 2030) intensiviert, so etwa mit der Heiz-
tauschPLUS-Kampagne von co2online oder dem 
Kommunikationsnetzwerk Berlin spart Energie. 
Auch die Zusammenarbeit mit kommunalen und 
sozialen Einrichtungen wie etwa Bürgerämtern 
oder Bibliotheken stand im Fokus. In Kooperation 
mit dem Verband Deutscher Grundstücksnutzer 
e. V. (VDGN) wurde in Marzahn-Hellersdorf ein Be-
ratungsstützpunkt eröffnet, der sich inmitten des 
größten zusammenhängenden Siedlungsgebietes 
Europas als gefragte Adresse etabliert hat.

Klimaschutz beginnt in den 
eigenen vier Wänden
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APPETIT AUF 
GESUNDE ERNÄH-
RUNG WECKEN

Es gibt kaum ein The-
ma, das Verbraucher*in-
nen jeden Tag aufs Neue 
so beschäftigt wie die Er-
nährung. Die Verbraucher-
zentrale ist aber davon 
überzeugt, dass Verbrau-
cher*innen noch viel be-
wusster konsumieren 
sollten und liefert alle 
wichtigen Informationen, 
die dafür nötig sind.
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nen dazu motiviert, beim Einkauf Fisch aus öko-
logisch nachhaltiger Fischerei zu bevorzugen und 
Verantwortung für das Ökosystem Meer zu über-
nehmen. Mit der Vermittlung der wichtigsten 
Fischsiegel und -label unterstützt der Fischratge-
ber sie dabei.

Abmahnungen

Zahlreiche Abmahnungen erfolgten beispielswei-
se wegen falscher Kennzeichnung bei Lebens-
mittellieferdiensten sowie nicht erlaubter ge-
sundheitsbezogener Angaben. Weiterhin wurde 
ein Marktcheck zu veganen und vegetarischen 
Fleischersatzprodukten durchgeführt. 

Appetit auf gesunde Ernährung wecken | 

Mit dem Projekt „Lebensmittel und Ernährung“ 
erhalten Verbraucher*innen Informationen, um 
einschätzen zu können, welchen Angeboten zu 
trauen ist. Praktische Handlungsempfehlungen 
für den Alltag helfen auf dem Weg hin zu einer ge-
sunden und ausgewogenen Ernährung.

Digitale Grüne Woche

Schon das erste Jahreshighlight von „Lebensmit-
tel und Ernährung“ war stark von den Corona-
Maßnahmen betroffen. Zum ersten Mal fand im 
Januar eine Digitale Grüne Woche statt, an der 
sich das Projekt mit eigenen Web-Seminaren be-
teiligte. In Zusammenarbeit mit den Verbraucher-
zentralen Bremen und Hamburg entstand eine in-
teraktive Landingpage mit Quizformaten, Videos 
und anderen Informationsangeboten.

Podcast, Web-Seminare und Vorträge

Der Podcast „Nachgehakt“ wurde mit einer zwei-
ten Staffel fortgesetzt. In zwölf Folgen und einer 
Sonderausgabe standen dabei Themen rund um 
Ernährung und Gesundheit im Fokus. Das Vor-
trags- und Web-Seminarangebot konnte erweitert 
werden, sodass Verbraucher*innen nun auch In-
formationen zum Thema Rückstände und Konta-
minanten erhalten.

Workshops in Schulen und sozialen 
Einrichtungen

Im Sommer war trotz der Corona-Pandemie wieder 
eine verstärkte Nachfrage von Schulen und ande-
ren sozialen Einrichtungen für Präsenz-Vorträge 
und Workshops zu verzeichnen. Auch Informati-
onsstände, Podiumsdiskussionen und eine Multi-
plikator*innenschulung trugen dazu bei, die Pro-
jektinhalte zu kommunizieren.

Fischratgeber

Am Jahresende wurde dann der beliebte Fischrat-
geber aktualisiert. Damit werden Verbraucher*in-

LEBENSMITTEL UND ERNÄHRUNG
ORIENTIERUNG BEI EINKAUF UND KONSUM
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DIGITALES  
FÜR ALLE  
GENERATIONEN

Jede Generation hat eine 
andere Art, sich digitalen 
Themen zu nähern. Die Ver-
braucherzentrale unter-
stützt sie dabei, ihren ganz 
eigenen Weg zu finden – 
schon von klein auf.
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Gerade in der digitalen Welt gilt es, den Verbrau-
cherschutz zu stärken. Dieser Aufgabe widmet 
sich die Verbraucherzentrale mit kreativen The-
menangeboten.

Web-Seminare und Workshops

Für Erwachsene bot der Fachbereich Digitales im 
Jahr 2021 Web-Seminare an, in denen Verbrau-
cher*innen erfuhren, wie sie ihre Online-Accounts 
besser schützen können. Neu entwickelt und kon-
zipiert wurde das Web-Seminar „Online einkau-
fen: Seriöse Shops erkennen und Vergleichspor-
tale richtig nutzen“. In Zukunft sollen verstärkt 
Jugendliche mit Angeboten zu digitaler Verbrau-
cherbildung erreicht werden. Hierfür wurden mit 
einem Medienpädagogen zwei interaktive Work-
shops entwickelt, die sich mit zentralen digitalen 
Alltagsthemen von jungen Menschen beschäfti-
gen. Im ersten Workshop geht es um Tracking und 
Datenschutz in der digitalen Welt, der zweite stellt 
Suchmaschinen und Informationskompetenzen in 
den Fokus.

Marktcheck

Regelmäßig werden Datenleaks bekannt, bei de-
nen Nutzerdaten in die Hände von Dritten gelan-

DIGITALE WELT
DIGITALE THEMEN KREATIV VERMITTELN

Gute Passwörter finden  
will gerlernt sein.

gen. Angesichts des Risikos, dass Zugangs- und 
Zahlungsdaten in den Weiten des Internets lan-
den können, ist es sinnvoll, nicht benötigte Nut-
zerkonten zu löschen. Deshalb wurde bei drei 
verbreiteten Social-Media- und sieben Einkaufs- 
und Handelsplattformen untersucht, wie verbrau-
cherfreundlich das Löschen des Nutzerkontos 
gestaltet ist. Mit sogenannten manipulativen De-
signtechniken gestalteten Anbieter häufig das Lö-
schen von Nutzerkonten intransparent, so das Er-
gebnis.

Digitalisierung intern

Auch die interne Digitalisierung der Verbraucher-
zentrale wurde 2021 weiter vorangetrieben. Es 
konnten einige interne Arbeitsabläufe digital ge-
staltet werden, was deutliche Erleichterungen im 
Arbeitsalltag mit sich bringt.
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Mit dem Start dieses neuen Projekts setzte es 
sich die Verbraucherzentrale zum Ziel, digitale 
Kompetenzen an Menschen der Generation 50+ 
zu vermitteln.

Netzwerkpartner*innen

Durch die effektive Identifikation und Ansprache 
möglicher Netzwerkpartner*innen kam das Pro-
jekt-Netzwerk in kürzester Zeit zustande. Insge-
samt wurden 84 Partner*innen in Berlin kontak-
tiert und Projektpräsentationen vor zahlreichen 
Organisationen gehalten. Schon im Oktober kam 
es zum ersten digitalen Netzwerktreffen mit re-
levanten Organisationen. Wichtige Vernetzungs-
partner waren beispielsweise die Freiwilligen-
agentur Pankow, die Stadtteilkoordination Osloer 
Straße, Leben Pflege Digital: Kompetenzzentrum 
4.0, die Arbeiterwohlfahrt Landesverband Berlin 
e. V. – Seniorennetz, der Förderverein ToSpiti – Di-
akoniewerk Simeon und die Villa Mittelhof. Die er-
folgreiche Zusammenarbeit mit der Gilberto-Bos-
ques-Volkshochschule Friedrichshain-Kreuzberg 
sowie den Verbraucherzentralen Brandenburg und 
Rheinland-Pfalz belebte das Projekt.

SMART SURFER
DIGITAL IN JEDEM ALTER

In jedem Alter lässt sich 
noch etwas Neues  
entdecken.

Projektwebseite

Die eigens erstellte Projektwebseite fasste Kern-
ziele wie die Vermittlung digitaler Kompetenzen 
an die Generation 50+ durch die Ausbildung von 
Multiplikator*innen zusammen und warb erfolg-
reich für die Projektinhalte. Dies trug dazu bei, 
dass bis zum Projektende vier Multiplikator*in-
nenschulungen koordiniert und zahlreiche Multi-
plikator*innen ausgebildet werden konnten.
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Ob erstes eigenes Smartphone oder allein im In-
ternet – Mediennutzung will gelernt sein. Das gilt 
besonders für Grundschulkinder, denen Projekt-
delfin Digi von den Untiefen des digitalen Meeres 
erzählt.

Workshops

Trotz der Corona-Beschränkungen wurden die Pro-
jektziele erneut übertroffen. Wie auch im vergan-
genen Jahr war die Nachfrage seitens der Zielgrup-
pen sehr groß, sodass zusätzliche Workshops ter-
miniert werden konnten.

Abenteuerheft

Das Abenteuer-Heft „Digi und seine Freunde“ 
mit sechs Geschichten sowie allen projekteige-
nen Checklisten und Malvorlagen wurde erstellt, 
auf der Projektwebseite veröffentlicht und in den 
Schulen und Jugendzentren verteilt. Das Heft ver-
mittelt Kindern auf unterhaltsame Weise, worauf 
sie achten müssen, wenn sie im Internet unter-

DIGI-MEE[H]R – SICHER SCHWIMMEN IM INTERNET
LERNEN VOM DELFIN

wegs sind und wo sie sich gegebenenfalls Unter-
stützung holen können.

Erklärvideo

Ein Erklärvideo von Kindern zum Thema „CC-Li-
zenzen“ entstand im Rahmen eines Tageswork-
shops in einem Jugendzentrum und wurde auf der 
Projektwebseite sowie auf YouTube veröffentlicht. 
Dadurch dass der Film von Kindern erstellt wurde, 
wirken seine Inhalte auf die Zielgruppe besonders 
anschaulich und authentisch.

Online-Elternabende

Auch im Rahmen von drei Online-Elternabenden 
und einer Muliplikator*innenschulung konnten 
die Projektinhalte erfolgreich vermittelt werden.
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VON GELD UND 
GUT

Manchmal fehlt es an 
allen Ecken und Enden, 
aber manchmal ist genug 
da, um zu investieren. Die 
Verbraucherzentrale hat 
immer einen guten Rat, was 
Verbraucher*innen sinnvoll 
mit genau dem Geldbetrag 
anfangen können, der gera-
de verfügbar ist.
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Finanzdienstleistungen sind ein Themengebiet, 
bei dem Verbraucher*innen auf Expertenwissen 
angewiesen sind. Die Verbraucherzentrale er-
leichtert den Zugang auch zu komplexem Fach-
wissen und berät verständlich, was mit welchem 
Geldbetrag möglich ist.

Schwerpunktthemen

Im Bereich Finanzdienstleistungen war wie auch 
im vergangenen Jahr das Thema Altersvorsorge 
besonders stark nachgefragt. Die Verbraucher*in-
nen erkundigten sich, wie diese trotz Niedrigzins 
bewerkstelligt werden könne und wollten sich 
über ETFs informieren. Auch die Beitragserhöhun-
gen in der Privaten Krankenversicherung und die 
Berufsunfähigkeitsversicherung waren nachge-
fragte Themen.

Musterfeststellungsklage

Darüber hinaus erkundigten sich die Ratsuchen-
den, was sie mit einem bestehenden Riester-Ver-
trag tun sollen und wie mit den Schreiben der Ban-
ken aufgrund des sogenannten „Postbank-Urteils“ 
umzugehen sei. Viele Sparkassen und Banken er-
statten Verbraucher*innen aufgrund dieses Ur-
teils zustehende Entgelte nicht. Zur gerichtlichen 
Klärung reichte der Verbraucherzentrale Bundes-
verband eine Musterfeststellungsklage auch ge-

gen die Berliner Sparkasse ein, weshalb eine ent-
sprechende Hotline eingerichtet wurde, um dies- 
bezügliche Fragen von Verbraucher*innen zu klä-
ren.

Online-Tool

Ein neu entwickeltes Online-Tool soll Verbrau-
cher*innen in Zukunft vor unterlagen-intensiven 
Beratungen zu Altersvorsorge und Geldanlage un-
terstützen. Das Tool dient dazu, persönlich zu be-
ratenden Verbraucher*innen eine Liste zu erstel-
len, was sie für die Beratung mitbringen sollen.

Altersvorsorge

Gerade beim existenziellen Thema Altersvorsorge 
war die Erleichterung der Verbraucher*innen über 
die Beratung durch die Verbraucherzentrale zu 
bemerken. „Ich beschäftige mich seit zwei Jahren 
mit dem Thema, bin aber nicht zu einem Ergebnis 
gekommen. Jetzt sehe ich klar“, so eine Rückmel-
dung. Besser kann die Bedeutung des Bereiches 
Finanzdienstleistungen kaum deutlich werden.

Von Geld und Gut | 

FINANZDIENSTLEISTUNGEN
INVESTIEREN UND ANLEGEN VERSTÄNDLICH MACHEN
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IM GESPRÄCH MIT DEN PODCASTERN HENNING KUNZ UND DORIAN LÖTZER

Worin unterscheiden sich beide Podcasts voneinander?
 
Lötzer: Der erste Gedanke, den viele bei einem Podcast haben, ist ein Gespräch, das sich 
relativ offen entwickelt und als solches veröffentlicht wird. Ich versuche bei „Genau genom-
men“ eher in Richtung Radiobeitrag zu gehen. Das heißt, wir haben eine aufwändige Produk-
tion. Ich tausche mich mit Menschen aus, schreibe ein Skript und veröffentliche das dann 
als kompaktes Informationspaket. In der Regel spreche ich mit Kolleg*innen aus den Ver-
braucherzentralen in ganz Deutschland. Ich nehme aber auch bei einzelnen Themen externe 
Partner dazu, wenn es einen Mehrwert für die Zuhörer*innen bietet. Coronabedingt mache 
ich meine Interviews eher online über Videokonferenzen. Wo es sich anbietet, also wenn ich 
beispielsweise eine*n Ansprechpartner*in aus Berlin habe, mache ich es aber am liebsten 
persönlich, weil Gesprächsfluss und Authentizität einfach besser und höher sind als über 
ein virtuelles Medium.

Kunz: Ja, das kann ich bestätigen, da wir bei „Nachgehakt“ auf das persönliche Gespräch 
setzen, wobei ich in meiner Rolle als Moderator auch die Verbraucherposition einnehme. Wir 
haben thematisch sicherlich noch einen anderen Schwerpunkt als „Genau genommen“. Wir 
beschäftigen uns sehr stark mit dem Ernährungsbereich und den Unterthemen Nachhaltig-
keit und Gesundheit. In einer Staffel standen auch einmal klassische Rechtsthemen im Mit-
telpunkt. Wir haben auch Skripte, an die man sich lose hält, aber es ist natürlich trotzdem 

In der Verbraucherzentrale Berlin werden zwei Podcasts produziert. Henning Kunz und Dorian Lötzer sind die 
Stimmen von „Nachgehakt“ und „Genau genommen“. Hier erzählen sie, wie man Resonanz für Verbraucherthe-
men erzeugt.

SCHON GEHÖRT?
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ein organisches Gespräch. Ich bin weniger in die Themenfindung involviert. Das machen 
dann eher die Fachkolleginnen hier in der Verbraucherzentrale Berlin, aber ich gebe natür-
lich auch Impulse.

Was macht für Sie das perfekte Podcast-Thema aus?
 
L: Die erste Frage, die ich mir stelle, ist die nach dem Mehrwert. Eine Person, die sich die 
Folge anhört, soll nach diesen 15 Minuten etwas mitgenommen haben. Ich möchte auch kon-
krete Tipps geben. Wichtig ist zudem die Frage, ob es sich um ein klassisches Verbraucher-
thema handelt und zu unserem Auftrag vom Ministerium passt.

K: Es gibt bei uns eigentlich keine Themen, die völlig un-
interessant sind. Man findet immer Anknüpfungspunkte 
und seien es private Anekdoten, die einem dazu einfallen. 
Einiges hat man einfach auch schon selbst erlebt wie zum 
Beispiel einen Fremdkörper in der Linsensuppe finden oder 
eine Flasche erfolglos in den Pfandautomaten stecken. 
Umso spannender ist es dann zu erfahren: Was mache ich 
jetzt? Und genau darauf haben wir die Antworten.

Mit welchen Schwierigkeiten muss man 
bei einer Podcast-Aufnahme umgehen?

L: Die größte Herausforderung liegt bei mir darin, aus den Inhalten, die mir die Expert*innen 
liefern, eine Folge zu basteln, die alle Erwartungen erfüllt: nahbar und verständlich für die 
Hörer*innen zu sein. Das ist echte Kreativarbeit. Und wenn ich zu Hause arbeite, habe ich 
einen ganz besonderen Assistenten, denn mein Kater liebt es, ins Mikrofon zu maunzen.

K: (lacht) Wir mussten mal wegen einer spontanen Techno-Party in der Nachbarschaft der 
Verbraucherzentrale die Aufnahme abbrechen.

Ist es schwer, einen Podcast mit Verbraucherthemen zu positionieren?
 
L: Es ist schwierig zu sagen, wie man sich in einem so neuen und noch diffusen Markt wie 
dem der Podcasts positionieren kann. Bei Informations-Podcasts sind wir auf das Publikum 
angewiesen, das dieses Informationsangebot wollen muss. Man kann niemanden dazu be-
wegen, Dinge zu lernen, welche die Person nicht interessieren. Wir bearbeiten einfach The-
men, von denen wir wissen, dass sie wichtig sind, so auf, dass die Hürden geringer werden, 
sich zu informieren.

K: Wir haben uns eigentlich von vornherein in Richtung Infotainment ausgerichtet. Es ist na-
türlich alles immer noch sachlich und die Informationen sind fundiert und gut recherchiert, 
aber gleichzeitig soll es auch Spaß machen, zuzuhören. Es soll eine Dynamik zwischen dem 
Interviewer und der Interviewten Person entstehen. Ich bin fest davon überzeugt: Man kann 
auffallen, unverkrampft sein und trotzdem seriöse Informationen vermitteln.

Man kann auffallen,
unverkrampft sein und 
trotzdem seriöse Infor­

mationen vermitteln.
– Henning Kunz
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DIE VERBRAUCHERZENTRALE BERLIN IN DEN MEDIEN

ANGESEHEN UND GEHÖRT

Die Medienberichterstattung im Jahr 2021 domi-
nierten wie im Vorjahr die Themen rund um die 
Corona-Pandemie, wie etwa abgesagte Reisen 
und Betrugsmaschen. 

Im Zuge von Energiepreissteigerungen, Beliefe-
rungsstopps und Insolvenzen von Strom- und 
Gasanbietern war besonders die Einschätzung 
der Energierechtsexpertin der Verbraucherzentra-
le überaus gefragt. Medial von Bedeutung waren 
zudem die Themen Bankgebühren, Stromsparen 
in Folge der steigenden Energiepreise und nach-
haltiger Konsum.

Kolumne

Vorstand Dörte Elß konnte im Jahr 2021 die hun-
dertste Folge ihrer Verbraucherkolumne in der Ta-
geszeitung „Der Tagesspiegel“ feiern. Die belieb-
ten Texte erscheinen weiterhin jeden Donnerstag 
und geben den Leser*innen hilfreiche Tipps für 
den Verbraucheralltag.

Podcast im Radio

In Kooperation mit einem bekannten Radiosender 
wurde wie auch im Vorjahr ein wöchentlicher Pod-

cast veröffentlicht, der Verbraucherthemen in kur-
zen und kompakten Clips aufbereitet.

Pressekonferenz mit Senator

Im August feierte die Verbraucherzentrale die Er-
öffnung der neuen Beratungsstelle Lichtenberger 
Kiezspinne. Bei dieser Gelegenheit nahm Verbrau-
cherschutzsenator Dr. Dirk Behrendt den Tätig-
keitsbericht der Verbraucherzentrale entgegen 
und informierte sich über aktuelle Schwerpunkt-
themen. Die Veranstaltung wurde in vielfältigen 
Beiträgen medial aufgegriffen.

Informationsquelle Webseite

Auch im Jahr 2021 war die Webseite der Verbrau-
cherzentrale Berlin eine wichtige Informations-
quelle für alle Fragen rund um die Pandemie und 
darüber hinaus. Gerade in Folge von Energiepreis-
steigerungen und Belieferungsstopps waren die 
Verbraucher*innen darauf angewiesen, unkom-
pliziert und schnell aktuelle Tipps zu bekommen, 
wie sie sich verhalten können.

Verbraucherschutz an erster 
Stelle: Die Kolumne von Vor­
stand Dörte Elß im Tages­
spiegel.
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DER VERBRAUCHERZENTRALE EIN GESICHT GEBEN

EXPERT*INNEN IN PRINT, TV UND INTERNET

Die Expert*innen der Verbraucherzentrale Berlin 
waren auch im Jahr 2021 sehr gefragt und berei-
cherten zahlreiche Beiträge im Radio, Fernsehen 
und Internet durch ihre Einschätzungen zu wichti-
gen Verbraucherthemen.
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Fachkräfte für Drohnen und Flugtaxis
könnten in Zukunft aus der Lausitz kom-
men. Im Landkreis Spree-Neiße wird das
neuartige Berufsbild Mechatroniker:in
Luftfahrt entwickelt – mit einer Förde-
rung der Europäischen Union.
„Die Idee, dieses Berufsbild zu entwi-

ckeln, ist während unserer Arbeit auf
demMobilityCampus amVerkehrslande-
platz Neuhausen/Spree, entstanden“,
sagt Susan Kutschker von der Wirt-
schaftsförderung des Landkreises
Spree-Neiße. Der Mobility Campus ist
ein deutsch-polnisches Netzwerk, das
den Fachkräftenachwuchs in techni-
schem Berufen fördern soll. Es wurde
erst im Sommer gegründet und bietet un-
ter anderem Drohnen-Workshops für
Schüler:innen an.
Bei diesen Schulungen vonKindern sei

deutlich geworden, dass eine Ausbildung
in diese Richtung bisher fehle, sagt
Kutschker. Der technologische Fort-
schritt imLuftfahrtsektor bringeneueAn-
forderungen an die berufliche Aus- und
Weiterbildung. Bestehende Berufsbilder

wie zum Beispiel der Ausbildungsberuf
Fluggerätemechaniker:inwürdendenHe-
rausforderungennicht in vollemMaßege-
recht. Ziel des neuen Projektes sei es da-
her, einen Lehrplan zu entwickeln, der
die FachgebieteMechanik undElektronik
mit der Informatik unddemProgrammie-
ren verbinde.
Zu denGründungsmitgliedern desMo-

bility Campus gehört unter anderem das
UnternehmenTholegmit Sitz inWelzow,
das Drohnen für den professionellen Ein-
satz entwickelt und produziert. Diese
Fluggeräte werden zum Beispiel in der
wissenschaftlichen Forschung für Luft-
aufnahmen verwendet. Außerdem stellt
Tholeg Spezialroboter für den Katastro-
phenschutz her. Ebenfalls beteiligt ist
DroneMasters Boost aus Berlin, eine
Plattform für Drohnenspezialist:innen,
außerdem das Neuhausen Helikop-
ter-LuftfahrtunternehmenAeroheli Inter-
national, das Sana-Herzzentrum, die Be-
rufsschule CKZiUElektryk aus der polni-
schen Stadt Nowa Sól sowie die Wirt-
schaftsinitiative Delta Partner aus Cies-
zyn.  Christoph M. Kluge

ANZEIGE

W
enn wir besonders glück-
lich sind, rufen wir biswei-
len aus: „Ich fühlemich wie
im Märchen.“ Genauso

geht es mir heute, da Sie diesen Text le-
sen, denn es handelt sich dabei ummeine
100. Kolumne hier im Tagesspiegel. Eine
wahrhaft märchenhafte Zahl ist sie, die
100. Einige von Ihnen lässt sie vielleicht
an das Grimm'sche Märchen Dornrös-
chen denken, welches von einer Königs-
tochter erzählt, die ein ganzes Jahrhun-
dert verschläft, nachdem sie sich an einer
Spindel gestochen hat. Um seiner Toch-
ter die Erfüllung dieser Prophezeiung zu
ersparen, hatte der König eigentlich alle
Spindeln imLand verbrennen lassen,was
eine Entscheidung gewesen sein dürfte,
die auf großes Unverständnis im Volk
stieß.
Auch des Kaisers neue unsichtbare

Kleider sind sicherlich eine Investition,
welchediewenigstenvonuns als lohnens-
wert ansehen. Ich erzähle Ihnen dies,
weil auch die Kaiser und Könige imMär-
chen letztendlich politische Entschei-
dungsträger sind, umdie es heute hier ge-
hen soll, nämlich um die neuen und wie-
dergewählten Abgeordneten Berlins und
das, was wir uns von ihnen wünschen.
Sie müssen nicht alles Geld den Armen
gebenwie RobinHood oder gegenWind-
mühlenflügel kämpfen wie Don Quijote,
aber sie sollen verlässlich sein, nachvoll-
ziehbare Entscheidungen treffen und

sinnvolleGesetze er-
lassen, die denMen-
schen in Berlin nut-
zen und ihren Ver-
braucheralltag er-
leichtern. Deshalb
freue ich mich sehr
darüber, dass viele
von Ihnen meinem
Aufruf aus der ver-
gangenenWoche ge-
folgt sind und ein
paarAnregungen zu-

sammengetragen haben. Derzeit bewegt
ein vorherrschendes Thema stark Ihre
Gemüter. Steigende Energiepreise und
die Gefahr der Energiearmut werden von
vielenBerlinerinnenundBerlinern als be-
drohlich wahrgenommen. Hier muss
noch viel mehr passieren, um Energies-
perren zu verhindern undEnergieschuld-
nern zu helfen.
Ich freue mich, dass unser Fachforum

Energiearmut hier schon viel bewegen
konnte,weil es alle lokalen relevantenAk-
teure, die amMahn-und Sperrprozess be-
teiligt sind, versammelt,wozu sowohl die
Grundversorger, Netzbetreiber, Jobcen-
ter und Bezirksämter als auch die Senats-
verwaltung für Justiz, Verbraucherschutz
und Antidiskriminierung; die Senatsver-
waltung für Integration,Arbeit undSozia-
les sowie die Senatsverwaltung für Wirt-
schaft, Energie und Betriebe gehören.
Auch verschiedene Sozial- und Schuld-
nerberatungsstellen sind in den Dialog
einbezogen. Ichwünschemir, dass dieRe-
duzierung der Energiesperren in Berliner
Haushalten erreicht werden kann, indem
beispielsweise die Kommunikation zwi-
schen den beteiligten Institutionen in be-
troffenen Fällen optimiert wird.
Erste direkte Kommunikationswege

zwischen den Grundversorgern sowie
den Beratungs- undUnterstützungsange-
boten in Form der Jobcenter, Bezirksäm-
ter und Beratungsstellen konnten bereits
eingerichtet werden, was mich sehr stolz
macht. Die generelle und dynamische Er-
höhung der Sozialsätze für Energiekos-
ten wäre ein nächster wichtiger Schritt,
insbesondere auch angesichts der steigen-
denEnergiepreise.VieleBeschwerdener-
reichtenuns schondarüber, dass dieEner-
gieversorger nach Preiserhöhungen den
Vertrag kündigen oder in Insolvenz ge-
hen. Für diemeisten von Ihnen ist die Al-
tersvorsorge ein existenzielles Problem,
weil mit Renteneintritt eine drastische
Absenkung des Lebensstandards droht
– und das oft auch unter die Armuts-

grenze. Die Höhe der gesetzlichen Rente
sink, undvieleHauptstädter könnenwäh-
rend ihrer Berufslaufbahn keinen hohen
Anspruch an gesetzlicher Rente auf-
bauen. Dies liegt nicht nur an unsteten
Erwerbsbiografien, sondern auch amSta-
tus als Solo-Selbständige oder Künstler
mit unregelmäßigem Verdienst. Leider

ist das System der privaten Altersvor-
sorge komplex und voller Fallstricke so-
wie ungeeigneter Produkte. Hier braucht
es endlich ein von Provisionsinteressen
unabhängiges, sachkundiges und mög-
lichst niedrigschwelliges Beratungsange-
bot. Zudem muss es möglich sein, eine
kostengünstige undgewinnbringendeAn-
lage zu tätigen, um im Alter über mehr
Geld zu verfügen. Es eignet sich das Mo-
dell der Extrarente als öffentlich-recht-
lich organisiertes Standardprodukt, bei
demVerbraucher über ihren Arbeitgeber
automatisch in die Extrarente einbezo-
gen werden aber auch die Abwahlmög-
lichkeit haben. Ab dem Renteneintritt
kann dann frei über dasGeld verfügtwer-
den. Auch Selbstständigen wird es dabei
ermöglicht, proaktiv in die Extrarente ein-
zuzahlen, welche durch Ausschreibun-
gen über die öffentliche Hand organisiert
wird.
In der Lebensmittelüberwachung Ber-

lins gibt es leider noch immer viele
Schwachstellen. Flache Hierarchien und
eine ausreichende Ausstattung würden
dazu beitragen, dass diese schnell und ef-
fektiv arbeiten kann. Die Aufsicht der be-
zirklichen Lebensmittelüberwachung
durch eineweisungsbefugte, oberste Lan-

desbehörde könnte Interessenkonflikten
vorbeugen.
Anzahl und Häufigkeit der Kontrollen

müssen endlich über ausreichend Perso-
nal sowie eine angemessene technische
Ausstattung sichergestellt werden. Zu-
sätzliche Kapazitäten für die Überwa-
chung des Onlinehandels mit Lebensmit-
teln gehören dringend bereitgestellt. Im

Rahmen unserer Rundfunkbeitragsbera-
tung wird oftmals Unmut über diese Ab-
gabe geäußert, was auch damit zusam-
menhängt, dass Sie sich vom Programm
nicht immer angesprochen fühlen. Ich
selbst vermisse beispielsweise Themen
des Verbraucherschutzes. Öffent-
lich-rechtliche Fernseh- undRundfunkan-
stalten haben den Auftrag, auch solche
Inhalte zu kommunizieren, weshalb die
entsprechenden Kompetenzen auch per-
sonell imRundfunkrat vertreten sein soll-
ten.
Viel weniger Menschen würden sich

beispielsweise von windigen Staubsau-
gervertretern übervorteilen und unge-
wollte Verträge unterschieben lassen,
wenn sie besser über die entsprechenden
Methoden Bescheid wüssten. Dafür, dass
dies geschieht, trägt auch seit diesem

Jahr unser Bera-
tungsangebot imOs-
ten der Stadt bei,
was dringend weiter
ausgebaut werden
sollte, um die Bera-
tungsabdeckung in
der Hauptstadt zu
gewährleisten. Die
verantwortlicheKol-
legin ist dazuWoche
für Woche direkt in
den Kiezen in der

Gegend und begeistert vom Engagement
der Stadtteilzentren und -organisationen,
die sie dabei unterstützen. Dass solche
Berlin belebenden Projekte weiterge-
führt werden können, wünsche ich mir
persönlich sehr und weiß, dass es den
Ratsuchenden ebenso geht.
Kürzlichhabe ich erstwiederbegeister-

ten Zuspruch aus Köpenick erhalten. Ei-
nige Veränderungen können direkt auf
Landesebene vorangebracht werden, bei
anderen muss die Umsetzung gemein-
sam mit den anderen Bundesländern auf
Bundesebene erfolgen, wozu das bereits
genannte Modell der Extrarente und
auch die Anhebung der Sozialsätze für
Energiekosten gehören.
KennenSieHodschaNasreddin? Imori-

entalischen Raum gilt er als Volksheld
und ähnelt ein wenig der Figur des Till
Eulenspiegel, wenn auch nicht eindeutig
belegt ist, dass er im 13./14. Jahrhundert
lebte. Er hatte immer ein Ohr am Volk
unddas rate ich auch den politischenEnt-
scheidungsträgerinnen und Entschei-
dungsträgern in Berlin.
Ich hatte bereits die passendeGelegen-

heit, mit einigen von ihnen zu sprechen
und bin dabei auf solche offenen Ohren
gestoßen,was denVerbraucherschutz an-
geht. Das freut mich sehr und lässt mich
imHinblick auf die kommendeLegislatur-
periode auf positive Entwicklungen hof-
fen. Schlussendlich können sie ja auch
selbst davon profitieren, wenn Berlin
noch verbraucherfreundlicher wird,
denn Verbraucher sind wir schließlich
alle.
Und wenn ich noch eine Bitte äußern

dürfte: Märchenhafte 100 Jahre müssen
diese positivenVeränderungen nunwirk-
lich nicht dauern, denn sonst werden
wichtige Entwicklungsschritte für unsere
Stadt womöglich verschlafen.

ANZEIGE

Von Dörte Elß

Unabhängig. Die Verbraucherzentrale be-
rät und hilft, ihr Sitz ist in der Ordensmeis-
terstraße in Tempelhof.  Foto: Sigrid Kneist

Einige
Themen
können auf
Landesebene
entschieden
werden

Alle mal herhören!
In der 100. Folge „Mein Guter Rat“ benennt

die oberste Verbraucherschützerin ihre Wünsche
und die der Bürger an die Koalition

Offenes Ohr.
Die Vorständin der

Verbraucherzentrale
Dörte Elß hört, was die

Menschen umtreibt
und berät sie:

Vom Reiserecht bis
zu gefährlichen Kosten-

fallen im Internet.
 Foto: Henning Kunz

Die
Sozialsätze
für die
Kosten von
Energie
erhöhen
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Fachkräfte
für Drohnen
und Flugtaxis
In der Lausitz entsteht

ein neues Berufsbild

shop.tagesspiegel.de
Bestellen Sie auch gerne telefonisch unter (030) 290 21-520 oder schicken Sie Ihre Anfragen an shop@tagesspiegel.de.
Preise inkl. MwSt., zzgl. 5,95 € Versandkosten, Produkte aus dem Kunst- und Schmuckbereich 9,95 €, Sperrgut 24,95 €. 
Anbieter: Verlag Der Tagesspiegel GmbH, Askanischer Platz 3, 10963 Berlin

BLACK SALE
Seidenschal Seerosen

49 € 69 €

Bestellnr. 19608

Füllfederhalter „Tango“

96 € 133,50 €

Bestellnr. 16968

Max Bill „Automatic“, 
Edelstahl

859 € 1.145 €

Bestellnr. 17940

Roller Ball „Tango“

91 € 128,80 €

Bestellnr. 16969

Nur bis zum

29.11.

Leseleuchte „Bicoca“

120,90 € 186 €

anthrazit | Bestellnr. 19483

Verschiedene Satellitendaten in 
Kombination mit Machine-Learning 
Algorithmen ermöglichen Seqana die 
Kohlenstoffquantifizierung zu einem 
Bruchteil der derzeitigen Kosten. 
Die Nutzerinnen und Nutzer des Ser-
vices haben dadurch zehn Mal mehr 
Zeit und Geld für den eigentlichen 
Zweck ihrer Arbeit.

Mehr Informationen unter:
www.innovationspreis.de

dukt Iqos. Das ist ein neuartiges elektronisches Gerät, in dem Tabak in Form kleiner Stäbchen nicht ver-brannt, sondern lediglich erhitzt wird. Bei 350 Grad statt – wie beim herkömmlichen Rauchen – bei 800 bis 1000 Grad entsteht Dampf statt Rauch. Wenn Philip Morris also »eine rauchfreie Zukunft gestalten« will, dann geht es nur darum, die Zigarette irgend-wann zu ersetzen. Mittlerweile machen die neuartigen Produkte fast ein Viertel des Umsatzes aus. Bis 2025 sollen 50 Prozent des Reingewinns durch rauchfreie, also nichtbrennbare Produkte erzielt werden.Der Vorteil für Nutzer liegt Philip Morris zufolge darin, dass Iqos 95 Prozent weniger Schadstoffe ent-halte als Zigaretten. Schließlich entstünden die meisten der giftigen und krebserregenden Stoffe während des Verbrennungsprozesses. Und tatsächlich scheint eine Studie von 2018, an der auch das Bun-desinstitut für Risikobewertung mitgewirkt hat, das zu bestätigen. In dem Papier steht aber auch, dass trotzdem gesundheitliche Beeinträchtigungen mög-lich seien und Langzeitforschungen ausstünden. 

Produkte mit weniger Schadstoffen sollen 
eine Alternative für Raucher werden

Andere Tabakhersteller haben inzwischen ähnliche Produkte auf dem Markt. Katrin Schaller vom Deut-schen Krebsforschungszentrum sieht die Angaben zu den Schadstoffen allerdings kritisch. Bei den Tabak-erhitzern müsse man viele Studien zum Schadens-potenzial mit großer Vorsicht beurteilen, weil sie von den Herstellern selbst durchgeführt worden seien. Unabhängige Studien würden zeigen, dass einige Schadstoffe im Aerosol von Tabakerhitzern im Ver-gleich zu Tabakrauch reduziert seien, manche Schad-stoffe aber in höherer Menge vorlägen. »Es ist unklar, ob sich die geringere Schadstoffbelastung in ein ge-ringeres Schadenspotenzial überträgt«, sagt Schaller. »Die langfristigen gesundheitlichen Folgen des Ge-brauchs von Tabakerhitzern sind unbekannt.« Für E-Zigaretten sehe das ähnlich aus.
Der Vorteil für die Hersteller dürfte ökonomischer Natur sein. Die Alternativprodukte würden schließ-lich den Suchtstoff Nikotin trennen von den Ver-brennungsstoffen, die krank machen. Süchtig bleiben die Konsumenten also nach wie vor – und damit zugleich treue Kunden. »Das Abhängigkeitspotenzial sollte niemand unterschätzen«, sagt Schaller. Nikotin sei eben, was es ist: in hoher Dosis ein Giftstoff und keine harmlose Substanz. Philip Morris argumentiert so: Am besten wäre es, Raucher würden ganz auf-hören. Gelinge das nicht, sei der Umstieg auf eine Alternative mit weniger Schadstoffen aber besser als einfach wie bisher Zigaretten zu konsumieren.Dass der Tabakhersteller das Ende der Zigarette propagiert, schien lange nicht ausgemacht. Noch 2010 reichte der Konzern vor einem Schiedsgericht Klage gegen Uruguay ein, weil das Land seine Tabak-gesetze verschärft hatte. So durften etwa keine Light-Varianten mehr vertrieben werden, die Warnhinweise  auf den Schachteln mussten größer werden, und es gab ein Werbeverbot. Philip Morris sah darin einen Verstoß gegen den Schutz von Investitionen und geistigem Eigentum und forderte 25 Millionen Dol-lar als Ausgleich. Vor dem Schiedsgericht unterlag das Unternehmen damit allerdings.

Parallel begann Philip Morris schon vor mehr als zehn Jahren, an Alternativen zur klassischen Zigarette zu forschen. Mehr als acht Milliarden Dollar hat das Unternehmen nach eigenen Angaben seit 2008 in-vestiert. Denn das Image der Zigarette verschlechtert sich, Rauchen gilt schon lange nicht mehr als cool 

oder sexy. Immer mehr Regierungen sind dabei, ihre Bürger zu Nichtrauchern zu erziehen. Mit Werbe-verboten und steigenden Tabaksteuern zum Beispiel. Dass der Konzern nun ankündigt, in zehn Jahren keine Zigaretten mehr in Großbritannien zu ver-kaufen, dürfte auch daran liegen, dass Großbritan-nien das Rauchen besonders stark reguliert. So gibt es seit Jahren standardisierte Verpackungen, Ziga-retten dürfen nicht einmal am Verkaufsort beworben werden – dort gibt es keine sichtbaren Zigaretten-schachteln in den Läden. 2030 soll die Zahl der er-wachsenen Raucher unter fünf Prozent liegen. Der-zeit liegt sie bei 14 Prozent. 
Auch in Japan kündigte Philip-Morris-Chef Olczak kürzlich an, in zehn bis fünfzehn Jahren keine Zigaretten mehr verkaufen zu wollen – das in-ternationale Medienecho fiel aber weit geringer aus. In dem Land scheint das Kalkül von Philip Morris aufgegangen zu sein: 2020 verkaufte der Tabak-hersteller dort dem Geschäftsbericht zufolge schon mehr Tabakerhitzer als normale Zigaretten. 

Tabaklobbyist Jan Mücke, Geschäftsführer des Deutschen Zigarettenverbands – dem Philip Mor-ris nicht angehört –, hält dessen Ankündigung für Großbritannien für wenig glaubwürdig. Dort sei der Marktanteil von Philip Morris gering, weil andere Tabaksorten beliebter seien als in Kontinen-taleuropa. Im Unterschied zu anderen Ländern weist Philip Morris für Großbritannien seinen Marktanteil nicht gesondert aus. »Eine vergleich-bare Ankündigung für Deutschland wird man von Philip Morris nie hören«, sagt Mücke. 
Tatsächlich hat Philip Morris so etwas bisher nicht getan. Hierzulande kommen die Alternativen auch nicht so gut an, ihr Marktanteil liegt im unteren ein-stelligen Prozentbereich. Von 2023 an kommt außer-dem das komplette Werbeverbot für Tabakerhitzer in Deutschland, das für die E-Zigarette ein Jahr später. Bei klassischen Zigaretten verbietet die Re-gierung die Werbung von nächstem Jahr an. Und dann dürfte die Alternative auch noch teurer werden, weil die neue Tabaksteuer greift. Bisher wurde Tabak für Erhitzer deutlich geringer besteuert als der für klassische Zigaretten. Dass der Tabakkonzern ange-sichts dessen hierzulande bald sein Hauptprodukt vom Markt nimmt, scheint unrealistisch. 

A
usgerechnet Großbritannien. 
Hier, wo alles anfing, soll es zu-
erst zu Ende gehen. Zumindest 
wenn man den Worten von  
Jacek Olczak Glauben schenkt. 
Der Chef des Tabakkonzerns 
Philip Morris, zu dem etwa die Zigarettenmarken Marlboro, L&M und Chester-field gehören, kündigte kürzlich in der britischen Zeitung The Mail on Sunday an, innerhalb von zehn Jahren keine Zigaretten mehr im Vereinigten Königreich verkaufen zu wollen. Mittelfristig wolle er noch mehr, nämlich die Welt rauchfrei machen: »to unsmoke the world«. 

Was aber macht ein Tabakkonzern, der keine Zigaretten mehr verkaufen will, dann? Er kauft sich ins Pharmageschäft ein! Und zwar im Rahmen seiner  »natürlichen Evolution zu einem breiteren Gesund-heits- und Wellnessunternehmen.«
Ein Tabakhersteller will zum Gesundheitskonzern werden? Der Satz steht so in den Dokumenten, die  Philip Morris zur Übernahme des britischen Pharma-unternehmens Vectura veröffentlicht hat. Umge-rechnet eine Milliarde Euro will der Tabakkonzern dafür ausgeben. Auffällig bei dem Deal ist das medi-zinische Angebot von Vectura: Das Unternehmen bietet unter anderem Inhalationstherapien für Lun-genkrankheiten an – also Krankheiten, die durchs Rauchen gefördert werden. Kurze Zeit davor hatte Philip Morris für umgerechnet 700 Millionen Euro die dänische Firma Fertin Pharma gekauft. Zu deren Produkten gehören Nikotinkaugummis, die Rau-chern beim Ausstieg helfen sollen. 

Kritiker halten dieses Vorgehen für perfide. »Ich mache die Leute mit meinen Produkten krank und biete gleichzeitig das Mittel an, mit dem ich sie behandeln kann«, sagt Katrin Schaller, die beim Deutschen Krebsforschungszentrum in Heidelberg die Stabsstelle Krebsprävention leitet. »Sie versuchen sich als die Lösung des Problems darzustellen, das sie selbst verursachen.«
Für Philip Morris ist der Einstieg ins Pharma-geschäft aber nur ein Teil einer strategischen Neu-ausrichtung, die Vorstandschef Olczak kürzlich im britischen Telegraph so umschrieb: »Wir sehen eine Welt ohne Zigaretten. Und je schneller das passiert, desto besser für alle.«

Während der Umsatz sinkt, steigt  
der Gewinn – wie das? 

Besser? Was heißt das? Und wie ernst kann das ge-meint sein? Philip Morris gehört zu den größten Tabakherstellern der Welt. 1847 eröffnete der Unter-nehmer Philip Morris in der Londoner Bond Street einen Laden, in dem er selbst gemachte Zigaretten und Tabak verkaufte. 1908 entstand daraus Marlbo-ro, die bekannteste Zigarettenmarke der Welt. Der Marlboro-Mann, ein Cowboy in der Wildnis, wurde zur ikonischen Werbefigur. Zwar sinkt neuerdings die Zahl der weltweit verkauften Zigaretten. Dass es für Philip Morris deswegen schlecht läuft im Tabak-geschäft, kann man allerdings nicht behaupten. Die Daten für die USA sind in den Geschäftszahlen des Konzerns nicht enthalten, für den Rest der Welt gilt: Der Umsatz ging leicht zurück auf knapp 29 Milli-arden Dollar,  der Jahresüberschuss stieg jedoch um zwölf Prozent auf mehr als acht Milliarden Dollar. Das liegt auch an Alternativen zur klassischen Zigarette. Philip Morris vertreibt E-Zigaretten, die eine nikotinhaltige Flüssigkeit verwenden. Die weit-aus größeren Hoffnungen ruhen aber auf dem Pro-
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Jagd auf die Kleinsparer
Immer mehr Banken verlangen von ihren Privatkunden Negativzinsen. Wer die nicht zahlen will, hat Pech VON THERESA RAUFFMANN

Josef Sida war fast ein halbes Jahrhundert lang Kunde bei der Deutschen Bank. Der selbstständige Ingenieur hat dort seine Privat- und Geschäfts-konten. Seine Filiale liegt nur ein paar Gehminuten von seinem Büro entfernt, in der Konstanzer  Innenstadt. Doch der Gang dorthin wird bald der Vergangenheit angehören. Die Deutsche Bank hat ihm gekündigt. Weil Sida, 76 Jahre alt, nicht zu-gestimmt hat, künftig Negativzinsen auf sein Gut-haben zu bezahlen. Widerspruch zwecklos.
»Ich habe nie gedacht, dass ich mich in meinem späten Alter noch mit solchen Sachen herumpla-gen muss«, sagt er. So wie ihm geht es derzeit vie-len. Selbst jahrzehntelange Kundinnen und Kun-den können den Negativzinsen – meist »Verwahr-entgelt« genannt – bei ihrer Bank kaum noch ent-gehen. Unterschreiben sie entsprechende Verein-barungen nicht, drohen die Banken mit der Kün-digung des Kontos. Sida ließ es darauf ankommen. Und spürt jetzt die Folgen.

Negativzinsen an sich sind keine neue Sache. Es gibt sie, seit die Europäische Zentralbank (EZB) 2014 erstmals einen negativen Einlagenzins einführte. Minus 0,1 Prozent auf das Geld, das Banken bei der EZB verwahren lassen. Heute sind es minus 0,5 Pro-zent. Die meisten Banken hatten die Belastung lange nicht an ihre Privatkunden weitergegeben. Das ändert sich zunehmend. Einer Erhebung des Verbraucher-portals biallo.de zufolge verlangen von 1300 unter-suchten Finanzinstituten mittlerweile 470 die Nega-tivzinsen auch von ihren Privatkunden – darunter 

viele Volksbanken und Sparkassen. Seit Anfang des Jahres sind fast 220 Banken dazugekommen.
Die Freibeträge, bis zu denen keine Verwahrent-gelte fällig werden, sinken währenddessen immer weiter. Vor wenigen Jahren wurden die Entgelte meist erst ab einem Betrag im sechsstelligen Bereich fällig, mittlerweile liegt die Freigrenze teils nur noch bei 5000 Euro, einige Banken berechnen die Negativ-zinsen bereits ab dem ersten Euro. Wer sich an die Faustregel hält, mindestens drei Monatsnettogehälter als Reserve für den Notfall verfügbar zu halten, er-reicht diese Grenze schnell. Und manche Banken berechnen ihren Kunden sogar mehr, als sie selbst an die EZB zahlen. Den derzeit höchsten Satz nimmt die PSD Bank RheinRuhr – 1 Prozent Negativzinsen ab 500.000 Euro. Die Bank 1 Saar etwa verlangt 0,75 Prozent schon ab 10.000 Euro.

Die Deutsche Bank schrieb einen Brief:  
Sida solle künftig Negativzinsen zahlen

Josef Sida ist ein Mann, der immer ein leichtes Grin-sen im Gesicht hat. Er arbeitet trotz Rentenalter, »einfach weil es mir Freude bereitet«. »Eigentlich hatte ich immer ein gutes Leben«, sagt er. »Das mit der Bank ist das einzige Schlechte, was mir passiert ist.« Das erste Mal habe er im Mai vergangenen Jah-res von den Negativzinsen gehört. Die Deutsche Bank hatte ihm einen Brief geschickt, dass sie künftig »ge-zwungen« sei, ihn an den Kosten zu beteiligen, die ihr selbst bei der EZB entstünden; 0,5 Prozent für 

Guthaben jenseits der 100.000 Euro. Eine beiliegende  Vereinbarung solle er »zeitnah« unterzeichnen. Sida reagierte nicht und dachte, es sei damit erledigt.Neun Monate später erreichte ihn ein weiterer Brief. In dem stand, er habe am Telefon eingewilligt, dass die Negativzinsen künftig eingezogen würden. »So was mache ich grundsätzlich nicht am Telefon«, meint Sida. Er beauftragte einen Rechtsanwalt, die Deutsche Bank entschuldigte sich schriftlich für den »bedauerlichen Bearbeitungsfehler« und erstattete ihm das Geld. Im selben Schreiben kündigte sie an, dass es ihm selbstverständlich freistehe, den Verwahr-entgeltvertrag nicht zu unterschreiben. In diesem Fall bitte man jedoch »um Verständnis, dass wir uns das Recht der Kündigung einzelner Konten vorbehalten«. Und so kam es dann auch.
Auf den Fall angesprochen, äußert sich die Deut-sche Bank nicht, ein Sprecher bittet um Verständnis, dass sie zu potenziellen oder tatsächlichen Kunden-verbindungen keine Stellung nehmen könne.Volker Schmidtke, Referent für Finanzdienstleis-tungen bei der Verbraucherzentrale Berlin, kennt eine ganze Reihe von vergleichbaren Fällen, bei denen Bestandskunden die Erhebung von Strafzinsen an-gekündigt oder eine Vereinbarung vorgelegt wurde. Viel dagegen tun könnten Bankkunden leider nicht, sagt er. Denn prinzipiell machen die Banken nichts falsch: Sie berufen sich im Falle einer Kündigung auf ihre Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die ihnen meist offenhalten, das Geschäftsverhältnis ohne An-gabe von Gründen ordentlich zu kündigen. Oft aber, 

so Schmidtke, nutzten Bankberater die Gespräche über die Negativzinsen auch zum Verkauf von al-ternativen Finanzprodukten, bei denen zwar kein Verwahrentgelt anfalle, dafür aber andere Gebühren. Dann gibt es nur drei Optionen: Verwahrentgelt zahlen, Geld anders anlegen oder sich eine neue Bank suchen, die keine Negativzinsen verlangt. 

2020 zahlten deutsche Banken insgesamt  
2,7 Milliarden Euro Negativzinsen

Sind die Banken nun wirklich »gezwungen«, wie es die Deutsche Bank gegenüber Sida behauptet, die Negativzinsen an ihre Kunden weiterzugeben? Oder nutzen sie einfach die Chance, auf diese Weise ein zusätzliches Geschäft zu machen?
Im vergangenen Jahr zahlten deutsche Banken nach Angaben der Bundesbank insgesamt 2,7 Mil-liar den Euro Negativzinsen an die EZB. Das Ver-wahrentgelt wird aber nicht auf das gesamte Gut-haben fällig, das Banken bei der EZB einlagern – es gibt umfangreiche Freibeträge. Zudem werden nicht alle Kundeneinlagen eins zu eins bei der EZB verwahrt, sondern beispielsweise für das Kre-ditgeschäft verliehen. Auch über komplizierte Re-finanzierungsgeschäfte können Banken ihre Belas-tungen drücken.

Die Einnahmen aus den sonstigen Geschäften der Finanzinstitute bleiben davon unberührt. Für die Deutsche Bank jedenfalls war das erste Quartal 2021 das beste seit sieben Jahren. Und auch im zweiten 

Quartal machte die Bank Gewinn. In die Verlust zone drohte sie also nie zu rutschen.
Darauf angesprochen, ob sie nicht einen Wider-spruch sehe, zwischen den guten Zahlen und der Aussage, sich »gezwungen« zu fühlen, das Verwahr-entgelt an die Kunden weiterzugeben, und ob sie so nicht versuche, ihre Privatkunden loszuwerden, schreibt die Deutsche Bank, sie sehe es in erster Linie nicht als ihre Aufgabe an, Negativzinsen an die Kun-den weiterzureichen, sie wolle ihnen vielmehr »Wege zeigen, auf denen sie trotz Negativzinsen ihr Geld noch rentierlich anlegen können«.

Im europäischen Ausland gehen Banken teilweise  ganz anders mit dem Thema um. In Österreich bei-spielsweise hat der Oberste Gerichtshof schon 2009 verboten, dass Negativzinsen auf private Sparkonten erhoben werden. Dabei ist das Land ja auch Mitglied der Euro-Zone, und seine Banken sind von Ent-scheidungen der EZB genauso betroffen wie Deutschland. Verbraucherschützer wehren sich des-halb auch hierzulande: Der Bundesverband der Ver-braucherzentralen hat fünf Klagen gegen unterschied-liche Banken eingereicht.
Josef Sida hat sich jüngst über ein Gutachten gefreut, das der ehemalige Bundesverfassungsrichter und Kritiker der EZB Paul Kirchhof veröffentlicht hat. Negativzinsen seien verfassungswidrig, heißt es darin. »Das spricht mir aus der Seele«, meint Sida. Um die Negativzinsen wird er künftig trotzdem nicht herumkommen. Auch seine neue Bank lässt ihn welche bezahlen.

Pillen statt Kippen
Der Zigarettenhersteller Philip Morris will ein Gesundheitskonzern werden – ist das glaubhaft? VON THERESA RAUFFMANN

Marlboro ist die bekannteste Zigarettenmarke der Welt – 
und gehört zu Philip Morris
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len sind in Treptow-Köpenick, Marzahn-
Hellersdorf und im Lichtenberger Orts-
teil Hohenschönhausen geplant.

Termine für die kommende
Woche sind schon ausgebucht

„Verbraucherschutz klappt nur mit mün-
digen Bürgern. Wir wollen die Bürger
empowern. Nur so kann beispielsweise
eine Sammelklage gegen die Automobil-
industrie zustande kommen“, erläuterte
Senator Behrendt, der nach der Eröff-
nung den Tätigkeitsbericht der Verbrau-
cherzentrale entgegennahm.

Stark in Anspruch genommen wurde
in der Kiezspinne bereits die Energie-

Kreuzberg plant
Radwege am Ufer
des Urbanhafens
Masterplan für die Aufwertung und Entwicklung von
Freiflächen an acht Standorten entlang der Urbanstraße

Auskunft, dass sie derzeit nicht bereitge-
stellt werden, so Schwalm. Stattdessen
wird der Bezirk daher im kommenden
Jahr die dann vorgesehene Entwurfspla-
nung vorerst aus eigenen Mitteln be-
streiten. Zu möglichen Terminen für
Baustarts nennt Schwalm 2025 für den
Urbanhafen und 2026 für die Baerwald-
straße. Wobei ungewiss ist, inwieweit ein
neuer Senat mitspielt – und wie viel Geld
unter den finanziellen Belastungen
durch Corona am Ende überhaupt zur
Verfügung steht.

Eine weitere Admiralbrücke
wollen die Anwohner nicht

Neben Urbanhafen und dem Bereich
Baerwaldstraße und Baerwaldpromena-
de werden im Konzept Empfehlungen
für sechs weitere Flächen und Strecken
gegeben: Diese sind Gneisenaustraße,
Südstern, Fontanepromenade, Planufer,
Grimmpromenade und Hohenstaufen-
platz. Im Vorfeld wurden im vergange-
nen Jahr im November und Dezember
im Rahmen einer Online-Beteiligung die

Forderungen von Bürgern abgefragt. Im
Urbanhafen zählte dazu etwa der
Wunsch nach mehr Sitzmöglichkeiten.

Über die Baerwaldpromenade kam
die Klage, dass dort in den Büschen und
rund um die Bäume zunehmendMüll an-
falle. Zudem werde das Gelände als Toi-
lette genutzt und Drogenabhängige zö-
gen sich dorthin zum Spritzen zurück.

Andere Bürger äußerten die Sorge,
dass sich die Lage vor Ort durch zuneh-
mende Übernutzung verschärfen werde.
Die Admiralbrücke weiter östlich ist wie
berichtet zum beliebten Treffpunkt ge-
worden. Das hat sich während der Coro-
na-Pandemie, verschärft.

Anwohner in diesem Teil von Kreuz-
berg berichteten den zuständigen Stadt-
planern nun, dass sich Sitzecken an der
Baerwaldbrücke bei gutem Wetter zu
Partyecken entwickelten, ganz wie die
Admiralbrücke, die seit Jahren in Reise-
führern steht, zahlreiche Touristen an-
zieht und wegen der abendlichen Gelage
in Verruf geraten ist. Bürger verlangen
nun, dass das Bezirksamt die Ausweitung
dieser Lage verhindert.

Idyllisch, aber völlig übernutzt: Blick auf das Ufer des Urbanhafens und die Restaurantschiffe. Jetzt ist dort eine bessere Wegführung geplant. FOTO: RETO KLAR / FFS

JAN-HENRIK HNIDA

Abgesagte Flüge, Beherbergungsverbot,
Vertragsprobleme mit Fitnessstudios,
Fallstricke im Online-Handel – das sind
nur einige Fälle von Bürgern, die aktuell
auf den Schreibtischen der Mitarbeiter
des Verbraucherschutzes Berlin landen.
Und durch die Corona-Pandemie tau-
chen immer wieder neue Fragen und
Probleme bei Verbrauchern auf. Alleine
im Mai 2020 verdoppelten sich die An-
fragen auf 7000.

Um den Berlinern aus den Ost-Be-
zirken die lange Anfahrt zum neuen
Standort in Tempelhof zu ersparen, er-
öffnete am Dienstag, 3. August, eine neue
Beratungsstelle in Lichtenberg. Gerade
für ältere Bürger, für die eine Beratung
per Telefon oder E-Mail oftmals schwie-
rig ist, eine wichtige Sache.

30 Jahre mussten die Bewohner in
den Ost-Bezirken darauf warten, bis sie
nun endlich vor Ort Beratung bekom-
men. „1991 wurde ein Standort in der Al-
lee der Kosmonauten eröffnet, um 1996
wegen gekürzter Mittel wieder zu schlie-
ßen“, sagte Dörte Elß, Vorstand der Ver-
braucherzentrale Berlin, bei der Eröff-
nung mit Justiz-Senator Dirk Behrendt
(Grüne) im Mehrgenerationenhaus
„Kiezspinne“. Dieses bietet neben So-
zial- nun auch Verbraucherberatung an.

Nach der Schließung in den 1990er-
Jahren habe es zwar immer wieder Ver-
suche gegeben, im Osten ein Büro zu er-
öffnen, so Elß. Doch ohne Erfolg. Umso
mehr freue es sie nun, „direkt vor Ort, im
Kiez“ die Beratung der Verbraucherzent-
rale anzubieten.

Mit 74.000 Euro fördert das Land
Berlin den Ausbau der Servicestrukturen
im Ostteil der Stadt. Weitere Anlaufstel-

LEA HENSEN

Der Naturschutzbund (Nabu) Branden-
burg bittet Reisende am Flughafen Ber-
lin-Brandenburg (BER) auf tote Vögel zu
achten. Hintergrund sind die Glasfassa-
den, an denen laut Nabu besonders viele
Vögel zu Schaden kommen. „Glasbe-
währte Fassaden sind für Vögel beson-
ders problematisch, weil die Tiere sie
nicht als Hindernis wahrnehmen“, sagt
Manuela Brecht, Naturschutzreferentin
des Nabu. Vögel würden in dem Glas nur
die Landschaft erkennen, die durch-
scheint oder sich spiegelt. Beim Aufprall
würden sie oft schwerste Verletzungen
erleiden und sterben. Nur rund 20 Pro-
zent der Unfälle hinterließen Spuren:
Die Dunkelziffer sei hoch. Schätzungs-
weise mindestens 100 Millionen Vögel
sterben in Deutschland jedes Jahr auf
diese Art.

Bereits vor Eröffnung des BER hat-
ten Besucher von toten Vögeln und Auf-
prallspuren an den Fassaden berichtet.
Die Naturschutzverbände Nabu und
Bund sagen, sie hätten sich bereits im Ja-
nuar an die Flughafen Berlin-Branden-
burg (FFB) GmbH und die zuständigen
Naturschutz- und Genehmigungsbehör-
den gewandt. Auf Nachfrage gibt die FBB
an, bei Bau und Genehmigung des BER
seien alle relevanten umweltrechtlichen
Aspekte berücksichtigt worden. „Kolli-
sionen von Vögeln mit großen Glasflä-
chen sind ein grundsätzliches Phänomen
und kein spezifisches Vorkommen am
Flughafen Berlin Brandenburg Willy
Brandt“, sagt ein Sprecher. Gemeinsam
mit der zuständigen Umweltbehörde ha-
be man Gefahrenstellen identifiziert, die
besser geschützt werden sollen.

Der Nabu fordert Reisende nun auf,
am BER aufgefundene Vögel mit Datum,
Uhrzeit, Ort und Foto an
vogelschlag@nabu-bb.de zu melden.

Abgesagte Reise oder Handy-Vertrag:
Beratung nun auch im Osten Berlins
Nach 30 Jahren eröffnet die Verbraucherberatung einen Standort im Bezirk Lichtenberg

Reisende sollen
tote Vögel
am BER melden

PATRICK GOLDSTEIN

Gerade während der Pandemie strebt al-
le Welt hinaus zu öffentlichen Parks und
Plätzen der Stadt. In Friedrichshain-
Kreuzberg fällt da vielen Bürgern erst
auf, wie heillos übernutzt etwa die Grün-
flächen am Urbanhafen sind, wie ver-
kommen und unübersichtlich das Sträu-
cherensemble am Südstern ist. Schon im
ersten Corona-Jahr hatte der Bezirk
einen Masterplan in Auftrag gegeben.
Dieser ist jetzt fertig. Auf seiner Grund-
lage wird im kommenden Jahr begon-
nen, das breite Areal vor dem Urban-
Krankenhaus in Ordnung zu bringen. Im
nächsten Schritt folgt die angrenzende
Baerwaldstraße mit ihrer Promenade im
Mittelbereich.

Das bei Baustadtrat Florian Schmidt
(Grüne) angesiedelte Stadtplanungsamt
hatte für das sogenannte „Freiflächen-
Entwicklungskonzept Urbanstraße“ acht
Bereiche im Gebiet ausgewählt, und be-
auftragte das Büro für Landschaftsarchi-
tektur, Stadtplanung und Mediation
SWUP, dafür einen Masterplan zu erstel-
len. Auf 207 Seiten zeigt das Büro nun
beispielsweise, wie stark etwa Land-
schaftsschäden ausgeprägt sind, was
Bürger wünschen und wo eine ausgegli-
chene Verkehrsführung erforderlich ist.
Die Kosten des Papiers beziffert der zu-
ständige Koordinator im Fachbereich
Stadtplanung, Eckart Schwalm, mit rund
140.000 Euro.

Durch Radstreifen droht
der Verlust von Parkplätzen

Die Anwohner und Nutzer des Bereichs
zwischen Baerwald- und Admiralbrücke
erwarten in den kommenden Jahren er-
hebliche Veränderungen. Aus dem Kon-
zept will Schwalm unter anderem eine
Radwegeführung übernehmen. Diese sei
bitter nötig, da sich entlang des Ufers

Fußgänger, Velofahrer und die Patienten
des Hospitals einen relativ schmalen
Weg teilen.

Stattdessen will Schwalm den Rad-
verkehr von der Baerwaldbrücke nicht
mehr hinab zum Ufer schicken, wo die
Restaurantboote liegen, sondern parallel
zum Ufer bis zum Urban-Krankenhaus
über das Carl-Herz-Ufer leiten. Von der
Krankenhausseite führt dann ein neu be-
festigter Weg hinunter ans Wasser. Auch
hier muss der Boden befestigt werden,
etwa mit Mosaikpflaster. Bei der Befra-
gung der Bürger hatten diese sich über
den Weg beschwert, der zu viele Schlag-
löcher aufweise und bei Regen matschig
werde. Der Zwei-Richtungs-Radweg
führt zum Ausgang Admiralbrücke und
zur Weiterfahrt über das Planufer.

Für andere Besucher des Areals
stellt Koordinator Schwalm auf dem der-
zeit ungepflegten Grün unterhalb des
Carl-Herz-Ufers eine Liegewiese und
einen „Naturerlebnis-Spielplatz“ in Aus-
sicht. Nicht zuletzt wegen klimabedingt
zunehmender Starkregenfälle wird beim
Umbau eine bessere Versickerung einge-
plant. Dem in der Pandemie augenfällig
gewordenen Problem zu weniger Toilet-
ten im öffentlichen Raum will der Bezirk
indes mit einemWC westlich des Hospi-
tals entgegensteuern.

Einer der Zugänge zum Ufer liegt an
der Baerwaldstraße mit ihrem breiten
Mittelstreifen. Dort mahnt das Konzept
an, die Verkehrssicherheit zu erhöhen
und Hinweise aus der Bürgerschaft zu
berücksichtigen, dass Drogenkonsumen-
ten unüberschaubare Bereiche als Rück-
zugsort nutzten.

Entsprechend will Schwalm größere
Übersichtlichkeit, Regenwasserrückhal-
tung, eine bessere Wegesicherung sowie
die deutliche Verknüpfung mit dem
Urbanhafen. Wie im gesamten Bezirk
würde laut Konzept auch an der Baer-
waldstraße der Platz für Autos reduziert.

Hier durch den Plan, in beide Fahrtrich-
tungen „Protected Bikelanes“ einzurich-
ten. Das geschähe auf Kosten der Park-
plätze. Wie viele betroffen sind, lässt
Schwalm offen.

Problematisch scheint die Umset-
zung der Maßnahmen des neuen Master-
plans. Bei der Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung seien Mittel beantragt
worden. Inzwischen gab es von dort die
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Acht Orte des Freiflächen-Entwicklungskonzepts Urbanstraße

schuldenberatung. „Immer wieder wird
Bürgern bei Stromschulden von ihren
Anbietern eine Energiesperre angedroht.
Das macht natürlich Angst“, weiß Bera-
terin Julia Hutmacher, die die persönli-
che Beratung vor Ort in Berlin macht.

Probleme bei der Kündigung von
Fitnessstudio-Mitgliedschaften, ver-
steckte Kosten bei Handy-Verträgen
oder überteuerter Wein oder „ganz be-
sonderer“ Apfelsaft – die Liste von Fall-
beispielen ist endlos. „Letzteres trifft
eher auf ältere Bürger zu. Aber ansons-
ten haben wir es mit einer breiten Alters-
spanne zu tun“, sagt Hutmacher.

In der Schulze-Boysen-Straße 38 in
Lichtenberg berät sie immer montags
von 10 bis 13 Uhr sowie dienstags von 16
bis 19 Uhr zu allen Fragen des allgemei-
nen Verbraucherrechts. Wie groß der Be-
darf in den Ost-Bezirken ist, zeigt der
Andrang auf die ersten Beratungstermi-
ne. Die 20-Minuten-Zeitfenster waren
für die kommende Woche im Nu ausge-
bucht. Einen Termin bei der Verbrauch-
zentrale Berlin kann man online auf der
Internetseite oder per Telefon unter
21 48 50 buchen.

Dörte Elß
und Justiz-
Senator Dirk
Behrendt eröff-
nen den neuen
VBZ-Beratungs-
standort in
Lichtenberg.
FOTO: JAN-HENRIK

HNIDA

,Immer wieder wird bei
Stromschulden eine

Energiesperre angedroht.
Das macht natürlich Angst.

Julia Hutmacher,
Beraterin
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Das ist bei der
Planung von
Abiturbällen wichtig

Tipps, wie die Schüler bei einer

Absage der Abschlussfeier nicht

auf den Kosten sitzenbleiben

Für Gymnasiastinnen und Gymnasiasten

ist er wohl einer der Höhepunkte am En-

de der Schullaufbahn: der Abiball. Doch

die jüngsten Abschlussjahrgänge hatten

es mit der Vorbereitung und Durchfüh-

rung schwer. Worauf Schüler bei der Pla-

nung unbedingt achten sollten.
Bevor der Abiball starten kann, müs-

sen sich Schülerinnen und Schüler mit

einem Veranstalter über die Durchfüh-

rung ihres Abiballs einig sein. Zu diesem

Zeitpunkt sollte bereits die verbindliche

Teilnehmerzahl feststellen, außerdem

die Kosten pro Eintrittskarte. Irina Krü-

ger, Juristin bei der Verbraucherzentrale

Berlin, rät von Verträgen ab, die die

Schüler selbst zu Veranstaltern machen.

Das ist etwa dann der Fall, wenn einer

oder mehrere von ihnen namentlich als

Veranstalter aufgeführt werden. In dem

Fall haften diese persönlich für alles.

Außerdem sollte der Veranstalter das Ri-

siko nicht verkaufter Karten tragen, sagt

Krüger. Auch ein kostenfreies Rücktritts-

recht müsse im Vertrag verankert sein.

Es sollten auch alle zu erbringenden

Leistungen schriftlich festgehalten wer-

den. Verträge, bei denen mehr als zwölf

Monate vor Veranstaltungsbeginn 20

oder 25 Prozent der Gesamtsumme zu

zahlen ist, seien inakzeptabel.
Wenn der Vertrag unterzeichnet ist,

die Veranstaltung aufgrund von Corona-

Anordnungen aber nicht stattfinden

kann, kann der Ball verschoben oder ab-

gesagt werden. Fällt der Ball aus, müss-

ten nur vertraglich vereinbarte Leistun-

gen bezahlt werden, die der Veranstalter

tatsächlich erbracht habe, sagt Krüger.

Zum Beispiel die Einrichtung eines On-

line-Ticket-Shops. Weigere sich der Ver-

anstalter, bei einer durch die Behörden

veranlassten Absage Geld zu erstatten,

bleibe nur der Rechtsweg. dpa

Worauf es bei der Zeiterfassung ankommt
In manchen Branchen kommen Tools zur projektbezogenen Zeiterfassung zu

m Einsatz. Fluch oder Segen für die Beschäftigten
?

AMELIE BREITENHUBER

Kaum den Rechner gestartet, schon sind

acht Stunden vorbei: So kann ein

Arbeitstag schnell mal ablaufen. Und

wissen Sie ganz genau, womit Sie diese

Arbeitszeit gefüllt haben?
In einigen Branchen und Unterneh-

men wird mittels Projektzeiterfassung

akribisch Buch geführt, wer wie viele

Stunden für welche Aufgaben aufwendet.

Ist das die totale Überwachung oder

schützt es Beschäftigte davor, mit Arbeit

überhäuft zu werden? Antworten auf

wichtige Fragen.

Was verstehtman unter projektbezoge-

ner Arbeitszeiterfassung?
Einfach ausgedrückt geht es für Unter-

nehmen darum, Teilarbeit oder be-

stimmte Projekte von Mitarbeiterinnen

und Mitarbeitern zu erfassen. Das dient

im Grunde dem Controlling.
„Sie überprüfen damit nicht, ob ein

Arbeitsvertrag erfüllt und die Arbeitszei-

ten darin eingehalten werden“, sagt Prof.

Enzo Weber vom Institut für Arbeits-

markt- und Berufsforschung in Nürn-

berg. Das müssen Unternehmen laut Ge-

setz ohnehin. Die freiwillige Projektzeit-

erfassung soll für Unternehmen darüber

hinaus deutlich machen, wie viel Arbeits-

zeit für welche Projekte oder Tätigkeiten

aufgewendet werden.
Laut Jürgen Fleig, Betreiber des Por-

tals „business-wissen.de“, geht es immer

um den Einsatz von Personal. Besonders

wichtig ist Projektzeiterfassung etwa bei

Beratungs- oder Entwicklungsprojekten.

Da spielen die Personalkosten eine große

Rolle. Bei Routinetätigkeiten und immer

gleichen Abläufen sei es dagegen nicht

notwendig, im Detail zu erfassen, wofür

die Arbeitszeit verwendet wird.

Warum führen Unternehmen die Pro-

jektzeiterfassung ein?
„Wenn Projekte geplant oder Kunden-

aufträge kalkuliert werden, ist vorab

nicht immer genau bekannt, wie hoch

der Aufwand anschließend tatsächlich

ist“, so Fleig. Unternehmen wollen also

mithilfe der Projektzeiterfassung erken-

nen, ob ihre Planungen bei der tatsächli-

chen Umsetzung aufgehen. Werde falsch

geplant, könne das für Unternehmen

nämlich ziemlich teuer werden - etwa,

weil Projektbudgets zu knapp berechnet

wurden.
Neben der internen Steuerung von

laufenden und der Planung von künfti-

gen Projekten, kann die Abrechnung

nach außen eine Rolle spielen, sagt Prof.

Weber. Zum Beispiel, wenn Unterneh-

men gegenüber Auftraggebern darlegen

müssen, wie viele Arbeitsstunden für ein

Projekt aufgewendet wurden.

Was haben die Beschäftigten davon?

Die Projektzeiterfassung verhindert Jür-

gen Fleig zufolge, dass Projekte und

Kundenaufträge zum „Blindflug“ wer-

den, weil keine Informationen zur wirk-

lich eingesetzten Arbeitszeit vorhanden

sind.
Beschäftigte können mithilfe des

Systems dokumentieren und belegen,

was sie geleistet und wie lange sie dafür

gebraucht haben. Bei Meinungsverschie-

denheiten zwischen Mitarbeitenden und

Vorgesetzten zur Frage, wer wie viel leis-

tet, kann Dokumentation dem Manage-

mentexperten zufolge eine gute Grund-

lage für sachliche Bewertungen sein.

Auch Enzo Weber findet, dass das

Konzept Positives hat. So verhindere

eine gute Projektzeiterfassung etwa, dass

Beschäftigten „kurzfristig Projekte aufs

Auge gedrückt werden“, für die sie

eigentlich gar keine Zeit haben. Beschäf-

tigte müssen ihrer Führungskraft auch

nicht erst glaubhaft machen, dass sie kei-

ne Kapazitäten haben. „Es liegen alle

Fakten da.“

Wo gibt es Nachteile für Beschäftigte?

„Erstmal haben Beschäftigte natürlich

mehr Aufwand“, sagt Weber. Denn die

exakte Dokumentation der Stunden

kann selbst durchaus einige Zeit fressen.

Darüber hinaus ermöglicht die tätig-

keitsbezogene Erfassung von Arbeitszei-

ten auch Überwachung durch die Füh-

rungskraft oder Vorgesetzte. „Wenn es

Aufwendiges Getippe am Ende des Arbeitstags? Wer seine Arbeitsstunden projektbezogen aufschreiben muss, sollte da-

von auch einen Mehrwert haben – zum Beispiel für eine bessere Planung zukünftiger Projekte. FOTO:GETTY IMAGES

so weit kommt, dass man als Beschäftig-

ter ständig Rechenschaft ablegen muss,

kann das durchaus unangenehm sein.“

Das kann zu Konflikten im Team undmit

Vorgesetzten führen – oder zu Schum-

melei.
In der Gesamt-Betrachtung heißt

das für Weber: „Die Nachteile der Pro-

jektzeiterfassung bekommen Sie auf je-

den Fall, bei den Vorteilen hängt es da-

von ab, wie gut das System eingeführt

ist.“

Was ist bei der Einführung wichtig?

„Die Grundanforderung ist: Sie brauchen

ein halbwegs effizientes System“, sagt

Weber. Haben Beschäftigte schon einen

„Riesenaufwand“, ihre Stunden für ver-

schiedene Aufgaben zu erfassen, werde

es kaum Akzeptanz geben. Wichtig sei,

dass eine tätigkeitsnahe und effiziente

Erfassung möglich ist. Vorstellbar seien

zum Beispiel gute Online-Lösungen.

Daneben hält Weber es für entschei-

dend, dass das System transparent ist,

und mindestens jeder Mitarbeiter und

jede Mitarbeiterin das eigene Konto so-

wie unter Umständen auch das des

Teams einsehen kann.
Und: Diejenigen, die das System füt-

tern, sollten auch diejenigen sein, die das

System nutzen – und daraus etwa Er-

kenntnisse zur Planung neuer Projekte

ableiten.

,Die Nachteile derProjektzeiterfassung
bekommen Sie auf jeden
Fall, bei den Vorteilen

hängt es davon ab, wie gut
das System eingeführt ist.

Enzo Weber,
Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung

Zur Unterstützung unseres Teams in unse-

rem begehbaren und beheizten Verkaufs-

haus auf dem Weihnachtsmarkt in Berlin

am Breitscheidplatz (13.11. - 04.01.2022)

suchen wir freundliche Aushilfskräfte zum

Verkauf unserer wunderschönen
und tradi-

tionellen Weihnachtsartikel. Die Arbeitszei-

ten sind flexibel und nach Absprache. Teil-

zeit oder Vollzeit beides ist möglich. Sie

haben Spaß am Kundenkontakt und Ver-

kauf, können im Team arbeiten und sind

zuverlässig, dann melden Sie sich bitte

telefonisch oder per Mail. Mindestalter 18

Jahre. S 0 98 61 40 96 20, Lang@

Wohlfahrt.com

Verkäu-
fer/-in
(m/w/d)
auf dem Weihnachts-

markt am Breitscheid-

platz

Bereit für eine Zukunft am TOLLENSESEE?

Bei der Vier-Tore-Stadt Neubrandenburg is
t zum nächstmöglichen Zeitpunkt

folgende Vollzeitstelle

Projektleiter Hochbau (m/w/d)

unbefristet zu besetzen. Das ausführliche A
nforderungsprofil der Stelle ist auf der

Homepage www.neubrandenburg.de unter
der Rubrik „Karriere“ zu finden.

Dann sind Sie bei uns richtig!

für Steuerfachleute Tel. (0 96 32)9 22 91 20

Mo-Fr 8-18h www.steuerverbund.de/

standbein

2. Standbein

in VZ gesucht. info@bsi-berlin.com
Bauleiter (m/w/d)

Beginnen Sie 2022 mit einer neuen

Herausforderung bei der Autoverita
s GmbH!

Für unser Kfz-Sachverständigenbüro am Standort Berlin-

Tiergarten suchen wir für die Erweiterung unseres Teams

engagierte Mitarbeiter/innen mit schn
eller Auffassungsgabe.

Wir suchen:

Sachbearbeiter (m/w/d)
Bürokauffrau (m/w/d)
Sekretärin (m/w/d)

Interesiert?

Dann freuen wir uns
über Ihre Bewerbung

job@autoveritas.de

CR CAPITAL AG

BBuucchhhhaalltteerr//--iinn ((ww//mm//dd))

zur Unterstützung bei der kompletten Finanzbuchhaltung, der Vor-

bereitung der Monats- und Jahresabschlüsse sowie allgemeinen Tä-

tigkeiten der kaufmännischen Abteilung gesucht.

Sie haben eine abgeschlossene kaufmännische Ausbildung oder ver-

gleichbare Qualifikation mit Schwerpunkt Finanzen, dann freuen wir

uns auf Ihre Bewerbungsunterlagen per E-Mail an:

bewerbung@cr-cap.deKönigs Wusterhausen liegt südöstlich der Bundeshauptstadt in
unmittelbarer Nähe des

Flughafens Berlin Brandenburg International. Königs
Wusterhausen ist Mittelzentrum und mit

derzeit über 38.600 Einwohnern die größte Stadt im
Landkreis Dahme-Spreewald. Sie verfügt

über eine gute Verkehrsinfrastruktur. Zahlreiche Kita
s in freier und kommunaler Trägerschaft

sowie alle im Land Brandenburg existierenden öffentlichen Schulty
pen sind vor Ort.

Bei der Stadt Königs Wusterhausen ist zum 01. April 2022 die Stelle

des Beigeordneten (m/w/d)

zu besetzen.

Der/Die Beigeordnete ist allgemeine/r Stellvertreter/i
n der Bürgermeisterin, nimmt die Leitung

einer der Bürgermeisterin unmittelbar unterstellten O
rganisationseinheit wahr und vertritt sie

ständig in diesem Geschäftsbereich.

Vorgesehen ist, dem Beigeordneten die Gesamtverantwortung für die Ber
eiche Stadtplanung

und –entwicklung, Bauen, Zentrales Gebäudemanag
ement, Tiefbau, Grünflächen und Fried-

höfe zu übertragen.

Der/Die Erste Beigeordnete wird auf Vorschlag der B
ürgermeisterin von der Stadtverordneten-

versammlung gewählt. Die Ernennung erfolgt zum/zu
r Beamten/Beamtin auf Zeit für die Dauer

von 8 Jahren, soweit die allgemeinen persönlichen V
oraussetzungen für die Berufung in das

Beamtenverhältnis auf Zeit erfüllt sind. Die Besoldun
g sowie Dienstaufwandsentschädigun-

gen erfolgen gemäß der Brandenburgischen Kommunalbesoldungsverord
nung in der jeweils

gültigen Fassung nach A 16.

Der/Die Beigeordnete muss die für das Amt erforder
lichen fachlichen Voraussetzungen erfüllen

und mehrjährige praktische Erfahrungen in leitender
Position einer Verwaltung nachweisen.

Vorausgesetzt wird die Befähigung zum höheren allgemeinen Verwaltungs- oder Justizdienst

oder zum Richteramt oder eine den vorgenannten Befähigungs
voraussetzungen vergleich-

bare Qualifikation, vorzugsweise ein abgeschlossene
s Hochschulstudium (Master/Diplom) der

Fachrichtungen Stadt- und Raumplanung, Hochbau
oder Architektur.

Die vollständige Stellenausschreibung finden Sie un
ter

www.koenigs-wusterhausen.de/543067/Stellenaussc
hreibungen

Richten Sie Ihre Bewerbung mit aussagekräftigen Un
terlagen einschließlich Zeugnissen und

Referenzen bitte bis zum 10.12.2021 bevorzugt per E-Mail an:

bewerbungen@stadt-kw.de oder an die

Stadt Königs Wusterhausen
SG Personal/Organisation
Kennwort: Wahl des/der Ersten Beigeordneten

Schlossstraße 3
15711 Königs Wusterhausen

Hausverwaltung braucht Unterstützung!

Wir suchen ab sofort eine Bürokraft, ganz-

tags, die mit allen gängigen Büroarbeiten

(Excel, Word, Outlook) bestens vertraut ist

und Lust hat, in unserem super Team in

Charlottenburg zu arbeiten. Bewerbungen

bitte an: m.heel@vkpberlin.de

Bürokraft (m/w/d)

für Nebenkostenabrechnungen, Mieterhö-

hungen sowie Mahn- und Klagewesen ab

01.01.2022 in Vollzeit von kleiner familien-

geführter Hausverwaltung in Charlotten-

burg gesucht. )Z_CC05_132928

Fachkraft (m/w/d)

Als Unterstützung für die Geschäftsführung und für das Controlling der Projekte unseres

Unternehmens sowie die Buchhaltung suchen wir zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine/n

Dipl. Betriebswirt/in, Finanzwir
t/in, Volkswirt/in für 35 Std/ Woche. STATTBAU Berlin

arbeitet seit vielen Jahren in allen Facetten der Stadtentwicklung und bietet eine inter-

essante Aufgabe in einem tollen Team. Wir freuen uns bis zum 30.11.2021 auf Ihre

Bewerbung. Nähere Angaben erhalten Sie unter www.stattbau.de/Aktuelle
s

Fachreferent Controlling / Buchhaltung (m/w/d)

Bürokauffrau (m/w/d). Min. 2 J. Berufserf.. Wöchentl. Arbeitsstunden: 30; V
orgeseher

Start 1.12.21. B info@goerer-fliesenbau.de

Fliesenleger Betrieb sucht

zur Unterstützung bei der Erstellung von Finanzbuchhaltungen zum nächstmöglichen

Termin gesucht. Wir bieten einen sicheren und sehr modernen Arbeitsplatz in Berlin Wil-

mersdorf. Bei Interesse begleiten wir gerne eine Umschulung zur Steuerfachangestellten

(m/w/d). Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung per E-Mail an: info@kanzlei-baum.de oder

per Post an: Baum & Partner, überörtliche PartG, Rather Mauspfad 61, 51107 Köln.

Kaufleute für Büromanagement (m/w/d)

Sie wollen Ihr Wissen mit Kindern teilen?

Werden Sie Pädagoge (m/w/d). Ob als

LehrerIn (Hochschulabschluss vorausge-

setzt) oder FörderlehrerIn wir bieten Ihnen

die entsprechende Weiterbildung. Förde-

rung JC/AA möglich Kursbeginn

06.12.2021; CITY Seminar LFB UG (haf-

tungsbeschränkt), Klärwerkstr. 1a, 13597

Berlin, S 0 30/ 88 67 74 35, buero@city-

seminar.de

LehrerIn werden?

Zur Unterstützung unseres sympathischen

und engagierten Teams in KuDamm Nähe

suchen wir zum nächstmöglichen Zeit-

punkt eine/n Office Manager/in mit dem

Schwerpunkt am Empfang (w/m/d). Wenn

Du Lust auf diesen Job hast dann sende

uns deine vollsta&#x308;ndigen Bewer-

bungsunterlagen (inkl. Gehaltsvorstellung)

an: jobs@ontimepr.com

Office Koordinator/in

/ Empfangsmitarbei-

ter/in (M/W/D)

ab sofort in Voll-oder Teilzeit gesucht. B

info@berliner-hausmeisterteam.de

Hausmeister (m/w/d)

Sie wollen Ihr Wissen mit Kindern teilen?

Werden Sie Pädagoge (m/w/d). Ob als

LehrerIn (Hochschulabschluss vorausge-

setzt) oder FörderlehrerIn wir bieten Ihnen

die entsprechende Weiterbildung. Förde-

rung JC/AA möglich Kursbeginn

06.12.2021; CITY Seminar LFB UG (haf-

tungsbeschränkt), Klärwerkstr. 1a, 13597

Berlin, S 0 30/ 88 67 74 35, buero@city-

seminar.de

LehrerIn werden?

sucht ZMV (m/w/d). Röntgenschein erfor-

derlich. Bewerbung schriftlich oder per

Mail. Dr. Heidari, Geisbergstr. 12-13,

10777 Berlin; praxis@dr-heidari.de

KFO-Praxis

für unsere stationäre Einrichtung "Haus Langhans" sowie unser "Verbundwohnen Lang-

hans" in Pankow, zwei Einrichtungen für chronisch suchtkranke Männer gemäß § 113

i.V.m. § 78 SGB IX, mit einem Stellenanteil von mind. 77,92 % bis zu 100 % Regelar-

beitszeit (30 - 38,5 Stunden/Woche) ab sofort gesucht. Bewerbungen bitte an: GEBEWO

- Soziale Dienste - Berlin gGmbH, Personalabteilung, bewerbu
ng@gebewo.de

Heilerziehungspfleger*innen / Altenpfleger*

innen / Ergotherapeut*innen

S-Bahn-Nähe, freut sich auf Sie. ZMF - Rezeptionsassistent/in für 4 Tage/Wo.

A 0 33 38/3 85 62

Kieferorthopädisches Praxisteam aus Bernau

Für unsere Einrichtung "Haus Schöneweide", eine besondere Wohnform für Männer mit

langjähriger Suchterfahrung gemäß § 113 i.V.m. § 78 SGB IX, mit einem Stellenanteil von

mindestens 75 % Regelarbeitszeit (28,875 Stunden/Woche) ab sofort gesucht. Bewer-

bungen bitte an: GEBEWO - Soziale Dienste - Berlin gGmbH, Personalabteilung,

bewerbung@gebewo.de

Staatlich anerkannte Sozialarbeiter*innen, Heil-

erziehungspfleger*innen, Altenpfleger*innen

und Erzieher*innen

für Warenlieferungen auf 450 € Basis/Teil-

zeit/freiberuflich in unserem Regionalge-

biet Großraum Berlin gesucht - möglichst

mit eigenem Pkw (0,30 € Vergütung/km).

Wir freuen uns auf Ihre schriftliche Bewer-

bung an: info@trend-design-vertrieb.de

Trend-Design GmbH, Lachener Str. 23,

67433 Neustadt

Fahrer (m/w/d)

(m/w/d) mit handwerklichen Fähigkeiten

zur Unterstützung unserer Autohaus-

gruppe der Motor Company ab sofort

gesucht. Bewerbung schriftlich an: M.C.F.

Motor Company Fahrzeugvertriebsges.

mbH Marketingabteilung, Ollenhauer-

straße 9-13, 13403 Berlin oder per Mail an

marketing@motor-company.de

Haushandwerker

wir suchen für unser Wohnheim in Berlin

einen zuverl. u. belastbaren Hausmeister

mit FS in VZ ab sofort (Stellvertr. Heimlei-

tung m. Bürotätigkeiten). Bewerbung bitte

schriftl. an HKS Begerbergungs GmbH,

Tempelhofer Weg 86, 12347 Berlin oder

per Mail an tempelhofer-weg@hks-

beherbergung.de

Hausmeister (m/w/d)

Sie möchten Ihre Berufserfahrung abseits

vom Krankenhausalltag sinnvoll einbringen

und weiterentwickeln? Dann sind Sie bei

uns an der richtigen Adresse! Zum weite-

ren Ausbau unserer Teams in Berlin

suchen wir ab sofort: Gesundheits- und

Krankenpfleger, DRG-Kodierfachkraft

Damit überzeugen Sie uns Sie haben eine

erfolgreich abgeschlossene Ausbildung im

medizinischen Bereich und mehrjährige

Erfahrung im Krankenhaus gesammelt

Idealerweise verfügen Sie bereits über

Kodiererfahrung oder eine abgeschlos-

sene Fortbildung zur DRG-Kodierfachkraft

Sie zeichnen sich durch eine exakte und

analytische Arbeitsweise aus und beherr-

schen das medizinische Fachvokabular

und Deutsch in Wort und Schrift verhand-

lungssicher +49 89 85 63 47 80,

bewerbung@eventus-gmbh.com

Gesundheits- und

Krankenpfleger, DRG-

Kodierfachkraft

(m/w/d) (Voll- oder

Teilzeit)

18t LKW NEU Absetzer (LP Tempelhof

Fahrgebiet ganz Berlin) bei sehr guter

Bezahlung gesucht S 030 76 28 78 98,

info@o-bautec.de

Kraftfahrer (m/w/d),

selbstständige Fahrer (m/w/d) mit eigenem

Fahrzeug für Zusammenarbeit. Gerne

auch Rentner. Tel. 030-36 41 55 47

Kurierdienst sucht

Beim Bevollmächtigten des Rates der EKD sind zum

nächstmöglichen Zeitpunkt zwei Stellen zu besetzen:

Arbeitsort: Berlin
Nähere Informationen:www.ekd.de/stellenboerse/170669

Bewerbung bis 25.11.2021 an: bewerbungen@ekd.de

Raumpfleger*in im Haus-
und Reinigungsdienst

(m/w/d) nach Schöneberg gesucht. Gute VAB, Mini-Job-Basis. A 0 30/ 21 96 84 94 Mo-

Fr. 8-13 Uhr.

Service- und Reinigungskraft

Kaufmännische Berufe
Soziale Berufe

STELLENANGEBOTE

Technische Berufe

Dienstleistungen &
weitere Berufe

Geburtstag, Hochzeit, Marathon, oder Ihre

eigene Idee - starten Sie eine eigene Spen-

denaktion zugunsten der SOS-Kinderdörfer

weltweit und motivieren Sie Ihre Freunde, Sie

zu unterstützen!
weltweit und motivieren Sie Ihre Freunde, Sie 

zu unterstützen!zu unterstützen!

www.meine-spendenaktion.de

Spenden statt
Geschenke!

Ich habe kürzlich ein Probe-Abo für On-
line-Nachhilfe im Internet abgeschlossen.
Das erste Vierteljahr war kostenlos, da-
nach folgte ein kostenpflichtiges Abo für
ein Jahr. Das habe ich jetzt am Hals, weil
ich vergessen habe zu kündigen. Ist so et-
was rechtens? Habe ich eine Möglichkeit,
aus dem Vertrag herauszukommen?

Probe-Abos führen häufig in die Kosten-
falle, da sie sich automatisch verlängern
können. Häufig beinhaltet die „Probe-
zeit“ lediglich eine beitragsfreie Zeit zu
Beginn des Vertrages. Ob der Vertrag au-
tomatisch endet oder ohne Kündigung
weiterläuft, muss sich klar aus dem Ver-
tragstext ergeben. Wenn der Vertrag
nicht automatisch endet oder innerhalb
der vereinbarten Frist gekündigt wird,
läuft er (zumeist) kostenpflichtig weiter.
Bei Nachhilfeverträgen handelt es sich

für gewöhnlich um Dienstleistungsver-
träge. Wurde dieser Vertrag auf eine be-
stimmte Zeit abgeschlossen, dann endet
das sogenannte Dienstverhältnismit dem
Ende der Vertragslaufzeit, hier also nach
einem Jahr und drei Monaten.
Grundsätzlich ist in Allgemeinen Ge-

schäftsbedingungen sogar eine Erstlauf-
zeit von bis zu 24 Monaten per Gesetz
erlaubt. Allerdings handelt es sich hier-
bei um eine Höchstfrist, die im Einzelfall
unangemessen sein kann. Grundsätzlich
wägen die Gerichte bei der Beurteilung
einer Laufzeitklausel die Interessen des
Unternehmers an einer Kalkulationssi-
cherheit einerseits und dem Interesse des
Verbrauchers auf freie Persönlichkeits-
entfaltung andererseits gegeneinander
ab. Daher kann bei Nachhilfeverträgen
auch eineErstlaufzeit von zwölfMonaten
imEinzelfall schon zu lang und damit un-
wirksam sein. Ist keine solche zeitliche
Begrenzung festgelegt, der Vertrag also
unbefristet geschlossen, ist es möglich,
denVertrag jederzeit zu kündigen. In bei-
den Fällen muss im Normalfall eine Kün-
digungsfrist eingehalten werden.
EinevorzeitigeKündigung eines befris-

teten Nachhilfe-Vertrages ist nur mög-
lich, wenn ein ausreichender Grund vor-
liegt: Dies können etwa Leistungsstörun-
gen wie häufige Unterrichtsausfälle oder
nachweislich ungenügend qualifizierte
Lehrerinnen oder Lehrer sein.Wenn eine
solcheSituation vorliegt, solltenVerbrau-
cher den Nachhilfe-Anbieter zunächst
nachweisbar und unter Fristsetzung zur
Behebung der Störungen auffordern.
Wurde derNachhilfevertragwie in die-

sem Fall über das Internet oder am Tele-
fon, also im Fernabsatz, abgeschlossen,
gilt das Widerrufsrecht. Durch einen
rechtzeitigenWiderruf gilt derVertrag so-
mit als nicht abgeschlossenund schon ge-
zahlte Beiträge werden erstattet. Es ist
wichtig, dass der Widerruf dabei inner-
halb der ersten 14 Tage, gezählt ab dem
Tag, an dem der Vertrag abgeschlossen
wurde, versendetwird.Dies ist imvorlie-
genden Fall leider nicht erfolgt. Nun ist
es wichtig, fristgerecht zu kündigen.
Wenn per Post gekündigt wird, kann der
Brief sicherheitshalber als Einwurfein-
schreiben verschickt werden. Bei einer
Kündigungper Fax sollten Sie den Sende-
bericht aufbewahren.  Foto: Thorsten Greb

Berlin - Es schien fast so, als hätten wir
den Gipfel der Energieeffizienz erreicht.
Die europäischen Energielabels auf Elek-
trogeräten zeigten in den Geschäften
nämlich zuletzt fast ausnahmslos das tief-
grüne, gute „A“,meist nochmitmehreren
Plus-Zeichen versehen. Die Botschaft,
die bei den Kaufwilligen ankommen
sollte: Sparsamer geht es fast nicht.
Doch das ist falsch. Zwar haben sich

die Verbrauchsdaten von Kühlschrän-
ken, Fernsehern oder Waschmaschinen
in den vergangenen Jahren deutlich ver-
bessert, aber seit der Label-Einführung
1994 ist auch viel Zeit vergangen. Noch
im Jahr 2006erreichten laut EU-Kommis-
sion nur etwa zwei Drittel der Kühl-
schränke und Waschmaschinen die gute
Klasse „A“. 2017waren schon 90 Prozent
als „A+“ oder besser eingestuft.
Das Label ist im Handel sehr präsent.

Bis auf sieben Prozent sei es allen Bür-
ger:innen der EU bekannt, ermittelte die
Befragung „Special Eurobarometer“.
Und fast vier von fünf nehmen bei ihrer
KaufentscheidungRücksicht auf die bun-
ten Symbole. Die EU-Kommission
möchte aber wieder weniger grün und
stattdessen mehr gelb und rot sehen, da-
mit dieHersteller beimEinsparen ehrgei-
zig bleiben. Seit Beginn desMonatsMärz
gelten deshalb neue Klassen.
Das neue EU-Energielabel sei ein ech-

ter Fortschritt, findet der Chef des Bun-
desverbands der Verbraucherzentralen
(VZBV), Klaus Müller. „Es beendet das
bisherige Kennzeichnungs-Wirrwarr und
hilft Verbrauchern, Strom und Kosten zu
sparen und gleichzeitig die Umwelt zu
entlasten.“ Endlich werde etwas umge-
setzt, das die Verbraucherschützer schon
lange gefordert hatten.

Was verändert sich in den Geschäften?
Die Plus-Zeichen verschwinden. Die
neuen Labels umfassen nur noch die
Klassen „G“ bis „A“. Das Spitzenlabel „A“

wird wieder dunkelgrün, wie zuletzt
„A+++“. Das neue „D“ ist so gelb wie das
alte „A“. Dabei dürfen nur die sparsams-
ten Geräte in die Klasse „A“, die weniger
sparsamen kommen in die schlechteren
Kategorien bis hin zum „G“. Die zuletzt
immer weniger genutzten Klassen am
Endeder Skalawerden alsowieder häufi-
ger zu sehen sein. Davon sind fünf Pro-
duktgruppen betroffen: Kühl- und Ge-
frierschränke,Geschirrspüler,Waschma-
schinen, Fernsehgeräte, Monitore und
Lampen. Das neue Label ist auch daran
zu erkennen, dass es einen schwarz-wei-
ßen QR-Code trägt. Wer den scannt, be-
kommt im Internet weitere Informatio-
nen zu dem Gerät. Dafür gibt es die On-
lineplattform EPREL, die ab März Infos
zu den Geräten bereitstellt.

Ab wann gilt das?
Für die ersten vier Gruppen ist der 1.
Märzder Stichtag, bei denLampengelten
die neuenKlassen erst ab dem1. Septem-
ber. Fürweitere Produkte soll die Reform
inden kommenden Jahren kommen, etwa
für Backöfen oder Staubsauger. Hier sind
die alten Kennzeichnungen mit den vie-
len Plus-Zeichen also noch länger aktu-
ell. Eine kleine Schonfrist gibt es für die
Händler allerdings.
Sie haben zwei Wochen Zeit, um die

neuen Labels anzubringen. Vor dem 1.
März durften sie nämlich nicht zu sehen
sein, um Verwirrungen zu vermeiden.
Teilweise waren die neuen Labels aller-
dings doch schon zu finden; in den Pa-
ckungen. Denn die Hersteller mussten
sie bereits seit November bereitstellen.
Solange sie vom Handel aber nicht offen
gezeigt werden, ist das auch in Ordnung.

Ändert die neue Skala etwas
am Verbrauch der Geräte?
Nein, nur die Skala verschiebt sich. Ein
Gerät, das zuletzt das Spitzenlabel
„A+++“ trug, könnte auf einmal nur noch
ein „C“ bekommen. Der Energiever-
brauch ist natürlich derselbe. Die Euro-

päischeKommissionmöchte die Klassen
so gestalten, dass es aktuell noch gar
keine Produkte auf dem Markt gibt, die
in die neue Klasse „A“ fallen, auch „B“
wird schwer erreichbar sein.
Das heißt, dass ab März selbst ein

„C“-Kühlschrank zu den besten Geräten
auf demMarkt zählt. EinGerätmit tiefro-
tem „G“ ist zwar weniger effizient, aber
immerhin auf Basis neuer, strengererAn-
forderungen.

Bringen die neuen Labels Verbesserungen?
Übersichtlicher ist die neue Klassifizie-
rung auf jeden Fall. Die Unterschiede der
effizienten Modelle sind auf den ersten
Blick allein durch die Farbgebung leich-
ter zu erkennen. Außerdem werden die
Messmethoden angepasst und sollen
jetzt dem Einsatz im Alltag näherkom-
men. Bei den Waschmaschinen zum Bei-
spiel ist das Testprogramm nun der
Eco-Modus für 40- bis 60 Grad-Wäsche.
Getestet wird mit normal verschmutzter

Wäsche in 100 Waschzyklen. Zuvor
hatte man einen ein Jahreswert von 220
Waschgängen angenommen.
Forschungsergebnisse sprechen dafür,

dass die Energielabels denMarkt spürbar
verändern. Eine internationale Studie
ausdemvergangenen Jahr ergab, dass frü-
here Reformen des Energielabels dazu
führten, dass die besten Produktklassen
einen deutlich höheren Marktanteil er-
zielten. Durch die Reform ist der Anreiz
für weitere Innovation größer.

Kann man die Werte der Labels vergleichen?
Die auf den Labels ausgezeichneten Ver-
brauchswerte pro Jahr sind nicht ver-
gleichbar, denn eswird künftig anders ge-
messen.Das führt dazu, dass dasselbeGe-
rät eine andere Zahl an Kilowattstun-
den erreichen wird. Der VZBV
schreibt, dass bei Spülmaschinen gene-
rell niedrigere Werte herauskommen
werden, bei Kühlschränken hingegen
führen neue Methoden in den meisten

Fällen zu höheren Zahlen. Es kommen
außerdem neue Informationen hinzu.
Bei Spülgeräten wird eine Zeitangabe
aufgedruckt, die besagt, wie lange die
Maschine für das Programm braucht,
auf dem die Messung beruht. Das ist
üblicherweise das Energiesparpro-
gramm. Wer es nicht benutzt, muss des-
halb auch von einem höheren Verbrauch
ausgehen.

Sagen die Labels auch etwas
über die Lärmbelastung aus?
Die Lautstärke vonWasch- oder Spülma-
schinen findet sich als Wert in Dezibel
unten auf den Labels. Sie fließt aber nicht
in die Klassifizierung mit den Farbcodes
ein. Stattdessen gibt es hier eine eigene
Skala von „A“ bis „D“, die klein unter dem
Messwert zu sehen ist. Die erreichte
Klasse ist fett hervorgehoben. BeiWasch-
maschinen wird auch die Effektivität des
Schleudergangs bewertet. Hier geht es
wieder von „A“ bis „G“.

RECHTS Frage

ANZEIGE

Auch für Ersatzteile von Kühlschrän-
ken, Wasch- und Spülmaschinen sowie
Monitoren gelten seit März neue Re-
geln. So sollen Reparaturen für Nut-
zer:innen leichter möglich sein. Die
Teile müssen mehrere Jahre lieferbar
sein und innerhalb von 15 Tagen bei
Käufer:innen ankommen. Außerdem sol-
len sie mit üblichen Werkzeugen ausge-
tauscht werden können. Das soll der
Nachhaltigkeit dienen. Einzelne EU-Staa-
ten gehen jedoch noch weiter: Schwe-
den verlangt beispielsweise für Repara-
turen von Haushaltsgeräten und Klei-
dung nur die halbe Mehrwertsteuer. Das
Europäische Verbraucherzentrum kriti-
siert außerdem, dass die Regeln für
Smartphones und PCs nicht gelten, ob-
wohl es sich um besonders ressourcen-
intensive Geräte handele. jbi

Probe-Abo: Muss
ich kündigen?

Warum aus A+++ jetzt plötzlich C wird
Ab sofort gelten neue Energielabels für bestimmte Elektrogeräte – das wird bei Kunden am Anfang zu Verwirrung führen

DREPARATUREN

an petra Hegemann
Verbraucherzentrale Berlin

Von Jonas Bickelmann

Die neue A-Klasse. Bei vielen Haushaltsgeräten herrscht inzwischen eine wahre Inflation von guten Energiesparwerten. Längst ist die ursprünglich einmal gute Energieeffizienz-Klasse „A“ aufgeweicht. Mit vielenPluszeichen hinter dem „A“ wollen die Hersteller dokumentieren, wie gut ihre Geräte sind. Das hat jetzt ein Ende.  Foto: Peter Kneffel/dpa/pa

Quelle: dpa, Europäische Kommission•Stand: Februar 2021 Tsp/Rita Böttcher

Neue Energielabel

Bisher NEU

A

Hersteller Modell

B B
C

D

E

F

G kWh 100XYZ

QR

Hersteller Modell

A+++

A++ A++
A+

A

B

C

D kWh/Jahr
XYZ

*Kühlschränke, Geschirrspüler, Wasch-
maschinen & Trockner, Fernseher, Lampen

Ab März 2021 gilt die neue Kennzeichnung für Haushaltsgeräte*:
die Buchstaben A bis G statt A+++ bis D.

Zusatzinformationen je nach Produkt, z. B. Jahresenergieverbrauch, Wasserverbrauch,
Geräuschentwicklung
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Ich habe kürzlich einen Brief von der Post-
bank bekommen. In dem Schreiben steht,
dass ich bis Oktober den aktuellen Gebüh-
ren und Bedingungen zustimmen soll. In
der für mich zuständigen Filiale hieß es
auf Nachfrage zusätzlich, dass mir die
Kündigung droht, wenn ich das nicht tue.
Darf die Bank das denn überhaupt?

Das Schreiben der Postbank geht zurück
auf ein Urteil des Bundesgerichtshofs
(BGH) vom April dieses Jahres.
Banken hatten bislang Änderungen ih-

rer Bedingungen und Preise in der Regel
den Kunden nur mitgeteilt und ihnen ge-
sagt: „Wenn Sie nicht widersprechen, ha-
ben Sie die Änderungen anerkannt“ Der
BGH hat im April aber festgestellt, dass
das so nicht geht beziehungsweise nur in
konkreten Grenzen möglich ist. Damit
waren die Geschäftsbedingungen der
Banken diesbezüglich ungültig, zugleich
braucht die Bank nun Ihre Zustimmung
für die aktuellen Bedingungen.
Ob die Bank Ihr Konto, wenn Sie nicht

unterschreiben, wirklich kündigt, steht
auf einem anderen Blatt. Sie könnte es
aber kündigen, sofern das Kündigungs-
recht in denGeschäftsbedingungenwirk-
sam vereinbart wurde, was in der Regel
der Fall ist. Wenn Sie nicht unterschrei-
ben, müssen Sie also im Zweifel bereit
sein, sich eine neue Bankverbindung zu
suchen. Von der neuen Bank werden Sie
allerdings wahrscheinlich in absehbarer
Zeit ein vergleichbares Schreiben bekom-
men wie jetzt von der Postbank.
WennSie dieZustimmungunterschrei-

ben, stimmen Sie damit aber nicht etwa
den auf unzulässiger Grundlage vorge-
nommenenÄnderungen nachträglich zu,
sondern nur den jetzigen Bedingungen
und Konditionen ab Oktober. In der Ver-
gangenheit auf Basis des vom Bundesge-
richtshofs monierten Vorgehens erho-
bene Gebühren können Sie dennoch zu-
rückfordern.  Foto: promo

Eine Studentin mit kleinem Budget ent-
schließt sich, etwas für ihr Lächeln zu
tun. Sie beginnt eine Behandlung mit so-
genanntenAlignern, transparentenZahn-
spangen, die die Zähne richten sollen.
Anfangs läuft alles gut, sie lässt einen

Abdruck anfertigen und bekommt dann
Schienen zugeschickt, die ihr Gebiss
ebenmäßig und perfekt machen sollen.
Aber als die geplante Behandlungszeit
zur Hälfte vorüber ist, merkt sie, dass et-
was nicht stimmt und geht in die Praxis,
in der sie den Abdruck machen ließ. „Ich
bin jetzt zur Hälfte meiner geplanten Be-
handlungszeit in die Praxis gegangen, um
den Ärzten zu zeigen, dass die weiteren
Schienen nicht dem geplanten Ziel ent-
sprechen und schlechter aussehen als zu-
vor“, schreibt die anonyme Patientin an
die Bundeszahnärztekammer (BZÄK).
„Ohne mein eigenes Eingreifen hätte ich
die Schienen also einfachweiter getragen
und ein falsches Ergebnis gehabt.“
Ihr Eindruck: Die Schienen, die ihre

Zähne verschieben sollten, hatte sich zu-
vor keine professionelle Kraft ange-
schaut. In einer späteren Nachricht
schreibt die Patientin von großen Kiefer-
schmerzen, knackenden Kiefergelenken
und aufeinanderstoßenden Eckzähnen.
„Ich bin Studentin und kann mir eigent-
lich nicht den Betrag für die Aligner, den
Preis für den Kieferorthopäden und die
juristische Unterstützung leisten, aber

wenn ich Aussicht
auf Erfolg habe,
würde ich es natür-
lich machen“,
schreibt die ano-
nyme Betroffene.
Aligner sind in

Mode: In sozialen
Medien, aber auch
in millionenfach an-
geschauten Sendun-
gen wie „Germanys
Next Topmodel“

werben Hersteller von Alignern und ver-
sprechen ein perfektes Lächeln zubezahl-
baren Preisen. Doch dass etwas schief
geht bei der Behandlung, die oft über
Postzusendungen mit Abdruckformen
undSchienen funktioniert, ist keinEinzel-
fall: „Im Austausch mit anderen Patien-
ten, denen es ähnlich ergeht, stellt sich
auch heraus, dass diese Monate auf ihre
neuen Schienen warten müssen und dass
es nach der neuen Behandlung immer
noch nicht passt", schreibt die Patientin.
Auch Verbraucherschützer schlagen

Alarm. Die Verbraucherzentralen Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz ha-
ben dieWebseiten von vier gewerblichen
Aligner-Firmen ausgewertet. „Das Ge-
schäftsmodell kann für Kund:innen pro-
blematisch werden, wenn die Behand-
lung nicht verläuft wie gehofft“, warnt
Tanja Wolf, Leiterin des Projekts Fakten-
check-Gesundheitswerbung bei der Ver-
braucherzentrale NRW. Eine Aufklärung
über Risiken und Alternativen finde auf
keiner der untersuchten Webseiten statt.
Welches Personal die Behandlung über-
wacht undwie sie dokumentiert wird, sei
ebenfalls unklar.
Ein weiteres Problem ist die Haftung.

„Dass alle überprüften Unternehmen zu-
sätzlich versuchen, das Widerrufsrecht
auszuschließen, indem sie sich auf Zahn-
schienen als individuell gefertigte Pro-

dukte berufen, ist aus Verbrauchersicht
nicht hinnehmbar“, sagtWolf. Außerdem
monieren die Verbraucherschützer:in-
nen die Preisgestaltung. Die Webseiten
locken mit günstig erscheinenden Mo-
natsraten, die aber insgesamt meist teu-
rer sind als die Einmalzahlung. Beispiel
DrSmile: Bei leichter Zahnkrümmung
steigen die Kosten für eine Behandlung,
die einmalig 1790 Euro kosten würde,
bei monatlicher Zahlung auf 2376 Euro.
DasProblem ist in derPolitik angekom-

men. Die BZÄK fordert eine Änderung
des Zahnheilkundegesetzes für die schär-
fere Regulierung von Behandlungen mit
sogenannten Alignern. Die Kammer un-
terstützt damit einen Antrag, den die
FDP-Fraktion kürzlich im Gesundheits-
ausschuss zur Diskussion gebracht hatte.
„Alignerbehandlungen gehören in die
Hände von approbierten Zahnärzt:in-
nen“, sagt der Vizepräsident der Bundes-
zahnärztekammer, Dietmar Oesterreich.
Dennals zahnärztlicheBehandlungmüss-
ten sie auch von Zahnärzt:innen verant-
wortet werden. Bei Alignerbehandlun-
genhandelt es sich abermeist umFernbe-
handlungen.DabeiwerdendenPatient:in-
nen in der Regel nach einemScan vor Ort
insgesamt bis zu fünfzig Schienen zuge-
schickt, die sie etwa alle 14 Tage wech-
seln. So soll graduell ein Ziel-Erschei-
nungsbild des Gebisses erreicht werden.
DiesePraxis ist vor allem indenUSAver-
breitet, seit einigen Jahren aber auch auf
dem deutschen Markt verfügbar.
„Die Aligner, die in diesen Behandlun-

gen angewendet werden, sind industriell
hergestellt“, sagt Oesterreich. Ein Com-
puter legt den Zuschnitt fest, das Ender-
gebnis entsteht amRechner, und die Zwi-
schenschritte bis dahin werden ebenfalls
in einer Simulation errechnet. „Ein Zahn-
arzt ist dabei scheinbar nicht nötig“, so
die Kritik der BZÄK. Dabei sei aber gar
nicht sicher, ob diese Zwischenschritte
überhauptmachbar und gesund sind.Der
Körper folge keiner Simulation. „Die Ali-
gnerbehandlung ist ein kieferorthopädi-

sches Therapieverfahren, das vielleicht
einfach erscheinen mag – das ist es aber
nicht“, gibt Oesterreich zu bedenken.
Manbrauche eine ausführlicheBefunder-
hebung und eine Röntgendiagnostik, um
die richtige Therapie festzulegen.
Aligner seien nämlich längst nicht für

alle Fälle geeignet. Bei einer derartigen
Behandlung wirken oftmals starke
Kräfte auf die Zähne ein, die den Auf-
oder Abbau von Zahnknochen bewir-
ken, so Oesterreich. Die Folgen einer
Falschbehandlung: Sind die Kräfte zu
stark, kann das zur Lockerung von Zäh-
nen führen oder sogar entzündliche Pro-
zesse, etwa an den Wurzeln, verursa-
chen. „Deshalb müssen die Kräfte, die
auf Zähne einwirken, immer wieder
zahnärztlich überprüft und bei Kompli-

kationen eingegriffen werden“, sagt Oes-
terreich. Bei Alignertherapien durch
Fernanbieter werden meist aber weder
standardmäßige Kontrollen durchge-
führtnochderAbschlussbewertet.Esgibt
auchkeinenBehandlungsvertragimrecht-
lichenSinne,beidemaufgrundeinerDiag-
nose gemeinsam eine geeignete Behand-
lung ausgewählt wird. Häufig sei den Pa-
tient:innenauchnicht klar,dass sie relativ
lange eine Abschlussschiene tragen müs-
sen, damit die Zähne tatsächlich in der
neuen Position bleiben, so Oesterreich.
OhnedieseMaßnahmesinddieZähneun-
ter Umständen wieder relativ schnell an
ihrenursprünglichenPositionen.
Die unzufriedene Patientin wandte

sich an die Kammer, weil sie gegen den
Aligner-Hersteller klagen wollte. Doch

wirklich weiterhelfen, kann ihr die Kam-
mer nicht, weil die Aligner-Anbieter
nicht unter das zahnärztliche Berufsrecht
fallen. „Irgendwann haben die Hersteller
gemerkt, dass es ganz ohne Zahnärzt:in-
nen nicht geht“, so Oesterreich.
Eingebunden werden die Ärzte oft

eher pro forma, manchmal als Gatekee-
per:innen, die feststellen, ob Patient:in-
nen für eine Alignerbehandlung geeignet
sein könnten. Für eine regelmäßige Be-
treuungund als festeAnsprechpartner:in-
nen stünden sie nach Erfahrung der
BZÄK aber häufig nicht zur Verfügung.
„DieHersteller sind in derRegel nicht ap-
probierte Zahnärzt:innen, sodass sie
nicht unter dieKontrollfunktionderKam-
mern fallen“, sagt Oesterreich. „Somit
sind die Patienteninteressen auf den
Markt geworfen.“
Bei Fernbehandlungenkommendie Fir-

menausKammersicht den ärztlichenAuf-
klärungspflichten nicht nach. Allerdings
hat der Bundesgerichtshof prinzipiell zu-
gelassen, dass Privatfirmen zahnärztli-
cheLeistungen erbringen können. Es gibt
nach Ansicht der BZÄK aber noch kein
ausreichendes gesetzliches Regelwerk,
um die Erbringung von zahnheilkundli-
chenLeistungen durchGmbHs zu regeln.
Die Kammer will nun sicherstellen,

dass Zahnheilkunde bewusst aus dem
Markt herausgenommen wird. „Wir for-
dern, dass diese Firmen zahnärztlich ge-
führt werden, sodass sie der Berufsüber-
wachung unterliegen“, sagt Oesterreich.
Außerdem seien ordentliche Behand-
lungsverträge nötig sowie die Einhaltung
der fachlichen Standards.
Das alles soll nach dem Willen der

BZÄK ins Zahnheilkundegesetz aufge-
nommenwerden. Oesterreich ärgert sich
zudemüber dieUngleichbehandlung von
niedergelassenen Zahnärzten und Fir-
men: „Per Berufsordnung sind wir zu Ei-
genverantwortlichkeit und Unabhängig-
keit verpflichtet unddürfennicht gewerb-
lich tätig werden. Das ist bei diesen Be-
handlungen nicht gewährleistet.“

RECHTS Frage

ANZEIGE

Die Zahl der amtlichen Warnungen vor
gefährlichen undunhygienischenLebens-
mitteln und weiteren Produkten ist seit
Jahresbeginn gestiegen. Das berichtet die
„Wirtschaftswoche“ unter Berufung auf
das Bundesamt für Verbraucherschutz
und Lebensmittelsicherheit. Demnach
wurden auf dem staatlichen Portal „le-
bensmittelwarnung.de“ bis Ende August
167 Warnungen veröffentlicht, 30 mehr
als im Vorjahreszeitraum. Davon bezo-
gen sich 139 Meldungen auf Lebensmit-
tel (39 mehr als im Vorjahreszeitraum),
der Rest entfiel auf Bedarfsgegenstände
und Kosmetika. Im Lebensmittelbereich
betrafen viele Rückrufe Obst und Ge-
müse, Getreide und Backwaren, gefolgt
von Fleisch, Geflügel undWurst.  dpa

Für geschädigte Patient:innen stellt
sich die Frage: Wer hilft mir bei Proble-
men? Weil die Behandlungen nicht von
approbierten Zahnärzt:innen begleitet
werden, haben die Kammern keine Zu-
griffsrechte. Beratung können aber die
unabhängige Patientenberatung und
die Verbraucherzentralen anbieten. Un-
abhängige Kieferorthopäd:innen kön-
nen beurteilen, ob ein Schaden vorliegt
und die Behandlung abgebrochen wer-
den sollte. Allerdings übernehmen die
gesetzlichen Krankenkassen kieferor-
thopädische Behandlungen bei Erwach-
senen in der Regel nicht. Zeigen die Fir-
men kein Einsehen und verbessern die
Schienen die Beschwerden nicht ausrei-
chend, bleibt nur der Gang zum Anwalt.
Deshalb gilt: Die Korrespondenz mit
dem Anbieter aufbewahren, ebenso wie
Befunde vom Kieferthopäden.
Tipp: Alignerbehandlungen bieten auch
reguläre Zahnärzte und Kieferorthopä-
den an – und die sind bei Pannen ganz
sicher haftbar. nag

Darf die Bank
kündigen?

DWER HILFT

an Volker Schmidtke
Verbraucherzentrale Berlin

Zahnkorrektur im Hausgebrauch: Bei der Anpassung transparenter Spangen sind Zahnärzte kaum beteiligt. Das ist gesundheitlich riskant.  Foto: imago images/edwardolive

Werbung: Bei Heidi Klums GNTM lief Wer-
bung von DrSmile.  Foto: Imago/Future Image

Mit Heulen und Zähneklappern
Transparente Spangen

fürs Gebiss sind der Hit.
Doch sie machen
mehr Probleme

als bisher bekannt ist

Es gibt keine
Kontrolle:
Spangen
werden mit
der Post
geschickt

Mehr Rückrufe
von gefährlichen
Produkten
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Von Nantke Garrelts

Besuchen Sie uns unter shop.tagesspiegel.de oder kommen Sie vorbei:
Tagesspiegel-Shop, Askanischer Platz 3, 10963 Berlin, Mo. – Fr. von 11 bis 13 Uhr, 13.30 bis 16 Uhr. Zugang über Kundenparkplatz.Unsere Bestellhotline (030) 290 21-520 ist momentan eingeschränkt erreichbar. Schicken Sie Ihre Anfragen gerne auch an shop@tagesspiegel.de.Preise inkl. MwSt., zzgl. 5,95 € Versandkosten. Anbieter: Verlag Der Tagesspiegel GmbH, Askanischer Platz 3, 10963 Berlin.

Ihre Jahreskarte der Stiftung Preußische
Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg

Preis inkl. MwSt. zzgl. 5,95 € Versand.

nur 48 € statt 60 €
Bestellnr. 14501

Königin und König für ein Jahr
mit der Jahreskarte der Stiftung Preußische Schlösser
und Gärten Berlin-Brandenburg

Nur bei uns!

20%
Rabatt

Mehr Infos unter: www.spsg.de/jahreskarte

Bei einer coronabedingten Schließung der Schösser,
wird die Gültigkeit der Jahreskarte entsprechend verlängert.

Wir laden Sie ein, auf Zeitreise zu gehen – mit einer Jahreskarte der Stiftung 
Preußische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg! Neben dem weltberühmten
Sanssouci in Potsdam und dem Schloss Charlottenburg in Berlin locken im
Land Brandenburg die Schlösser Rheinsberg, Caputh, Königs Wusterhausen,
Oranienburg und Paretz als ideale Ausfl ugsziele. Die Jahreskarte berechtigt zum
freien Eintritt von Schlössern und anderen historischen Gebäuden, sowie sämtlicher
Sonderausstellungen der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten Berlin-
Brandenburg. Darüber hinaus erhalten Sie einen Rabatt in allem Museumsshops
und in zahlreichen gastronomischen Einrichtungen in und an den Schlössern.

DONNERSTAG, 4. NOVEMBER 2021 * Preis 2,00 Euro
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Kino- und Kulturprogramm
für eineWoche im Extraheft FOTO: WALT DISNEY

Viel Neuzugänge bei Marvel
Chloé Zhao, die Oscar-Abräumerin des Jahres, durfte ihren ersten Blockbuster drehen: „Eternals“ SEITE 2

BerlinLive
TIPPS & TERMINE FÜR BERLIN 4. BIS 10. NOVEMBER 2021

www.morgenpost.de/live

„Wetten, dass..?“ kommt zurück
Nach sieben Jahren moderiert Thomas Gottschalk am Sonnabend die Show. Seite 8

FOTO: ORF/THOMAS JANTZEN /PA
Redaktionsschluss: 23.oo Uhr | H | Nr. 301 / 44. W.
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WETTER Bewölkt und regnerisch
Heute überwiegt eine graue Wol-
kendecke. Dazu regnet es teilweise
auch kräftig. Die Temperaturen
erreichen nur noch Höchstwerte um
6 bis 8 Grad. Seite 10

BÖRSE Dax und Euro
Der deutsche Leitindex Dax legt um

0,03 Prozentpunkte auf 15.959,98 Zähler zu.

Die Gemeinschaftswährung Euro verliert
0,22 Prozentpunkte und kostet 1,1578 Dollar.
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BERLIN – Fahrrad-Initiativen hatten
am Mittwoch Grund zur Freude: Sie fei-
erten den symbolischen Spatenstich für
den Bau des Fahrradweges entlang des
Tempelhofer Damms, zu dem das Stra-
ßen- und Grünflächenamt Tempelhof-
Schöneberg vor dem Rathaus Tempelhof
eingeladen hatte. Zwischen Alt-Tempel-
hof und Ullsteinstraße bekommt die viel
befahrene Hauptverkehrsstraße einen
geschützten Fahrradweg. Dafür entfallen
jedoch etwa 700 Parkplätze. Laut Be-
zirksamt sollen die Bauarbeiten an der
1,8 Kilometer langen Strecke offiziell erst
in der kommenden Woche beginnen. In
diesem Jahr sollen zunächst die Fahr-
bahn saniert werden und erste Markie-
rungen erfolgen. „Im kommenden Jahr
folgen die Neumarkierungen an den
Knotenpunkten und Umbauarbeiten an
den Querungsstellen“, heißt es in einer
Mitteilung des Bezirksamts. Im Zuge des
Radwegebaus werden in dem Gebiet
Parkzonen angelegt. Seite 14

Höchste französische
Auszeichnung
für die Kanzlerin

Tempelhofer Damm
bekommt
einen Fahrradweg

BERLIN – Vandalismus vor dem Confe-
rence-League-Spiel zwischen dem 1. FC
Union und Feyenoord Rotterdam: In der
Nacht zu Mittwoch ist ein Teil der East
Side Gallery in Friedrichshain mit einem
großen „Feyenoord“-Graffito verunstal-
tet worden. Laut Polizeiangaben handelt
es sich um einen 18 mal zwei Meter gro-
ßen Schriftzug. Zwei Tatverdächtige
wurden festgenommen. Bei den Män-
nern wurden Farbreste an den Händen
festgestellt und mehrere Farbspraydo-
sen beschlagnahmt. Der 1. FC Union
empfängt den niederländischen Erstli-
gisten aus Rotterdam an diesem Don-
nerstag im Olympiastadion. Die Polizei
erwartet Auseinandersetzungen zwi-
schen den Fans und ist mit 1900 Kräften
aus mehreren Bundesländern im Ein-
satz. Verein und Sicherheitskräfte setzen
auf eine strikte Trennung der Fan-Grup-
pen. Schon imHinspiel vor zwei Wochen
hatte es Ärger mit Feyenoord-Fans gege-
ben. Seiten 2 und 21

BERLIN/BEAUNE – Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) ist mit ihrem
Mann Joachim Sauer am Mittwoch zu
einem Abschiedsbesuch in Frankreich
eingetroffen. Der französische Präsident
Emmanuel Macron und seine Frau Bri-
gitte empfingen Merkel in Beaune im
Burgund. Im Rahmen des Treffens ver-
lieh Macron Merkel am Abend das Groß-
kreuz der Ehrenlegion, die höchste Aus-
zeichnung Frankreichs. Die Einladung
sei ein Zeichen der „engen Beziehungen
zwischen Deutschland und Frankreich“,
sagte eine Regierungssprecherin in Ber-
lin. Im Zentrum stünden der Austausch
über internationale und europapoliti-
sche Themen. Auf dem Programm stand
auch ein Besuch der mittelalterlichen
Hospitalstiftung. Macron ist für Merkel
der vierte französische Präsident, mit
dem sie während ihrer Amtszeit zusam-
mengearbeitet hat. dpa/afp

Rotterdam-Fans
sprühen Graffito auf
East Side Gallery

176 Meter: Baustart
für Berlins höchsten
Turmbau in Neukölln

BERLIN – Vor zehn Jahren hatte der
Unternehmer Ekkehard Streletzki die
Idee, Berlins höchstes Hotel zu errich-
ten. Nach vielen Verzögerungen wurde
am Mittwoch der offizielle Baustart an
der Sonnenallee gefeiert. Bereits 2024
soll der Estrel Tower mit Skybar, Büros
und Kreativflächen fertig sein. Mit 176
Metern und 44 Etagen ist der Tower
deutlich höher als die Türme, die am Ale-
xanderplatz in Mitte hochgezogen wer-
den. Das hat die Debatte über die gelten-
den Höhenbegrenzungen für Berliner
Gebäude neu entfacht. „Wir sollten uns
keine pauschalen Grenzen auferlegen“,
sagte die designierte Regierende Bürger-
meisterin, Franziska Giffey (SPD). Seite 16

Merkel: Einschränkungen für Ungeimpfte
Kanzlerin warnt vor Zuspitzung der Corona-Lage in Kliniken und Heimen. Spahn: „Vierte Welle mit besonderer Wucht“

BERLIN – In der Corona-Krise wachsen
die Sorgen vor einer neuen Zuspitzung
der Lage vor allem in Pflegeheimen und
Regionen mit rasant steigenden Infek-
tionszahlen. Vor diesem Hintergrund
hält Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) neue Einschränkungen für mög-
lich – diese sollen aber nur Ungeimpfte
treffen, wie ihr Sprecher Steffen Seibert
am Mittwoch sagte. Menschen mit voll-
ständigem Impfschutz sollten davon
ausgenommen werden. Bundesgesund-
heitsminister Jens Spahn (CDU) sagte,
die vierte Infektionswelle habe Deutsch-
land „mit besonderer Wucht getroffen“.

Der Kanzlerin bereite die derzeitige
Pandemielage „große Sorge“, sagte Sei-
bert. „Wenn sich die pandemische Lage
in den Krankenhäusern regional weiter
zuspitzt, dann sind weitere Beschrän-
kungen nur bei den Nicht-Geimpften
möglich“, fuhr er fort. Solche Beschrän-
kungen könne es dann in Form von 2G-
Regeln geben. Das heißt, Geimpfte und
Genesene wären von den Beschränkun-
gen ausgenommen. Merkel ließ Sorge
und ein Stück weit Unverständnis über

die hohe Zahl der Ungeimpften durchbli-
cken. Seibert sagte: „Was ihr große Sor-
gen macht, ist, dass wir weiterhin über 16
Millionen ungeimpfte Erwachsene in
Deutschland haben, mehr als drei Millio-
nen Ungeimpfte über 60 Jahren – trotz
der nachweislichen Sicherheit und Wirk-
samkeit der Impfstoffe, trotz der für alle
und jeden verfügbaren Informationen,
trotz der Leichtigkeit, mit der man jetzt
an den reichlich verfügbaren Impfstoff
kommen kann.“

Minister Spahn forderte zudem
mehr Tempo bei den Auffrisch-Impfun-
gen, um die Ausbreitung des Virus zu
verlangsamen. „Die Pandemie ist nicht
vorbei“, sagte er. „Wir erleben vor allem
eine Pandemie der Ungeimpften – und
die ist massiv.“ Spahn zeigte sich unzu-
frieden mit der Zahl der Auffrischungs-
impfungen für bereits Geimpfte. Seit Au-
gust habe es nur zwei Millionen solcher
Booster gegeben, „das reicht nicht“, kri-
tisierte er. „Die Auffrisch-Impfungen
helfen, die vierte Welle zu brechen.“

Am Donnerstag und Freitag wollen
Spahn und die Gesundheitsministerin-

nen und -minister der Länder über das
weitere Vorgehen beraten. Spahn nannte
am Mittwoch drei Punkte: Die Zahl der
Auffrisch-Impfungen müsse nach oben
getrieben werden, wobei jeder ungeach-
tet des Alters eine solche Impfung in An-
spruch nehmen könne. Für Beschäftigte
und Besucher in Pflegeeinrichtungen
forderte er einen Testzwang – auch für
Geimpfte. Die in Brandenburg einge-
führte Regel der täglichen Tests für das
Pflegepersonal gilt in Berlin bereits. Al-
lerdings prüft der Senat weitere Ver-
schärfungen. In der Diskussion stehen
verstärkte Testpflichten auch für Besu-
cher. Nächste Woche will der Senat über
schärfere Vorschriften entscheiden.

Der Chef des Robert-Koch-Instituts,
Lothar Wieler, nannte die derzeitigen
Ansteckungszahlen „erschreckend“ und
rief auch zu Auffrisch-Impfungen auf:
„Wenn wir jetzt nicht gegensteuern,
wird diese vierte Welle wieder viel Leid
bringen.“ Spahn und Seibert berichteten,
dass in manchen Regionen mit hohen
Ansteckungsraten bereits jetzt die Inten-
sivbetten knapp würden. In manchen

Krankenhäusern herrsche eine „wirklich
schlimme Situation“, sagte Seibert. Me-
dizin-Experten betonten die hohe Wirk-
samkeit der Auffrisch-Impfungen. Der
Schutz könne nach einem solchen Boos-
ter deutlich steigen, sagte der Berliner
Immunologieprofessor Leif Erik Sander.
Er verwies auf eine Studie aus Israel, die
einen nach der dritten Impfung um das
20-Fache erhöhten Schutz belege.

Auch Bayerns Ministerpräsident
Markus Söder (CSU) warnte vor Über-
lastung der Krankenhäuser. Die Situa-
tion in den Kliniken sei „sehr, sehr be-
sorgniserregend“, sagte er in München.
In den weiterführenden Schulen des
Landes wird zudem nach den Herbstfe-
rien für zwei Wochen eine Masken-
pflicht eingeführt, in den Grundschulen
für eine Woche. Einen neuen Lockdown
schloss Söder aus. Angesichts der sich
verschärfenden Lage zeichnete sich ein
baldiges Spitzentreffen von Kanzlerin
Merkel mit den Länderchefinnen und
-chefs ab; dies könnte kommendeWoche
stattfinden. Merkel sei offen für ein sol-
ches Treffen, sagte Seibert. Seiten 5 und 19
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Pop verabschiedet sich
aus der Landespolitik
Berlins Wirtschaftssenatorin Ramona
Pop (Grüne) steht nicht für eine wei-
tere Amtszeit im Senat zur Verfügung.
Das sagte sie am Mittwoch. Seite 13

morgenpost.de
Nachrichten rund um die Uhr

STRAFMAßNAHMEN

USA setzen israelische
Softwarefirma auf Sanktionsliste

Die USA haben die israelische Entwick-
lerfirma der Spionagesoftware Pegasus
auf ihre Sanktionsliste gesetzt. Auch
gegen eine weitere israelische Software-
firma würden Strafmaßnahmen ver-
hängt, hieß es am Mittwoch in Washing-
ton. Es gebe Beweise, dass die Unter-
nehmen „Spionagesoftware entwickelt
und an ausländische Regierungen gelie-
fert haben“, die diese Tools zur böswilli-
gen Überwachung unter anderem von
Regierungsbeamten, Journalisten und
Geschäftsleuten eingesetzt hätten. dpa

FLUCHT

292 Migranten bei Calais
aus dem Ärmelkanal gerettet

Im Ärmelkanal bei Calais in Frankreich
sind 292 Migranten aus Seenot gerettet
worden, die mit kleinen Booten über die
Meerenge nach Großbritannien gelan-
gen wollten. An den Hilfseinsätzen
waren Schiffe der französischen Marine,
der Küstenwache, des Zolls sowie ein
Marine-Hubschrauber beteiligt, wie die
maritime Präfektur am Mittwoch mit-
teilte. In diesem Jahr wurden allein bis
Ende August knapp 16.000 Migranten
im Ärmelkanal gerettet. dpa

HANDEL

Sonderpreise für „ablaufende“
Lebensmittel werden einfacher

Supermärkte können Produkte mit bald
ablaufendem Haltbarkeitsdatum künftig
einfacher zu Sonderpreisen anbieten,
um sie nicht wegwerfen zu müssen. Das
sieht eine Neuregelung ab Mai 2022 vor,
wie das Ernährungsministerium am
Mittwoch mitteilte. So müssen Läden
nicht mehr einen neuen Gesamtpreis
auszeichnen und ein neues Preisschild
erstellen, sondern können zum Beispiel
nur einen Aufkleber wie „30 Prozent
billiger“ an dem Produkt anbringen. dpa

Kasupke sagt ...
... wie es ist

Ja, is denn schon wieda Weihnachten?
Eijentlich erst in anderthalb Monaten,
aba am Breitscheidplatz hamse jetzt
schon den Weihnachtsbaum uffjestellt.
Bissken früh, aba noch unjeschmückt
und vor allem jut jewachsen. Det war ja
beileibe nich imma so. Wat hamwa
schon jelacht üba Krüppelfichten, merk-
würdije Kunstbäume und abjebrochene
Spitzen. Nee, diesma isset ne prächtije
Nordmann-Tanne, und die kommt aus
Marzahn! Wenn det keen Beweis für die
vollzogene Einheit is. Also, ick freu mir
uff Weihnachtsbeleuchtung, den Weih-
nachtsmarkt und jebrannte Mandeln.
Und wenn’s nich andas jeht, kipp ick mir
den Jlühwein eben hinta die Maske.

kasupke@morgenpost.de

Verbraucherzentrale verklagt SuperFit
Kunden beschwerten sich über Mitgliedsbeiträge trotz coronabedingter Schließungen

ALEXANDER ROTHE

BERLIN – Neun Monate waren die Su-
perFit-Sportstudios aufgrund der Coro-
na-Krise geschlossen. Trotzdem wurden
durchgängig Mitgliedsbeiträge bis zu
29,90 Euro pro Monat erhoben – teilwei-
se wurden sogar Mahnungen durch Su-
perFit verschickt und Inkassoverfahren
durchgeführt, wie die Verbraucherzent-
rale mitteilt. Die Beschwerden von Kun-
dinnen und Kunden des Fitnessanbieters
hätten sich seit Beginn der Pandemie ge-
häuft. Nun erhebt der Bundesverband
der Verbraucherzentralen mit Unter-
stützung aus Berlin eine Musterfeststel-
lungsklage gegen das Unternehmen. Da-

ran können sich alle Mitglieder von Su-
perFit-Sportstudios beteiligen, die von
den coronabedingten Schließungen be-
troffen waren.

„Unserer Ansicht nach sind die Er-
folgsaussichten der Klage sehr gut, da es
keine juristische Grundlage für die For-
derung der Mitgliedsbeiträge während
der pandemiebedingten Schließzeit
gibt“, erklärt Josephine Frindte von der
Verbraucherzentrale Berlin. SuperFit ha-
be seine Leistungen während der neun-
monatigen Schließung nicht erbringen
können und somit keinen Anspruch auf
eine Gegenleistung.

Dem hält SuperFit entgegen, dass
die fortlaufende Abhebung der Mit-

gliedsbeiträge rechtmäßig und von der
Mehrzahl der Rechtssprechungen bestä-
tigt worden sei: „Die Folgen der corona-
bedingten Schließungen können über
Vertragsanpassungen geregelt werden“,
erklärte Robert Karehnke, Rechtsanwalt
von SuperFit. Um die zu rund 95 Prozent
weiterlaufenden Kosten zu decken, wur-
den die Beiträge der Mitglieder weiterhin
abgebucht. Im Gegenzug würden ihnen
aber Freimonate garantiert.

Bisher haben sich laut Frindte mehr
als 50 SuperFit-Mitglieder bei der Ver-
braucherzentrale beschwert. Jetzt müsse
die Klage zunächst durch das Gericht ge-
prüft und in das Klageregister eingetra-
gen werden.

GLÜCKSZAHLEN AM MITTWOCH

Lotto: x10 x13 x14 x28 x44 x49
Superzahl: 0

Spiel 77: x0 x8 x4 x4 x0 x5 x8
Super 6: x5 x2 x3 x9 x8 x2
Alle Angaben ohne Gewähr
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40.642 Auskünfte,  
Anfragen und  
Beratungen

insgesamt

40 % 
Allgemeine 
Rechtsberatung

3 % 
Lebensmittel  
und Ernährung

36 % 
Energie

14 %
Finanzdienstleistungen

7 % 
Gesundheit und Pflege

14.480
Beratungen

DAS JAHR 2021 IN ZAHLEN

25.463776

62

203.37737.705.854

251

Auskünfte und 
Verweise

Rechtsbesorgungen

Abmahnungen und  
Unterlassungsklagen

Internetbesucher*innen auf 
verbraucherzentrale-berlin.de

Internetbesucher*innen auf 
verbraucherzentrale.de

Vorträge, Web-Seminare  
und Workshops



50 | Gewinn- und Verlustrechnung 2021

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 2021
Erträge 2021 2020

Einnahmen aus Zuwendungen 3.296.348,18 € 3.139.939,49 €

	 Institutioneller Haushalt 1.373.727,29 € 1.386.790,88 €

	 Projektförderungen/sonstige Zuschüsse 1.922.620,89 € 1.753.148,61 €

Einnahmen aus Beratungen und Vorträgen 290.306,30 € 286.408,64 €

Einnahmen aus Veröffentlichungen und sonstige Einnahmen 10.110,71 € 6.580,00 €

Abmahnungen 12.960,67 € 8.459,39 €

Vertragsstrafen 9.000,00 € 8.800,00 €

Prozesskostenerstattungen 11.753,24 € 11.384,26 €

Mitgliedsbeiträge und Spenden 23.236,05 € 22.188,48 €

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 12.525,00 € 24.268,98 €

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 38.115,31 € 40.768,66 €

Erträge aus der Auflösung von Verbindlichkeiten 3.076,89 € 7.020,61 €

Summe Erträge 3.707.432,35 € 3.555.818,51 €

Aufwendungen 2021 2020

Personalkosten  2.580.728,73 € 2.282.920,89 €

Miet- und Nebenkosten 329.910,39 € 313.768,66 €

Versicherungen 3.864,31 € 3.864,31 €

Beiträge 600,00 € 600,00 €

IT-Ausstattung inkl. Wartungskosten 41.702,25 € 45.021,95 €

Werbekosten 128.092,08 € 132.319,47 €

Reisekosten 8.685,45 € 5.130,08 €

Porto/Telefon/Internet 18.329,14 € 22.041,65 €

Büro- und Verbrauchsmaterial 10.152,33 € 10.383,75 €

Fachliteratur 7.790,78 € 9.275,43 €

Fortbildungskosten 14.018,19 € 9.314,77 €

Rechts- und Beratungskosten, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer 1.612,74 € 2.919,20 €

Prozesskosten – UWG 4.071,63 € 10.729,84 €

Abschreibungen 61.929,88 € 65.381,37 €

sonstige betriebliche Kosten 13.334,39 € 120.947,78 €

Sonstige Rückstellungen 368.641,25 € 444.862,81 €

Aufwand aus der Zuführung zum Sonderposten 84.378,64 € 29.855,27 €

Forderungsverlust 0,00 € 273,54 €

Steuern -6.026,63 € 3.061,78 €

Summe Aufwendungen 3.671.815,55 € 3.512.672,55 €

Ergebnis 35.616,80 € 43.145,96 €
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BILANZ ZUM 31.12.2021
Aktivseite 2021 2020

A.	 Anlagevermögen

	 Betriebs- und Geschäftsausstattung 145.547,10 € 94.694,23 €

B.	 Umlaufvermögen

I. 	 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 33.213,46 € 80.753,45 €

II. 	 Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 723.788,41 € 686.840,60 €

C.	 Rechnungsabgrenzungsposten

	 Rechnungsabgrenzungsposten 3.278,99 € 4.360,65 €

Bilanzsumme Aktivseite 905.827,96 € 866.648,93 €

Passivseite 2021 2020

A. 	 Eigenkapital

	 Eigenkapital am Anfang des Jahres 74.697,01 € 31.551,05 €

	 Jahresüberschuss Geschäftsjahr 35.616,80 € 43.145,96 €

	 Verbleiben 110.313,81 € 74.697,01 €

	 Eigenkapital am Ende des Jahres 110.313,81 € 74.697,01 €

B. 	 Sonderposten aus Zuwendung zur Finanzierung des Anlagevermögens

 	 Sonderposten aus Zuwendung zur Finanzierung des Anlagevermögens 129.748,89 € 83.485,56 €

C. 	 Sonstige Rückstellungen

 	 Sonstige Rückstellungen 102.146,08 € 101.629,22 €

D. 	 Sonstige Verbindlichkeiten

 	 Sonstige Verbindlichkeiten 563.619,18 € 606.837,14 €

E. 	 Passive Rechnungsabgrenzung

 	 Passive Rechnungsabgrenzung 0,00 € 0,00 €

Bilanzsumme Passivseite 905.827,96 € 866.648,93 €
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Mitglieder (Stand: 31.12.2021)
Einzelmitglieder � 37
Mitgliederverbände � 13

•	 Allgemeiner Blinden- und Sehbehindertenverein 
e. V.

•	 Berliner Mieterverein e. V.
•	 CDU Landesverband Berlin
•	 Deutscher Gewerkschaftsbund – Kreis Berlin
•	 Die Linke. Landesverband Berlin
•	 Katholischer Deutscher Frauenbund Diözesan

verband Berlin e. V.
•	 Mieterschutzbund Berlin e. V.
•	 Migrationsrat Berlin-Brandenburg e. V.
•	 Fahrgastverband Pro Bahn Landesverband Berlin-

Brandenburg e. V.
•	 SPD Landesverband Berlin
•	 Schutzgemeinschaft für geschädigte Kapital

anleger e. V.
•	 Türkischer Bund in Berlin-Brandenburg
•	 Verband Haus- und Wohneigentum, Siedlerbund 

Berlin-Brandenburg e. V.

Fördernde Mitglieder � 2

•	 Vattenfall � 10.000 Euro
•	 Landesbank Berlin � 10.000 Euro

Vorstand der Verbraucherzentrale Berlin e. V.
Dörte Elß

Verwaltungsrat (Stand: 31.12.2021)
Reiner Wild, Vorsitzender
Peter Gnielczyk, stellv. Vorsitzender
Sabine Babendererde
Christa Jourdan
Irene Köhne
Gerhard Müting
Dr. Heinz Willnat

Mitarbeit in Gremien und Organisationen
•	 Stiftung Warentest

-	 Kuratorium
-	 Expertenrunde Recht

•	 Verbraucherzentrale Bundesverband
-	 Arbeitskreise

•	 DIN
-	 Verbraucherrat
-	 Normungsausschuss Betreutes Wohnen

•	 Wirtschaftsausschuss für Außenhandelsfragen 
beim BMEL

•	 Runder Tisch Energieeffizienz und Energiesparen 
in privaten Haushalten in Berlin

•	 Ernährungsrat Berlin
•	 Steuerungsgruppe Fairtrade-Town Berlin
•	 Koordinierungskreis Patientenvertreter
•	 Ethikkommission der Ärztekammer Berlin
•	 Gemeinsames Landesgremium nach § 90 a SGB V
•	 Einigungsstelle für Wettbewerbsstreitigkeiten bei 

der IHK
•	 Jury gegen diskriminierende und sexistische 

Werbung
•	 Landesgesundheitskonferenz, Unterarbeitsgruppe 

Ernährung

ORGANISATION

Vorstand

Verwaltungsrat

Mitgliederversammlung

Bereich Recht und Beratung Bereich Projekte und Organisation

Sekretariat Presse

Verwaltung
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